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Bonn, den 5. März 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Belgien vom 30. Juni 
1958 über die gegenseitige Anerkennung und 
Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidun- 
gen, Schiedssprüchen und öffentlichen Urkun- 
den in Zivil- und Handelssachen 

nebst Begründung, den Wortlaut des Abkommens, des Zusatz- 
protokolls, des Notenwechsels in französischer Sprache und in 
deutscher Übersetzung sowie eine Denkschrift und eine Anlage 
zur Denkschrift. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend sind die Bundesminister der Justiz und des Aus- 
wärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 202. Sitzung am 27. Februar 1959 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 

Sdiäffer 
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Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Belgien vom 30. Juni 1958 
über die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung 
von gerichtlichen Entscheidungen, Schiedssprüchen und öffentlichen Urkunden 

in Zivil- und Handelssachen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 30. Juni 1958 Unterzeichneten Ab- 
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Belgien über die gegenseitige 
Anerkennung und Vollstreckung von gerichtlichen 
Entscheidungen, Schiedssprüchen und öffentlichen 
Urkunden in Zivil- und Handelssachen nebst Zusatz- 
protokoll vom gleichen Tage wird zugestimmt. Das 
Abkommen nebst Zusatzprotokoll wird nachstehend 
veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 19 Abs. 2 nebst Zusatzpro^okoll in Kraft 
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der gesetz- 
gebenden Körperschaften, weil es sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen soll auch im Land Berlin gelten; 
Artikel 2 enthält daher die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Absatz 1 entspricht den Erfordernissen des Ar- 
tikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Das Abkommen tritt nach seinem Artikel 19 Abs. 2 
drei Monate nach dem Austausch der Ratifikations- 
urkunden in Kraft. Dieser Tag ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. Mit dem Abkommen tritt zu- 
gleich das Zusatzprotokoll in Kraft. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutsdiland 
imd dem Königreich Belgien 
über die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung 
von gerichtlichen Entscheidungen, Schiedssprüchen und öffentlidien Urkunden 

in Zivil- und Handelssachen 

Convention 

entre la Republique federale d'Allemagne 
et le Royaume de Belgicpie 

concernant la reconnaissance et l'execution reciproque, en matiere civile 
ou commerciale, des decisions judiciaires, sentences 
arbitrales et actes authentiques 


DER PRÄSIDENT 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER BELGIER 

IN DEM WUNSCHE, die gegenseitige Anerkennung 
und Vollstreckung der gerichtlidien Entscheidungen und 
der Schiedssprüche sowie der öffentlichen Urkunden in 
Zivil- und Handelssachen sicherzustellen, 

HABEN SICH ENTSCHLOSSEN, zu diesem Zweck ein 
Abkommen zu schließen, und haben zu ihren Bevollmäch- 
tigten ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Ministerialdirektor Dr. Hans Berger, 

Leiter der Rechtsabteilung 
des Auswärtigen Amts, 

und 

Herrn Professor Dr. Arthur Bülow, 
Ministerialdirigent im Bundesjustizministerium, 

Seine Majestät der König der Belgier 

Seine Exzellenz 
Baron Herve de Gruben, 

Botschafter des Königreichs Belgien, 
und 

Herrn A. J. Herment, 

Inspecteur General 

im Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten folgendes vereinbart haben: 


LE PRESIDENT 

DE LA REPUBLIQUE FEDERALE D'ALLEMAGNE 
et 

SA MAJESTE LE ROI DES BELGES 

DESIREUX d’assurer la reconnaissance et l’execution 
reciproque des decisions judiciaires et des sentences ar- 
bitrales rendues en matiere civile ou commerciale ainsi 
que des actes authentiques, 

ONT DECIDE de conclure ä cet effet une Convention 
et ont nomme comme Plenipotentiaires: 


Le President de la Republique federale d’Allemagne 

Monsieur Dr. Hans Berger, 
Ministerialdirektor, 

Directeur du Departement juridique 
au Ministere federal des Affaires etrangeres, 

V et 

Monsieur le Professeur Dr. Arthur Bülow, 
Ministerialdirigent au Ministere federal de la Justice, 

Sa Majeste le Roi des Beiges 

Son Excellence - 
Baron Herve de Gruben, 

Ambassadeur du Royaume de Belgique, 
et 

Monsieur A. J. Herment, 

Inspecteur General 
au Ministere des Affaires etrangeres, 

lesquels, apres avoir echange leurs pleins pouvoirs, trou- 
ves en bonne et due forme, sont convenus des disposi- 
tions suivantes: 
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ERSTER TITEL 

Anerkennung gerichtlicher Entscheidunger 
Artikel 1 

(1) Die in Zivil- und Handelssachen ergangenen Ent- 
scheidungen der Gerichte des einen Staates, durch die 
über die Ansprüche der Parteien unbeschadet der noch 
zulässigen Rechtsbehelfe endgültig erkannt ist, werden 
in dem Hoheitsgebiet des anderen Staates anerkannt, es 
sei denn, daß einer der in Artikel 2 genannten Ver- 
sagungsgründe vorliegt. Jedoch werden einstweilige An- 
ordnungen, die auf eine Geldleistung lauter, anerkannt. 
Die Anerkennung hat zur Folge, daß den Entscheidungen 
die Wirkung beigelegt wird, die ihnen in dem Staate, 
in dessen Hoheitsgebiet sie ergangen sind, zukommt. 

(2) Zu den gerichtlichen Entsdieidungen im Sinne des 
Absatzes 1 gehören auch diejenigen, die in einem Straf- 
verfahren ergangen sind, soweit in ihnen über einen 
Anspruch aus einem Rechtsverhältnis des Zivil- oder 
Handelsrechts erkannt ist. 

(3) Unter Entscheidungen im Sinne dieses Abkommens 
sind alle Entscheidungen, gleichgültig, ob sie in einem 
Verfahren der streitigen oder der freiwilligen Gerichts- 
barkeit ergangen sind, und ohne Rücksicht auf ihre Be- 
nennung (Urteile, Beschlüsse, Vollstreckungsbefehle), ein- 
schließlich solcher Entscheidungen zu verstehen, durch 
die der Betrag der Kosten des Prozesses später festge- 
setzt wird. 

(4) Auf Entscheidungen, die in einem Konkursverfah- 
ren oder in einem Vergleichsverfahren zur Abwendung 
des Konkurses ergangen sind, ist dieses Abkommen nicht 
anzuwenden. 

Artikel 2 

(1) Die Anerkennung darf nur versagt werden: 

1. wenn sie der öffentlichen Ordnung des Staates, 
in dessen Hoheitsgebiet sie geltend gemacht 
wird, zuwiderläuft; 

2. wenn der Beklagte sich auf den Rechtsstreit nicht 
eingelassen hat und ihm die den Rechtsstreit 
einleitende Ladung oder Verfügung nicht nach 
dem Recht des Staates, in dessen Hoheitsgebiet 
die Entscheidung ergangen ist, zugestellt worden 
ist; die Anerkennung darf auch versagt werden, 
wenn der Beklagte nachweist, ihm sei die Ladung 
oder Verfügung überhaupt nicht oder nicht so 
zeitig Zugestellt worden, daß er sich habe ver- 
teidigen können; 

3. wenn für die Gerichte des Staates, in dessen 
Hoheitsgebiet die Entscheidung ergangen ist, 
eine Zuständigkeit nach Maßgabe dieses Ab- 
kommens nicht gegeben ist. 

(2) Die Anerkennung darf nicht allein deshalb versagt 
werden, weil das Gericht, das die Entscheidung erlassen 
hat, nach den Regeln seines internationalen Privatrechts 
andere Gesetze angewendet hat, als sie nach dem inter- 
nationalen Privatrecht des Staates, in dessen Hoheits- 
gebiet die Entscheidung geltend gemacht wird, anzu- 
wenden gewesen wären. Jedoch darf die Anerkennung 
aus diesem Grunde versagt werden, wenn die Entschei- 
dung auf der Beurteilung eines familien- oder erbrecht- 
lichen Verhältnisses, der Rechts- oder Handlungsfähig- 
keit, der gesetzlichen Vertretung oder der Abwesen- 
heits- oder Todeserklärung eines Angehörigen des Staa- 
tes beruht, in dessen Hoheitsgebiet die Entscheidung gel- 
tend gemacht wird, es sei denn, daß sie auch bei An- 
wendung des internationalen Privatrechts des Staates, in 
dessen Hoheitsgebiet sie geltend gemacht wird, gerecht- 
fertigt wäre. 


TITRE I 

Reconnaissance des d^cisions judiciaires 
Article 1er 

(1) Les decisions judiciaires rendues en matiere civile 
ou commerciale par les tribunaux de l'un des deux Etats 
et par lesquelles les droits des parties sont fixes d’une 
fagon definitive independamment des voies de recours 
qui seraient encore ouvertes, seront reconnues dans 
l’autre, sauf s'il existe un des motifs de refus indiques 
ä l'article 2. Seront toutefois reconnues les decisions 
provisoires condamnant au paiement d'une somme d'ar- 
gent. La reconnaissance aura pour effet d'attribuer aux 
decisions l'autorite dont elles jouissent dans l’Etat oü 
elles ont ete rendues. 

(2) Les decisions judiciaires au sens du paragraphe 
1er du present article comprennent egalement les deci- 
sions rendues en matiere civile ou commerciale par une 
Juridiction repressive. 

(3) On entend par decisions, au sens de la presente 
Convention, toutes decisions rendues en matiere con- 
tentieuse ou gracieuse, quel que soit le nom qui leur 
est donne, tel que arret, jugement, ordonnance ou man- 
dat d'execution, y compris celles par lesquelles le mon- 
tan! des frais du proces est fixe ulterieurement. 


(4) Sont toutefois exclues de l'application de la presente 
Convention les decisions rendues en matiere de faillite 
ou de concordat judiciaire. 

Article 2 

(1) La reconnaissance ne pourra etre refusee que: 

lo si eile est contraire ä l'ordre public de l’Etat 
oü eile est invoquee; 

2^ si, en cas de decision rendue par defaut, l'acte 
introductif d'instance n'a pas ete notifie au de- 
fendeur conformement ä la legislation de l'Etat 
oü eile a ete rendue; la reconnaissance pourra 
egalement etre refusee si le defendeur prouve 
qu'il n'a pas regu la convocation en justice ou 
que celle-ci ne lui est pas parvenue en temps 
utile pour y repondre; 


30 si les tribunaux de l'Etat oü la decision a ete 
rendue ne sont pas reconnus competents aux 
termes de la presente Convention. 

(2) La reconnaissance ne pourra etre refusee pour la 
seule raison que le tribunal qui a rendu la decision a, 
d'apres les regles de son droit international prive, ap- 
plique des lois autres que celles qui auraient ete appli- 
cables d'apres les regles du droit international prive de 
l'Etat oü la decision est invoquee. Toutefois, cette re- 
connaissance pourra etre refusee si la decision concerne 
l'etat, la capacite ou un droit successoral d'un ressor- 
tissant de l'Etat oü ia decision est invoquee ou une de- 
claration d'absence ou de deces d'un tel ressortissant, 
ä moins que la decision n'ait le meme resultat que s'il 
avait ete fait application des regles du droit internatio- 
nal prive de l’Etat oü eile est invoquee. 
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Artikel 3 Article 3 


(1) In allen Angelegenheiten, ausgenommen jedoch die 
Ehe- und Familienstandssachen sowie die Sachen, welche 
die Rechts- und Handlungsfähigkeit oder die gesetzliche 
Vertretung betreffen, sind die Gerichte des Staates, in 
dessen Hoheitsgebiet die Entscheidung ergangen ist, im 
Sinne des Artikels 2 Abs. 1 Nr, 3 zuständig: 

1. wenn der Beklagte zur Zeit der Einleitung des 
Verfahrens nach dem Recht des Staates, in des- 
sen Hoheitsgebiet die Entscheidung ergangen 
ist, in diesem Staate entweder seinen Wohnsitz 
oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte, in 
dem letzteren Fall jedoch nur, wenn er auch 
in dem anderen Staate keinen Wohnsitz hatte; 

2. wenn der Beklagte sich durch eine Verein- 
barung der Zuständigkeit der Gerichte des 
Staates, in dessen Hoheitsgebiet die Entschei- 
dung ergangen ist, unterworfen hat, es sei 
denn, daß eine solche Vereinbarung nach dem 
Recht des Staates, in dessen Hoheitsgebiet die 
Entscheidung geltend gemacht wird, unzulässig 
ist; eine Vereinbarung im Sinne dieser Vor- 
schrift liegt nur vor, wenn eine Partei ihre 
Erklärung schriftlich abgegeben und die Gegen- 
partei sie angenommen hat oder wenn die Ver- 
einbarung für den Fall, daß sie mündlich ge- 
troffen ist, von einer Partei schriftlich bestätigt 
worden ist, ohne daß die Gegenpartei der Be- 
stätigung widersprochen hat; 

3. wenn der Beklagte sich auf den Rechtsstreit 
zur Hauptsache eingelassen hat, ohne die Un- 
zuständigkeit der Gerichte des Staates, in des- 
sen Hoheitsgebiet die Entscheidung ergangen 
ist, geltend zu machen; 

4. wenn der Beklagte in dem Staate, in dessen 
Hoheitsgebiet die Entscheidung ergangen ist, 
am Ort seiner geschäftlichen Niederlassung, 
Zweigniederlassung oder seiner Agentur für 
Ansprüche aus dem Betrieb dieser Niederlas- 
sung, Zweigniederlassung oder Agentur belangt 
worden ist; 

5. wenn ein Vertrag oder ein Anspruch aus einem 
Vertrag den Gegenstand der Klage gebildet 
hat und die Sache vor einem Gericht des Staa- 
tes anhängig gemacht worden ist, in dessen 
Hoheitsgebiet die Verpfliditung erfüllt worden 
ist oder zu erfüllen wäre; 

6. wenn die Klage auf eine unerlaubte Handlung 
oder auf eine Handlung, die nach dem Recht 
des Staates, in dessen Hoheitsgebiet die. Ent- 
scheidung ergangen ist, einer unerlaubten Hand- 
lung gleichgestellt wird, gegründet und die 
Handlung in dem Hoheitsgebiet dieses Staates 
begangen worden ist; 

7. wenn mit der Klage ein Recht an einer unbe- 
weglichen Sache oder ein Anspruch aus einem 
Recht an einer solchen Sache geltend gemacht 
worden ist und die unbewegliche Sache in dem 
Staate belegen ist, in dessen Hoheitsgebiet die 
Entscheidung ergangen ist; 

8. wenn die Klage in einer Erbschaftsstreitigkeit 
erhoben worden ist und der Erblasser seinen 
letzten Wohnsitz in dem Staate hatte, in dessen 
Hoheitsgebiet die Entscheidung ergangen ist, 
ohne Rücksicht darauf, ob zu dem Nachlaß be- 
wegliche oder unbewegliche Sachen gehören; 


(1) En toutes matieres, sauf celle d'etat ou de capa- 
cite des personnes, la competence des tribunaux de l'Etat 
oü la decision a ete rendue est fondee au sens de l'ar- 
ticle 2, paragraphe (1), 3°: 


lo lorsqu'ä la date de l’introduction de l'instance, 
le defendeur avait, d'apres la loi de l'Etat oü 
la decision a ete rendue, son domicile sur le 
territoire de cet Etat ou sa residence habituelle 
pour autant que, dans ce dernier cas, il n'ait 
pas son domicile dans l'autre Etat; 

20 lorsque le defendeur s'est soumis, par une 
Convention, ä la competence des tribunaux de 
l'Etat oü la decision a ete rendue, sauf les 
exceptions etablies par la legislation de l'Etat 
oü la decision est invoquee; pareille Conven- 
tion suppose une declaration ecrite de l'une 
des parties, acceptee par l'autre ou, s’il s'agit 
d'une Convention verbale, une confirmation par 
ecrit qui n'ait pas ete contestee; 


30 lorsque le defendeur a presente des defenses 
au fond sans decliner la competence des tri- 
bunaux de l’Etat oü la decision a ete rendue; 


40 lorsque, dans l'Etat oü la decision a ete ren- 
due, le defendeur a ete eite au lieu de son 
etablissement commercial ou industriel, d'une 
succursale ou d'une agence de celui-ci pour 
des contestations relatives ä l'exploitation du- 
dit etablissement, succursale ou agence; 

50 lorsque. en matiere contractuelle, la contes- 
tation a ete portee devant le juge de l'Etat oü 
l'obligation a ete ou devait etre executee; 


6 ° lorsque l'action a ete fondee sur un delit ou 
un quasi-delit d'apres la legislation interne de 
l'Etat oü la decision a ete rendue et que le fait 
dommageable a ete commis sur le territoire 
de cet Etat; 


70 lorsque l'action a eu pour objet un droit reel 
sur un immeuble situe sur le territoire de 
l’Etat oü la decision a ete rendue; 


8 « lorscpe l’action a porte sur un litige en ma- 
tiere successorale et que le defunt a eu son 
dernier domicile sur le territoire de l’Etat oü 
la decision a ete rendue, que la succession 
comprenne des biens mobiliers ou immobi- 
liers; 
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9. wenn sich für den Fall, daß der Beklagte in 
dem Hoheitsgebiet der beiden Staaten weder 
seinen Wohnsitz noch seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hatte, zur Zeit der Einleitung des 
Verfahrens in dem Staate, in dessen Hoheits- 
gebiet die Entscheidung ergangen ist, Vermö- 
gen des Beklagten befunden hat; 

10. wenn es sich uni eine Widerklage oder eine 
Klage auf Gewährleistung gehandelt hat und 
für das Gericht eine Zuständigkeit im Sinne 
dieses Abkommens zur Entscheidung über die 
im Hauptprozeß erhobene Klage selbst gege- 
ben ist. 

Für die Klage auf Gewährleistung wird die 
Zuständigkeit dieses Gerichts jedoch nicht an- 
erkannt, wenn zwischen dem Berechtigten und 
dem Verpflichteten die Zuständigkeit eines an- 
deren Gerichts vereinbart ist und diese Ver- 
einbarung sich auch auf die Gewährleistungs- 
klage bezieht. 

(2) Die Gerichte des Staates, in dessen Hoheitsgebiet 
die Entscheidung ergangen ist, sind jedoch im Sinne 
des Artikels 2 Abs. 1 Nr. 3 nicht zuständig, wenn nach 
dem Recht des Staates, in dessen Hoheitsgebiet die Ent- 
scheidung geltend gemacht wird, für die Klage, die zu 
der Entscheidung geführt hat, seine Gerichte ausschließ- 
lich zuständig sind. 


Artikel 4 

(1) In allen den Ehe- oder Familienstand, die Rechts- 
oder Handlungsfähigkeit oder die gesetzliche Vertre- 
tung betreffenden Angelegenheiten, an denen ein Ange- 
höriger eines der beiden Staaten beteiligt ist, sind die 
Gerichte des Staates, in dessen Hoheitsgebiet die Ent- 
scheidung ergangen ist, im Sinne des Artikels 2 Abs. 1 
Nr. 3 zuständig, wenn der Beklagte zur Zeit der Klage- 
erhebung die Staatsangehörigkeit dieses Staates besaß 
oder in dem Hoheitsgebiet dieses Staates seinen Wohn- 
sitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte. 

(2) In Ehesachen wird die Zuständigkeit ferner aner- 
kannt, wenn eine der beiden Parteien die Staatsangehö- 
rigkeit eines der beiden Staaten besaß und wenn die 
beiden Parteien ihren letzten gemeinsamen Aufenthalt 
in dem Staate hatten, in dessen Hoheitsgebiet die Ent- 
scheidung ergangen ist, und wenn der Kläger zur Zeit 
der Einleitung des Verfahrens in dem Hoheitsgebiet 
dieses Staates seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte. 


Artikel 5 

(1) Die in dem Hoheitsgebiet des einen Staates ergan- 
gene Entscheidung, die in dem Hoheitsgebiet des ande- 
ren Staates geltend gemacht wird, darf nur daraufhin ge- 
prüft werden, ob einer der in Artikel 2 des Abkommens 
genannten Versagungsgründe vorliegt. Das Gericht des 
Staates, in dessen Hoheitsgebiet die Entscheidung gel- 
tend gemacht wird, ist bei seiner Prüfung, ob die Vor- 
aussetzung des Artikels 2 Abs. 1 Nr. 3 gegeben ist, an 
die tatsächlichen Feststellungen, auf Grund deren das 
Gericht seine Zuständigkeit angenommen hat, gebunden. 

(2) Die Entscheidung darf keinesfalls auf ihre Gesetz- 
mäßigkeit nachgeprüft werden. 


9° lorsque le defendeur n’avait ni son domicile 
ni sa residence habituelle sur le territoire de 
Tun des deux Etats au moment de l'introduc- 
tion de l'instance, mais avait des biens sur le 
territoire de l'Etat oü la decision a ete rendue,- 


10° en cas de demande reconventionnelle ou de 
demande en garantie, lorsque le tribunal est 
reconnu competent aux termes de la presente 
Convention pour connaitre de la demande 
principale. 

Le tribunal ne sera toutefois pas reconnu 
competent quant ä la demande en garantie 
lorsqu'il est intervenu entre le garant et le 
garanti une Convention attribuant competence 
ä une autre juridiction et couvrant egalement 
Pappel en garantie. 

(2) Toutefois, la competence des tribunaux de l'Etat 
oü la decision a ete rendue ne devra pas etre reconnue 
au sens de Particle 2, paragraphe (1), 3^, lorsqu'il existe 
dans l’Etat oü la decision est invoquee des regles attri- 
buant une competence exclusive aux tribunaux de cet 
Etat pour connaitre de l'action qui a donne lieu ä la- 
dite decision. 


Article 4 

(1) En toute matiere d'etat ou de capacite d un ressor- 
tissant de Pun des deux Etats, la competence des tri- 
bunaux de PEtat oü la decision a ete rendue sera re- 
connue au sens de Particle 2, paragraphe (1), 3°, si le 
defendeur, au moment de Pintroduction de l'instance, 
possedait la nationalite dudit Etat ou s'il y avait son 
domicile ou sa residence habituelle. 


(2) La competence sera en outre reconnue, mais en 
matiere de mariage, de divorce ou de Separation de 
corps seulement, quand Pune des deux parties au proces 
etait ressortissante de Pun des deux Etats et dans le 
cas oü les deux parties avaient leur derniere residence 
commune sur le territoire de PEtat oü la decision a ete 
rendue et si le demandeur avait, au moment de Pintro- 
duction de l'instance, sa residence habituelle sur le terri- 
toire de cet Etat. 


A rticl e 5 

(1) La decision rendue sur le territoire de Pun des 
deux Etats et dont la reconnaissance est invoquee sur 
le territoire de Pautre ne devra faire Pobjet d’aucun 
examen autre que celui des conditions enumerees ä 
Particle 2 de la presente Convention. Dans son examen 
de la condition prevue ä Particle 2, paragraphe (1), 3°, 
le tribunal de PEtat dans lequel la decision est invoquee, 
sera lie par les constatations de fait sur lesquelles le 
tribunal a fonde sa competence. 

(2) En aucun cas, il n'est procede ä un examen du 
fond de la decision. 
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ZWEITER TITEL 

Vollstredcbarerklärung gerichtlicher Entscheidungen 

Artikel 6 

(1) Gerichtliche Entscheidungen, die in dem Hoheits- 
gebiet des einen Staates vollstreckbar und in dem Ho- 
heitsgebiet des anderen Staates nach Maßgabe dieses 
Abkommens anzuerkennen sind, werden in dem Hoheits- 
gebiet dieses Staates vollstreckt, wenn sie zuvor für 
vollstreckbar erklärt worden sind. 

(2) Solche Entscheidungen werden in dem Hoheits- 
gebiet des anderen Staates auch dann für vollstreckbar 
erklärt, wenn sie in dem Staate, in dessen Hoheitsgebiet 
sie ergangen sind, noch mit einem ordentlichen Rechts- 
behelf angefochten werden können. 

Artikel 7 

Das Verfahren der Vollstreckbarerklärung richtet sich 
nach dem Recht des Staates, in dessen Hoheitsgebiet der 
Antrag gestellt wird. 

Artikel 8 

Die Vollstreckbarerklärung kann bei dem zuständigen 
Gericht jeder beantragen, der in dem Staate, in dessen 
Hoheitsgebiet die Entscheidung ergangen ist. Rechte aus 
ihr herleiten kann. 

Artikel 9 

Die Partei, welche die Vollstreckbarerklärung bean- 
tragt, hat beizubringen: 

1. eine Ausfertigung der Entscheidung mit Gründen, 
welche die für ihre Beweiskraft erforderlichen Vor- 
aussetzungen nach dem Recht des Staates erfüllt, in 
dessen Hoheitsgebiet sie ergangen ist; 

2. die Urschrift oder eine beglaubigte Abschrift der 
Urkunde, aus der sich ergibt, daß die den Rechts- 
streit einleitende Ladung oder Verfügung der Partei, 
die sich auf den Rechtsstreit nicht eingelassen hat, 
gemäß Artikel 2 Abs. 1 Nr. 2 zugestellt worden ist; 

3. die Urschrift oder eine beglaubigte Abschrift der 
Zustellungsurkunde oder einer anderen Urkunde, 
aus der sich ergibt, daß die Entscheidung der Partei, 
gegen welche die Zwangsvollstreckung betrieben 
werden soll, zugestellt worden ist; 

4. die Urkunden, in denen bescheinigt ist oder aus 
denen sich ergibt, daß die Entscheidung nach dem 
Recht des Staates, in dessen Hoheitsgebiet sie er- 
gangen ist, vollstreckbar ist; 

5. den Nachweis, daß sie eine ihr auferlegte Sicher- 
heit geleistet hat; 

6. eine Übersetzung der vorerwähnten Urkunden in 
die Sprache des angerufenen Gerichts, die von einem 
diplomatischen oder konsularischen Vertreter oder 
von einem amtlich bestellten oder vereidigten Über- 
setzer eines der beiden Staaten als richtig beschei- 
nigt sein muß. 

Artikel 10 

(1) Bei der Entscheidung über den Antrag auf Voll- 
streckbarerklärung hat sich das angerufene Gericht auf 
die Prüfung zu beschränken, ob einer der in Artikel 2 
des Abkommens genannten Versagungsgründe vorliegt 
und ob die nach Artikel 9 erforderlichen Urkunden bei- 
gebracht sind. Die Entscheidung darf keinesfalls auf ihre 
Gesetzmäßigkeit nachgeprüft werden. 


TITRE II 

Exequatur des decisions judiciaires 

Article 6 

(1) Les decisions judiciaires executoires dans Tun des 
deux Etats et susceptibles d’etre reconnues dans l’autre 
Etat conformement aux dispositions de la presente Con- 
vention peuvent etre mises ä execution sur le territoire 
de ce dernier Etat apres y avoir ete declarees exe- 
cutoires. 

(2) Ces decisions pourront etre declarees executoires 
sur le territoire de l’autre Etat, alors meme que des 
voies de recours seraient encore ouvertes dans l’Etat 
oü eiles ont ete rendues. 

Article 7 

La procedure d'exequatur est regle par la loi de l’Etat 
oü il est demande. 

Article 8 

La demande d'exequatur sera adressee au tribunal 
competent par toute personne qui peut se prevaloir de 
la decision dans l’Etat oü celle-ci a ete rendue. 


Article 9 

La Partie qui demande l’exequatur doit produire: 

lo une expedition de la decision motivee et qui, 
d'apres la loi de l'Etat oü eile a ete rendue, reunit 
les conditions necessaires ä son authenticite; 

2o Toriginal ou une copie certifiee conforme du docu- 
ment etablissant que l'acte introductif d’instance a 
ete notifie ä la partie defaillante conformement ä 
l'article 2, paragraphe (1), 2°; 

30 l’original ou une copie certifiee conforme de l’ex- 
ploit ou de tout autre document dont il resulte que 
la decision a ete notifiee ä la partie contre laquelle 
l’execution est poursuivie; 

40 tout document ou attestation etablissant que la 
decision est executoire selon la loi de l’Etat oü eile 
a ete rendue; 

50 la preuve qu’elle a fourni caution si cette Obligation 
lui a ete imposee; 

60 une traduction, dans la langue du juge saisi, des 
documents mentionnes ci-dessus, traduction qui doit 
etre certifiee conforme, soit par un agent diploma- 
tique ou consulaire, soit par un traducteur asser- 
mente ou jure de Tun des deux Etats. 


Article 10 

(1) L'examen du tribunal saisi de la demande d'exe- 
quatur ne portera que sur les points enumeres ä l’ar- 
ticle 2 de la presente Convention et sur les documents 
ä produire conformement ä l’article 9. En aucun cas, il 
ne Sera procede ä un examen du fond de la decision. 
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(2) Kann die Entsdieidung, deren Vollstreckbarerklä- 
rung beantragt wird, in dem Staate, in dessen Hoheits- 
gebiet sie ergangen ist, nodi mit einem ordentlichen 
Rechtsbehelf angefochten werden, so kann das Verfahren 
der Vollstredcbarerklärung ausgesetzt werden, wenn der 
Gegner nachweist, daß er von einem solchen Rechtsbehelf 
Gebrauch gemacht hat. Ist ein solcher Rechtsbehelf gegen 
die Entscheidung noch nicht eingelegt und ist die Frist 
für ihn nach dem Recht des Staates, in dessen Hoheits- 
gebiet die Entscheidung ergangen ist, noch nicht abge- 
laufen, so kann das angerufene Gericht nach seinem Er- 
messen die Entscheidung über den Antrag auf Vollstrecfc- 
barerklärung zurückstellen und der Partei, gegen welche 
die Entscheidung vollstreckt werden soll, eine Frist zur 
Einlegung des Rechtsbehelfs setzen. 

(3) Die Entscheidung über den Antrag auf Vollstreck- 
barerklärung ist auszusetzen, wenn der Schuldner nach- 
weist, daß die Zwangsvollstreckung gegen ihn einzustel- 
len sei und daß er die Voraussetzungen erfüllt hat, von 
denen die Einstellung abhängt. 

Artikel 11 

Enthält die Entscheidung eine Verurteilung hinsicht- 
lich mehrerer Ansprüche und kann sie nicht in vollem 
Umfange für vollstreckbar erklärt werden, so kann das 
Gericht sie auch nur hinsichtlich eines oder mehrerer 
Ansprüche für vollstreckbar erklären. Die Partei, welche 
die Vollstreckbarerklärung nachsucht, kann überdies be- 
antragen, daß die Entscheidung nur wegen eines Teiles 
des Gegenstandes der Verurteilung für vollstreckbar er- 
klärt werde, gleichgültig ob die Entscheidung über einen 
oder mehrere Ansprüche ergangen ist. 

Artikel 12 

Wird die Entscheidung für vollstreckbar erklärt, so 
ordnet das Gericht gegebenenfalls zugleich die Maßnah- 
men an, die erforderlich sind, um der ausländischen Ent- 
scheidung die gleichen Wirkungen beizulegen, die sie 
haben würde, wenn sie von den Gerichten des Staates 
erlassen worden wäre, in dessen Hoheitsgebiet sie für 
vollstreckbar erklärt wird. 


DRITTER TITEL 

Volls treckbar erklärung von Schiedssprüchen 
und öffentlichen Urkunden 

Artikel 13 

(1) Schiedssprüche, die in dem Hoheitsgebiet des einen 
Staates ergangen sind, werden in dem Hoheitsgebiet des 
anderen Staates anerkannt und vollstreckt, wenn sie in 
dem Staate, in dessen Hoheitsgebiet sie ergangen sind, 
vollstreckbar sind, wenn ihre Anerkennung nicht der 
öffentlichen Ordnung des Staates, in dessen Hoheits- 
gebiet sie geltend gemacht werden, zuwiderläuft und 
wenn die vorgelegte Ausfertigung des Schiedsspruchs 
die für ihre Beweiskraft erforderlichen Voraussetzungen 
erfüllt. 

(2) Vergleiche, die vor einem Schiedsgericht abge- 
schlossen sind, werden wie Schiedssprüche behandelt. 

(3) Für die Vollstreckbarerklärung ist zuständig 

in der Bundesrepublik Deutschland das Amts- oder Land- 
gericht, das für die gerichtliche Geltendmachung des An- 
spruchs zuständig wäre, 

in Belgien der Präsident des Zivilgerichts erster Instanz, 
in dessen Bezirk die Zwangsvollstreckung betrieben 
werden soll. 


(2) Si la decision dont Lexecjuatur est demande, est 
encore susceptible de voies de recours dans l'Etat oü 
eile a ete rendue, il pourra etre sursis ä la decision 
d'exequatur si le defendeur prouve qu'une procedure 
par voie de recours ordinaires a ete formee contre la 
decision soumise ä l’exequatur. Si un tel recours contre 
le jugement n'a pas ete effectivement introduit, mais 
que le delai pour l'ihtroduire n'est pas expire d'apres 
la loi du tribunal de l'Etat oü la decision a ete rendue, 
le tribunal requis pourra, s'il le juge opportun, ajourner 
sa decision et accorder ä la partie condamnee un delai 
pour former le recours. 


(3) La decision d'exequatur devra etre differee si le 
defendeur prouve qu'il a obtenu un sursis ä l'execution 
du jugement et qu'il remplit les conditions pour en bene- 
ficier. 


Article 11 

Si la decision contient condamnation sur plusieurs 
Chefs de demande et que l'exequatur ne peut etre ac- 
corde pour le tout, le tribunal pourra n'accorder l'exe- 
quatur que pour un ou plusieurs chefs. En outre, le de- 
mandeur pourra requerir un exequatur partiel, que la 
condamnation porte sur un ou plusieurs chefs de de- 
mande. 


Article 12 

En accordant l’exequatur, le tribunal ordonnera, s'il y 
a lieu, les ihesures necessaires pour que la decision 
etrangere regoive les memes effets que si eile avait ete 
prononcee par les tribunaux de l'Etat oü eile est rendue 
executoire. 


TITRE III 

Exequatur des sentences arbitrales et 
des actes authentiques 

Article 13 

(1) Les sentences arbitrales rendues dans l'un des deux 
Etats seront reconnues et rendues executoires dans 
l'autre Etat si eiles sont executoires dans l'Etat oü elles 
ont ete rendues, si leur reconnaissance n'est pas con- 
traire ä l’ordre public de l'Etat oü elles sont invocjuees et 
si l’expedition qui en est produite revet un caractere 
d'authenticite. 


(2) Les transactions regues par un tribunal arbitral se- 
ront considerees comme sentences arbitrales. 

(3) L'exequatur sera accorde, 

dans la Republique federale d'Allemagne, soit par 
TAmtsgericht, soit par le Landgericht competents suivant 
la juridiction cpii aurait ete competente pour connaitre 
du litige et, 

en Belgique, par le President du tribunal de premiere 
instance du lieu oü l'execution est poursuivie. 
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(4) Das Verfahren der Vollstreckbarerklärung richtet 
sich nach dem Recht des Staates, in dessen Hoheitsgebiet 
die Vollstreckbarerklärung beantragt wird. 

Artikel 14 

(1) öffentliche Urkunden, die in dem Hoheitsgebiet 
des einen Staates errichtet und dort vollstreckbar sind, 
werden in dem Hoheitsgebiet des anderen Staates für 
vollstreckbar erklärt. Für die Anwendung dieses Ab- 
kommens werden die belgischen Behörden Vergleiche, 
die in dem Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutsch- 
land vor einem Gericht abgeschlossen und dort voll- 
streckbar sind, wie öffentliche Urkunden behandeln. 

(2) Das Gericht des Staates, in dessen Hoheitsgebiet 
die Vollstreckbarerklärung beantragt wird, hat sich auf 
die Prüfung zu beschränken, ob die Ausfertigung der 
öffentlichen Urkunde die für ihre Beweiskraft erforder- 
lichen Voraussetzungen nach dem Recht des Staates er- 
füllt, in dessen Hoheitsgebiet die Urkunde errichtet wor- 
den ist, und ob die Vollstreckbarerklärung nicht der 
öffentlichen Ordnung des Staates zuwiderläuft, in dessen 
Hoheitsgebiet die Vollstreckbarerklärung beantragt wird. 

VIERTER TITEL 

Einrede der Rechtshängigkeit 
Artikel 15 

(1) Die Gerichte eines jeden der beiden Staaten haben 
auf Antrag einer Prozeßpartei die Entscheidung in einer 
Sache abzulehnen, wenn wegen desselben Gegenstandes 
und unter denselben Parteien bereits ein Verfahren vor 
einem Gericht des anderen Staates anhängig ist, für das 
eine Zuständigkeit im Sinne dieses Abkommens gegeben 
ist, und wenn in diesem Verfahren eine Entscheidung 
ergehen kann, die in dem Hoheitsgebiet des anderen 
Staates anzuerkennen wäre. 

(2) Jedoch können die zuständigen Behörden eines 
jeden der beiden Staaten in Eilfällen die in ihrem inner- 
staatlichen Recht vorgesehenen einstweiligen Maßnah- 
men anordnen, einschließlich solcher, die auf eine Siche- 
rung gerichtet sind, und zwar ohne Rücksicht darauf, 
welches Gericht mit der Hauptsache befaßt ist. 

FÜNFTER TITEL 
Geltung des Abkommens 
Artikel 16 

Dieses Abkommen berührt nicht andere Übereinkom- 
men oder Abkommen, die für beide Staaten gelten oder 
gelten werden und die für besondere Rechtsgebiete die 
Anerkennung und Vollstreckung von gerichtlichen Ent- 
scheidungen, Schiedssprüchen und öffentlichen Urkunden 
regeln. 

Artikel 17 

Dieses Abkommen ist nur auf solche gerichtlichen Ent- 
scheidungen, Schiedssprüche oder öffentlichen Urkunden 
anzuwenden, die nach seinem Inkrafttreten erlassen oder 
errichtet werden. 

SECHSTER TITEL 
Schlußbestimmungen 
Artikel 18 

(1) Dieses Abkommen gilt nicht für Belgisch-Kongo und 
das Gebiet von Ruanda-Urundi. 

(2) Es kann durch einfachen Notenwechsel zwischen 
den Vertragsparteien auf Belgisch-Kongo und das Gebiet 
von Ruanda-Urundi ausgedehnt werden. 


(4) La procedure d’exequatur sera regie par la loi de 
l'Etat oü l'exequatur est demande. 


Article 14 

(1) Les actes authentiques regus et executoires dans 
Tun des deux Etats pourront etre rendus executoires sur 
le territoire de l'autre Etat. Pour l'application de la pre- 
sente Convention, les autorites beiges considereront 
comme actes authentiques les transactions regues par 
un magistrat et executoires dans la Republique föderale 
d'Allemagne. 

(2) Le tribunal de l'Etat oü l’exequatur est poursuivi 
se bornera ä verifier si l'expedition de l'acte authen- 
tique remplit les conditions exigees pour son authenticite 
par la legislation de l'Etat oü l'acte a ete regu et si 
l'exequatur n'est pas contraire ä l'ordre public de l'Etat 
oü l'exequatur est demande. 


TITRE IV 

Exception de litispendance 

Article 15 

(1) Les tribunaux de chacun des deux Etats s’abstien- 
dront ä la requete de l'une des parties au proces, de 
statuer sur une demande lorsque celle-ci, fondee sur 
la meme cause et mue entre les memes parties, est de ja 
pendante devant un tribunal de l’autre Etat qui serait 
competent aux termes de la presente Convention et s'il 
peut en resulter une decision qui devrait etre reconnue 
sur le territoire de l'autre Etat. 

(2) Toutefois, les mesures provisoires ou conserva- 
toires, organisees par chacune des deux legislations 
nationales, pourront, en cas d'urgence, etre requises des 
autorites de chacun des deux Etats quel que soit le juge 
saisi du fond du litige. 

TITRE V 

Champ d'application 

Article 16 

Les dispositions de la presente Convention ne portent 
pas atteinte aux conventions ou accords auxquels les 
deux Etats sont ou seront Parties et qui, dans des 
matieres particulieres, reglent la reconnaissance et l’exe- 
cution des decisions judiciaires, des sentences arbitrales 
et des actes authentiques. 

Article 17 

Les dispositions de la presente Convention ne s’appli- 
queront qu'aux decisions judiciaires, aux sentences arbi- 
trales et aux actes authentiques intervenus apres son 
entree en vigueur. 

TITRE VI 

Dispositions finales 

Article 18 

(1) La presente Convention ne s'appliquera pas au 
Congo Beige, ni au territoire du Ruanda-Urundi. 

(2) Elle pourra etre etendue par simple echange de 
notes entre les Parties contractantes au Congo Beige et 
au territoire du Ruanda-Urundi. 
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Artikel 19 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifizierung; die 
Ratifikationsurkunden sollen sobald wie möglich in 
Brüssel ausgetauscht werden. 

(2) Das Abkommen tritt drei Monate nach dem Aus- 
tausch der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

(3) Es tritt sechs Monate nach der Kündigung durch 
eine Vertragspartei außer Kraft. 

ZU URKUND DESSEN haben die beiderseitigen Bevoll- 
mächtigten dieses Abkommen unterschrieben und mit 
ihren Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Bonn am 30. Juni 1958 in zwei Ur- 
schriften, jede in deutscher und französischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für 

die Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet: 

Berger 
A. Bülow 


Article 19 

(1) La presente Convention sera ratifiee et l'echange 
des Instruments de ratification aura lieu, le plus tot 
possible, ä Bruxelles. 

(2) La presente Convention entrera en vigueur trois 
mois apres l'echange des Instruments de ratification. 

(3) Elle cessera d'etre en vigueur six mois apres 
denonciation par une des Parties. 

EN FOI DE QUOI les Plenipotentiaires des deux Par- 
ties ont signe la presente Convention et Tont revetue 
de leur sceau. 

FAIT ä Bonn, le 30 juin 1958, en double original, en 
langue allemande et en langue fran(;aise, les deux textes 
faisant egalement foi. 

Pour 

le Royaume de Belgique 
signe: 

Baron de Gruben 
Herment 


Für 

das Königreich Belgien 
gezeichnet: 

Baron de Gruben 
Herment 


Pour 

la Republique föderale d'Allemagne 
signe: 

Berger 
A. Bülow 
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Zusatzprotokoll 

I 

DIE HOHEN VERTRAGSCHLIESSENDEN PARTEIEN 
verpflichten sich, das Verfahren der Vollstreckbarerklä- 
rung von gerichtlichen Entscheidungen, Schiedssprüchen 
und öffentlichen Urkunden in Zivil- und Handelssachen 
im Interesse der Vereinfachung für ihre gegenseitigen 
Beziehungen, wie folgt, zu regeln: 

In der Bundesrepublik Deutschland 
wird das Verfahren der Vollstreckbarerklärung ge- 
richtlicher Entscheidungen und Öffentlicher Urkunden 
in Anlehnung an die Vorschriften geregelt werden, 
die für die Vollstreckbarerklärung ausländischer 
Schiedssprüche gelten; 

in Belgien wird 

1. gegen die Entscheidung über einen Antrag auf 
Vollstreckbarerklärung der Einspruch nicht statt- 
finden; 

2. eine solche Entscheidung, falls sie in einem strei- 
tigen Verfahren ergangen ist, innerhalb von 
28 Tagen nach ihrer Verkündung, und falls sie im 
Versäumnisverfahren erlassen ist, innerhalb von 
28 Tagen nach ihrer Zustellung mit der Berufung 
angefochten werden können. 

II 

Wird eine für vollstreckbar erklärte Entscheidung auf- 
gehoben oder abgeändert, so wird das Gericht, das die 
Vollstreckbarerklärung ausgesprochen hat, als zuständig 
im Sinne des Artikels 2 Abs. 1 Nr. 3 des Abkommens an- 
erkannt, wenn es zugunsten der Partei, gegen welche 
die Zwangsvollstreckung betrieben worden ist, auf Wie- 
derherstellung des früheren Zustandes, auf Herausgabe 
des Erlangten oder gegebenenfalls auf Schadensersatz 
erkannt hat. 

GESCHEHEN zu Bonn am 30. Juni 1958 in zwei Ur- 
schriften, jede in deutscher und französischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


Protocole additionnel 

I 

Dans un but de simplification, LES HAUTES PARTIES 
CONTRACTANTES s'engagent ä regier comme suit, 
dans leurs rapports reciproques, la procedure d'exequa- 
tur des decisions judiciaires, des sentences arbitrales et 
des actes authentiques en matiere civile ou commer- 
ciale: 

Dans la Republique föderale d'Allemagne, 

la procedure d'exequatur des decisions judiciaires 
et des actes authentiques s'inspirera de celle qui 
est en vigueur en ce qui concerne l'exequatur des 
sentences arbitrales etrangeres; 

en Belgique, 

lo les decisions qui statueront sur les demandes 
d'exequatur ne seront pas susceptibles d'oppo- 
sition; 

2o ces decisions pourront etre attaquees par la voie 
de l'appel dans les 28 jours apres le jour du pro- 
nonce si eiles sont contradictoires et dans les 
28 jours apres le jour de la signification si eiles 
ont ete rendues par defaut. 


II 

Lorsque des decisions admises ä l'exequatur auront 
ete reformees, le tribunal d'exequatur qui aura accorde 
ä la partie contre laquelle l'execution a ete poursuivie 
la remise des choses en etat, des restitutions et even- 
tuellement des dommages-interets, sera reconnu compe- 
tent au sens de l'article 2, paragraphe (1), 3*^, de la Con- 
vention. 


FAIT ä Bonn, le 30 juin 1958, en double original, en 
langue allemande et en langue frangaise, les deux textes 
faisant egalement foi. 


Für 

die Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet: 

Berger 
A. Bülow 


Pour 

le Royaume de Belgique 
signe: 

Baron de Gruben 
Her ment 


Für 

das Königreich Belgien 
gezeichnet: 

Baron de Gruben 
Herment 


Pour 

la Republique föderale d'Allemagne 
signö: 

Berger 
A. Bülow 
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Nolenwedisel 


Auswärtiges Amt 


Bonn, den 30. Juni 1958 

Exzellenz, 

Ich habe die Ehre, Ihnen unter Bezugnahme auf das 
heute Unterzeichnete Abkommen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und dem Königreich Belgien über 
die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung von 
gerichtlichen Entscheidungen, Schiedssprüchen und öffent- 
lichen Urkunden in Zivil- und Handelssachen folgendes 
mitzuteilen; 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland hat in 
Übereinstimmung mit dem Senat von Berlin den Wunsch, 
das Land Berlin in das Abkommen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und dem Königreich Belgien über 
die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung von 
gerichtlichen Entscheidungen, Schiedssprüchen und öffent- 
lichen Urkunden in Zivil- und Handelssachen einzube- 
ziehen, und schlägt daher der Belgischen Regierung den 
Abschluß folgender Vereinbarung vor; 

Das Abkommen gilt auch für das Land Berlin, so- 
fern nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land gegenüber der Belgischen Regierung innerhalb 
von drei Monaten nach dem Tage des Austausches 
der Ratifikationsurkunden eine gegenteilige Er- 
klärung abgibt. 

Falls sich die Belgische Regierung mit dem Vorschlag 
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland einver- 
standen erklären kann, würde mit der Bestätigung der 
vorliegenden Note eine Vereinbarung zwischen unseren 
beiden Regierungen über die Einbeziehung des Landes 
Berlin in das heute Unterzeichnete Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich 
Belgien über die gegenseitige Anerkennung und Voll- 
streckung von gerichtlichen Entscheidungen, Schieds- 
sprüchen und öffentlichen Urkunden in Zivil- und Han- 
delssachen als zustande gekommen angesehen werden. 


Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck meiner aus- 
gezeichneten Hochachtung. 


Dr. Berger 
(Ministerialdirektor) 


Seiner Exzellenz 
Baron Herve de Gruben 
Botschafter des Königreichs Belgien 
Bonn 
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Ambassade 

de 

Belgique 

Bonn, le 30 juin 1958 

Doss. : 

3017 N" 2873 

Monsieur le Ministerialdirektor, 

J'ai l'honneur d'accuser reception de la note que vous 
m'avez adressee ce jour et par laquelle vous me faites 
savoir que le Gouvernement de la Republique Federale 
d'Allemagne a exprime le desir, en accord avec le Senat 
de Berlin, d’inclure le Land de Berlin dans le champ 
d'application de la Convention signee ce jour entre la 
Belgique et la Republique Federale d’Allemagne con- 
cernant la reconnaissance et l'execution reciproque des 
decisions judiciaires, sentences arbitrales et actes au- 
thentiques en matiere civile ou commerciale, et de con- 
venir avec le Gouvernement beige de ce qui suit: 

La Convention est egalement applicable au Land de 
Berlin, sauf declaration contraire faite par le Gou- 
vernement de la Republique Federale d'Allemagne 
au Gouvernement beige dans un delai de trois mois 
apres la date d’echange des Instruments de ratifica- 
tion. 

J’ai l'honneur de porter ä votre connaissance que la 
proposition du Gouvernement de la Republique Federale 
d'Allemagne rencontre l'agrement du Gouvernement 
beige. Votre note et la presente reponse constitiieront 
l’accord des deux Gouvernements pour inclure le Land 
de Berlin dans le diamp d’application de la Convention 
signee ce jour entre la Belgique et la Republique Fede- 
rale d’Allemagne concernant la reconnaissance et l'exe- 
cution reciproque des decisions judiciaires, sentences 
arbitrales et actes authentiques en matiere civile et 
commerciale. 

Veuillez agreer, Monsieur le Ministerialdirektor, les 
assurances de ma haute consideration. 

Baron de Gruben 
Ambassadeur de Belgique 


Monsieur 

le Ministerialdirektor Dr. Hans Berger 
Directeur du Departement juridique au 
Ministere federal des Affaires Etrangeres 
Bonn 


(Übersetzung) 

Ambassade 

de 

Belgique 

Bonn, den 30. Juni 1958 

Doss. : 

3017 N® 2873 

Herr Ministerialdirektor, 

Ich habe die Ehre, den Empfang der mir von Ihnen 
übersandten Note vom heutigen Tage zu bestätigen, mit 
welcher Sie mir mitteilen, daß die Regierung der Bundes- 
republik Deutschland in Übereinstimmung mit dem Senat 
von Berlin den Wunsch hat, das Land Berlin in das heute 
Unterzeichnete Abkommen zwischen dem Königreich Bel- 
gien und der Bundesrepublik Deutschland über die gegen- 
seitige Anerkennung und Vollstreckung von gerichtlichen 
Entscheidungen, Schiedssprüchen und öffentlichen Ur- 
kunden in Zivil- und Handelssachen einzubeziehen und 
hierüber mit der Belgischen Regierung folgende Verein- 
barung zu treffen: 

Das Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Belgischen Regierung innerhalb von 
drei Monaten nach dem Tage des Austausches der 
Ratifikationsurkunden eine gegenteilige Erklärung 
abgibt. 

Ich habe die Ehre, Sie davon in Kenntnis zu setzen, 
daß der Vorschlag der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland die Zustimmung der Belgischen Regierung 
gefunden hat. Demgemäß soll durch Ihre Note und diese 
vorliegende Antwortnote die Vereinbarung zwischen 
unseren beiden Regierungen über die Einbeziehung des 
Landes Berlin in das heute Unterzeichnete Abkommen 
zwischen dem Königreich Belgien und der Bundesrepublik 
Deutschland über die gegenseitige Anerkennung und 
Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen, Schieds- 
sprüchen und öffentlichen Urkunden in Zivil- und Han- 
delssachen als zustande gekommen angesehen werden. 

Genehmigen Sie, Herr Ministerialdirektor, den Aus- 
druck meiner ausgezeichneten Hochachtung. 

Baron de Gruben 
Botschafter 

des Königreichs Belgien 


Herrn 

Ministerialdirektor Dr. Hans Berger 
Leiter der Rechtsabteilung 
des Auswärtigen Amtes 
Bonn 
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Denkschrift 


Das Abkommen regelt die gegenseitige Anerkennung 
und Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen, 
Schiedssprüchen und öftentlichen Urkunden in Zivil- 
und Handelssachen im Verhältnis zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und dem Königreich Bel- 
gien, soweit dies im Wege einer zwischenstaatlichen 
Lösung möglich und wünschenswert ist. 

Für die internationalen Beziehungen auf dem Ge- 
biete des Zivil- und Handelsrechts im Verhältnis 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Bel- 
gien sind derzeit vertragliche Grundlagen nur für 
einige bestimmte Sondergebiete vorhanden. So ist 
der zwischenstaatliche Rechtsverkehr, soweit es sich 
um die Erledigung von Zustellungsanträgen und 
Rechtshilfeersuchen, die gegenseitige Befreiung von 
der Sicherheitsleistung für die Prozeßkosten und die 
Verbürgung der Gegenseitigkeit bei der Bewilligung 
des Armenrechts handelt, durch das Haager Abkom- 
men über den Zivilprozeß vom 17. Juli 1905 (R^ichs- 
gesetzbl. 1909 S. 410) geregelt, das demnächst durch 
das neue Übereinkommen vom 1. März 1954 abge- 
löst werden wird. Ferner sind beide Staaten u. a. 
Mitglied des Genfer Protokolls über die Schieds- 
klauseln vom 24. September 1923 (Reichsgesetzbl. 
1925 IIS. 47, BundesgesetzbL1955IIS.7), des Genfer 
Abkommens zur Vollstreckung ausländischer Schieds- 
sprüche vom 26. September 1927 (Reichsgesetzbl. 
1930 II S. 1068, Bundesgesetzbl. 1955 II S. 7), des In- 
ternationalen Übereinkommens über den Eisenbahn- 
frachtverkehr (CIM) vom 25. Oktober 1952 (Bundes- 
gesetzbl. 1956 II S.35) und des Internationalen Über- 
einkommens über den Eisenbahn-Personen- und -Ge- 
päckverkehr (CIV) vom 25. Oktober 1952 (Bundes- 
gesetzbl. 1956 II S. 277). 

Dagegen werden gerichtliche Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen nach dem derzeitigen 
Rechtszustand im Verhältnis zwischen den beiden 
Staaten allgemein nicht anerkannt und auch nicht 
vollstreckt. In Belgien werden bislang deutsche Ent- 
scheidungen in dem Exequaturverfahren nach Ar- 
tikel 10 Abs. 1 des belgischen Gesetzes vom 25. März 
1876 sachlich nachgeprüft (revision au fond). Daraus 
muß derzeit für die Bundesrepublik Deutschland 
noch die Folgerung gezogen werden, daß die Ge- 
genseitigkeit für die Anerkennung und Vollstrek- 
kung belgischer Urteile im Sinne des § 328 Abs. 1 
Nr. 5 ZPO nicht verbürgt ist. Dieser Rechtszustand 
ist auf beiden Seiten, insbesondere von der Wirt- 
schaft, als mißlich empfunden worden, nachdem sich 
zwischen den beiden benachbarten Staaten in den 
letzten Jahren ein lebhafter wirtschaftlicher Ver- 
kehr entwickelt hat. So besteht auf beiden Seiten 
der Wunsch, die gegenseitige Anerkennung und 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen durch ein 
Abkommen zu regeln und dadurch die wirtschaft- 
lichen Beziehungen der Beteiligten auf eine sichere 
rechtliche Grundlage zu stellen. 


Das Abkommen ist zugleich Ausdruck des gegen- 
seitigen Vertrauens in die beiderseitigen Einrichtun- 
gen der Rechtspflege. 

Der Vertrag regelt in seinem Ersten Titel (Artikel 1 
bis 5) die Voraussetzungen, unter denen die gericht- 
lichen Entscheidungen gegenseitig anerkannt wer- 
den. In dem Zweiten und Dritten Titel (Artikel 6 
bis 12, 13 und 14) sind die näheren Bestimmungen 
über die Vollstreckbarerklärung gerichtlicher Ent- 
scheidungen, von Schiedssprüchen und öffentlichen 
Urkunden enthalten. Der Vierte Titel (Artikel 15) 
betrifft die Wirkungen der Rechtshängigkeit. In den 
Artikeln 16 bis 19, die den Fünften und Sechsten 
Titel bilden, finden sich Vorschriften über das Ver- 
hältnis des Abkommens zu anderen Vereinbarun- 
gen, an denen die beiden Staaten beteiligt sind, so- 
wie die üblichen Schlußbestimmungen über die Rati- 
fikation, das Inkrafttreten und eine Kündigung des 
Abkommens. 

Das Abkommen bedeutet für den deutschen Redats- 
kreis insofern eine wesentliche Neuerung, als nach 
ihm nicht nur rechtskräftige Entscheidungen gegen- 
seitig anerkannt und vollstreckt werden können, 
wie dies nach dem deutsch-schweizerischen Voll- 
streckungsabkommen vom 2. November 1929 (Reichs- 
gesetzbl. 1930 II S. 1066) und nach dem deutsch- 
italienischen Vollstreckungsabkommen vom 9. März 
1936 (Reichsgesetzbl. 1937 II S. 145) der Fall ist. 
Durch das Abkommen soll auch die Vollstreckung 
nur vorläufig vollstreckbarer Entscheidungen in dem 
anderen Vertragstaat ermöglicht werden (Artikel 1 
Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 6). In dieser Re- 
gelung ist ein Fortschritt zu sehen, weil sie es dem 
Gläubiger ermöglicht, seine Rechte im Verkehr 
zwischen den beiden Staaten schneller zu verwirk- 
lichen. 

Zu dem Abkommen haben die Delegationen beider 
Vertragstaaten, welche die Verhandlungen geführt 
haben, einen gemeinsamen Bericht vorgelegt, der 
dieser Denkschrift angeschlossen ist. In diesem Be- 
richt sind zu den einzelnen Artikeln des Abkom- 
mens jeweils die tragenden Gesichtspunkte hervor- 
gehoben, die zu der gemeinsamen Lösung geführt 
haben. 

Zu dem Abkommen ist im einzelnen folgendes zu 
bemerken: 

Erster Titel 

Anerkennung gerichtlicher Entscheidungen 

(Artikel 1 bis 5) 

Bei der Geltendmachung von gerichtlichen Entschei- 
dungen im Ausland ist zwischen der Anerkennung 
und der Vollstreckbarerklärung zu unterscheiden. 
Es gibt Entscheidungen, die ihrem Inhalt nach nur 
anzuerkennen, nicht aber zu vollstrecken sind, wie 
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z. B. Gestaltungs- und Feststellungsurteile. Dieser 
Unterscheidung wird in dem systematischen Aufbau 
des Abkommens dadurch Rechnung getragen, daß 
die Anerkennung von gerichtlichen Entscheidungen 
im Ersten Titel und die Vollstreckbarerklärung im 
Zweiten Titel gesondert behandelt werden. 

Der Erste Titel enthält die einzelnen Voraussetzun- 
gen, unter denen Entscheidungen der Gerichte des 
einen Vertragstaates in dem anderen Vertragstaat 
anzuerkennen sind. 

Zu Artikel 1 

In diesem Artikel ist der Grundsatz festgelegt, daß 
die gerichtlichen Entscheidungen auf dem Gebiet des 
Zivil- und ?Iandelsrechts gegenseitig anerkannt 
werden. Die Anerkennung bedeutet, daß der aus- 
ländischen Entscheidung in dem anderen Vertrag- 
staat die Wirkungen beigelegt werden, die denjeni- 
gen im Urteilsstaat entsprechen. 

Der Kreis der anzuerkennenden Entscheidungen 
wird durch den Gegenstand bestimmt, auf den sie 
sich beziehen. Sie müssen über einen Anspruch er- 
gangen sein, der auf dem Zivil- oder Handelsrecht 
beruht. Die Frage, ob diese Voraussetzung gegeben 
ist, beurteilt sich nach dem Recht des Urteilsstaates. 
Es wird somit nicht wie in dem deutsch-schweizeri- 
schen und in dem deutsch-italienischen Abkommen 
gefordert, daß die Entscheidung von einem Zivil- 
gericht erlassen ist. Vielmehr sollen auch Entschei- 
dungen der Gerichte anderer Gerichtszweige be- 
rücksichtigt werden, wenn sie nur auf dem Gebiet 
des Zivil- und Handelsrechts ergangen sind. So ist 
es denkbar, daß die Entscheidung eines Verwal- 
tungsgerichts anerkannt werden kann, wenn der 
Gegenstand des Verfahrens dem Zivil- oder Handels- 
recht angehört. Auf deutscher Seite werden aller- 
dings vornehmlich Entscheidungen der Zivilgerichte, 
sei es der allgemeinen, sei es der besonderen Zivil- 
gerichtsbarkeit, in letzterer Hinsicht z. B. diejenigen 
der Arbeitsgerichte, in Betracht kommen. Zur Klar- 
stellung werden in Absatz 2 als Entscheidungen, die 
der Anerkennung fähig sind, diejenigen ausdrück- 
lich erwähnt, die in einem Strafverfahren ergangen 
sind, soweit in ihnen über einen Anspruch aus 
einem Rechtsverhältnis des Zivil- oder Handels- 
rechts erkannt ist. Das sogenannte Adhäsionsver- 
fahren ist sowohl dem belgischen als auch dem 
deutschen Recht bekannt (Art. 3, 161 f. des belgischen 
Code d'instruction criminelle, §§ 403 ff. der deut- 
schen StPO). 

Anders als nach dem deutsch-schweizerischen und 
dem deutsch-italienischen Vollstreckungsabkommen 
ist die Anerkennung nicht auf rechtskräftige Ent- 
scheidungen beschränkt. Vielmehr werden auch 
solche Entscheidungen einbezogen, die noch nicht 
formell rechtskräftig sind. Vorausgesetzt wird je- 
doch, daß sie hinsichtlich der Ansprüche der Par- 
teien in dem Verfahren, in dem die Entscheidung 
ergangen ist, einen für die Instanz endgültigen Aus- 
spruch enthalten. Der Begriff der Anerkennung 
wird deshalb hier in einem weiteren Sinne verwen- 
det, als es im deutschen Recht bisher der Fall ge- 
wiesen ist. Darauf weist der letzte Satz des Ab- 
satzes 1 hin, in dem die Wirkungen der Anerken- 
nung erläutert werden. 


Soweit rechtskräftige Entscheidungen in dem ande- 
ren Vertragstaat anzuerkennen sind, werden ihnen 
dort die entsprechenden Wirkungen beigelegt, die 
in dem Urteilsstaat an die Rechtskraft geknüpft 
werden. So wird sich z. B. bei deutschen Urteilen, 
die in Belgien anerkannt werden, auch dort die Ge- 
staltungswirkung, die Feststellungswirkung oder 
die Interventionswirkung der §§ 68, 74 ZPO äußern. 
Handelt es sich um ein noch nicht rechtskräftiges 
deutsches Urteil, so wird diesem Urteil kraft der 
Anerkennung in Belgien die Wirkung beigelegt, daß 
ein neuer Prozeß zwischen denselben Parteien über 
denselben Gegenstand ausgeschlossen wird. Nach 
deutschem Recht würde in einem solchen Falle die 
Einrede der Rechtshängigkeit durchgreifen (§ 263 
Abs. 2 Nr. 1, § 274 Abs. 2 Nr. 4 ZPO). Im belgischen 
Recht wird dasselbe Ergebnis auf einem anderen 
Wege erzielt. Zwar kann hier die Einrede der 
Rechtshängigkeit in dem erwähnten Fall nicht mehr 
erhoben werden, weil die Instanz jeweils mit dem 
Erlaß des Urteils und damit auch die Rechtshängig- 
keit endet (vgl. Br aas: „Precis de procedure ci- 
vile", 3. Aufl., Bd. I Nrn. 716 ff.). Jedoch kann sich in 
einem solchen Fall der Kläger, gegen den der unter- 
legene Beklagte von einem belgischen Gericht wegen 
desselben Streitgegenstandes einen neuen Prozeß 
anstrengt, auf die Entscheidung des deutschen Ge- 
richts berufen und wegen der Wirkungen dieses 
Urteils (l'autorite de la chose jugee) die Abweisung 
der Klage erreichen. 

Zu den Entscheidungen, die hinsichtlich der An- 
sprüche der Parteien einen für die Instanz endgülti- 
gen Ausspruch enthalten, gehören aus dem deut- 
schen Recht, wie auf Seite 2 des gemeinsamen Be- 
richts der Delegationen besonders hervorgehoben 
ist, auch die Vorbehaltsurteile (§§ 302, 599 ZPO) und 
die Grundurteile (§ 304 ZPO). Aus dem Umstand, daß 
eine Entscheidung, die zu künftig fällig werdenden 
wiederkehrenden Leistungen verurteilt, in einem 
neuenVerfahren abgeändert werdenkann (§323 ZPO), 
ist, wie in dem gemeinsamen Bericht der Delegatio- 
nen ausgeführt wird, nicht herzuleiten, sie sei noch 
nicht endgültig. Für einstweilige Verfügungen und 
einstweilige Anordnungen ist in bestimmtem Um- 
fange eine Sonderregelung getroffen worden. Ent- 
scheidungen dieser Art können wegen ihres vor- 
läufigen Charakters nicht als endgültige Entschei- 
dungen im Sinne des Artikels 1 Abs. 1 Satz 1 ange- 
sehen werden, weil sie in der Instanz sowohl nach 
dem deutschen als auch nach dem belgischen Recht 
jederzeit abgeändert werden können. Deshalb wür- 
den sie für eine Anerkennung und Vollstreckung 
ausscheiden. Jedoch gebieten die Interessen der Be- 
teiligten, daß die Vertragstaaten ihnen über die 
Staatsgrenzen hinweg schnelle Hilfe gewähren. 
Wegen des Zweckes, der mit solchen einstweiligen 
Regelungen vor allem auf dem Gebiete des Unter- 
halts (§§ 627, 627 b, 936, 938 ZPO) verfolgt wird, ist 
es gerechtfertigt, sie zu privilegieren, wie es gerade 
auch für Unterhaltszahlungen durch Artikel 2 Nr. 3 
des zur Zeichnung aufgelegten Haager Abkommens 
über die Anerkennung und Vollstreckung von Ent- 
scheidungen auf dem Gebiete der Unterhaltspflicht 
gegenüber Kindern geschehen soll. Bei anderen vor- 
läufigen Maßnahmen, z. B. bei einstweiligen Ver- 
fügungen auf Herausgabe einer Sache, besteht ein 
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solches Bedürfnis nicht, weil die Beteidigten hier auf 
einem einfacheren, schnelleren und billigeren Wege 
zum Ziele kommen können, wenn sie sogleich das 
Gericht in dem anderen Vertragstaat anrufen, statt 
nacheinander die Gerichte beider Vertragstaaten 
anzugehen. 

Besonders zu erwähnen sind gerichtliche Entschei- 
dungen, die im Verfahren der freiwilligen Gerichts- 
barkeit ergangen sind. In den Anwendungsbereich 
des Abkommens sind nicht nur Entscheidungen der 
streitigen, sondern auch solche der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit einbezogen (Absatz 3). Auch sie müssen 
aber, um der Anerkennung fähig zu sein, über An- 
sprüche der Parteien gegeneinander ergangen sein, 
die Rechtsbeziehungen der Parteien in der Instanz 
endgültig regeln und das erkennende Gericht binden 
(Abs. 1 Satz 1). Dies ist z. B. nicht der Fall bei Ent- 
scheidungen über das Recht der Sorge für die Per- 
son eines Kindes, weil sie nicht in einem echten 
Streit über Ansprüche von Parteien gegeneinander 
ergehen und weil sie unter bestimmten Voraus- 
setzungen von demselben Gericht jederzeit geändert 
werden können. Dies schließt jedoch nicht aus, daß 
derartige Entscheidungen außerhalb des Abkom- 
mens nach den innerstaatlichen Vorschriften der 
Vertragstaaten anerkannt werden können (vgl. Ur- 
teil des Bundesgerichtshofes vom 7. Dezember 1955, 
BGHZ 19, 240; Revue critique de droit international 
prive 1957 S. 453 ff.). 

Entscheidungen, die in einem Konkurs- oder Ver- 
gleichsverfahren ergehen, sind in dem Abkommen 
nicht berücksichtigt (Abs. 4). Dieses Rechtsgebiet 
würde eine eingehende besondere Regelung erfor- 
dern, die über den Rahmen eines allgemeinen Voll- 
streckung sabkommens hinausginge. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 enthält die Gründe, aus denen die An- 
erkennung abweichend von dem in Artikel 1 enthal- 
tenen Grundsatz versagt werden kann. Die Tat- 
bestände sind auf diejenigen beschränkt, die im in- 
ternationalen Verkehr üblich sind. 

Die „ordre public"-Klausel (Abs. 1 Nr. 1) wird nur 
dann anzuwenden sein, wenn zwingende Grundsätze 
des innerstaatlichen Rechts des Anerkennungs- 
staates durch die Anerkennung verletzt würden. 
Wie sich aus der Fassung der Klausel ergibt, ist bei 
der Prüfung nicht darauf abzustellen, ob die Ent- 
scheidung als solche, sondern ob ihre Anerkennung 
der öffentlichen Ordnung zuwiderlaufen würde, so 
daß die Entscheidung selbst nicht verworfen wird. 

Der in Absatz 1 Nr. 2 enthaltene Versagungsgrund 
dient dem Schutz des unterlegenen Beklagten, gegen 
den eine Entscheidung in einem Verfahren ergangen 
ist, an dem er sich nicht aktiv beteiligt hat. Schutz- 
würdig ist der Beklagte in einem solchen Fall zu- 
nächst dann, wenn das Verfahren mangelhaft einge- 
leitet worden ist. Deshalb wird im Halbsatz 1 vor- 
gesehen, daß die Anerkennung zu versagen ist, 
wenn die den Rechtsstreit einleitende Ladung oder 
Verfügung dem Beklagten nicht ordnungsmäßig zu- 
gestellt worden ist. Die Frage, ob die Zustellung 
ordnungsmäßig bewirkt worden ist, beurteilt sich 
nach dem Recht des Urteilsstaates, zu dem nicht nur 


das innerstaatliche Recht, sondern auch das inter- 
nationale Recht aus Staatsverträgen gehört, so das 
Haager Abkommen über den Zivilprozeß. Ist die Zu- 
stellung ordnungsmäßig bewirkt, so kann davon 
ausgegangen werden, daß der Beklagte von der Ein- 
leitung des Verfahrens Kenntnis erlangt und so Ge- 
legenheit gehabt hat, seine Rechte wahrzunehmen. 
Immerhin sind Fälle denkbar, in denen trotz Einhal- 
tung der Zustellungsvorschriften der Beklagte die 
zuzustellenden Schriftstücke entweder überhaupt 
nicht oder nicht rechtzeitig erhalten hat. Für diese 
Ausnahmefälle eröffnet der Halbsatz 2 dem Beklag- 
ten in Anlehnung an Artikel 2 Nr. 2 des zur Zeich- 
nung aufgelegten Haager Übereinkommens über die 
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidun- 
gen auf dem Gebiete der Unterhaltspflicht gegen- 
über Kindern (ebenso auch Artikel 5 Nr. 1 des 
Haager Übereinkommens über die gerichtliche Zu- 
ständigkeit kraft Parteivereinbarung bei zwischen- 
staatlichen Kaufverträgen über bewegliche Sachen) 
die Möglichkeit, den entsprechenden Nachweis zu 
führen. Diese Schutzvorschrift wird vor allem dann 
Bedeutung gewinnen, wenn die Zustellung an den 
Beklagten nach deutschem Recht öffentlich (§§ 203 ff. 
ZPO) oder nach belgischem Recht im Wege der 
remise au parquet (Artikel 69^^^ Nr. 3 des Code de 
procedure civile) bewirkt worden ist. 

Die Bestimmung des Absatzes 1 Nr. 2 ist nicht auf 
Versäumnisurteile im engeren Sinne beschränkt; sie 
gilt vielmehr auch für die Fälle, in denen bei Nicht- 
erscheinen des Beklagten eine einseitige Verhand- 
lung stattfindet, die als streitige Verhandlung gilt 
(so im deutschen Eheprozeß nach § 618 Abs. 4 ZPO). 

Die Anerkennung setzt, wie sich aus Absatz 1 Nr. 3 
ergibt, voraus, daß für die Gerichte des Staates, in 
dessen Gebiet die Entscheidung ergangen ist, eine 
Zuständigkeit gegeben ist, die von dem anderen 
Staat beachtet wird. Diese internationale Zuständig- 
keit ist in dem Abkommen selbst festgelegt (Art. 3 
und 4). Es wird hierbei an bestimmte Gerichtsstände 
angeknüpft. Diese Gerichtsstände haben indes nur 
Bedeutung für die Anerkennung; durch sie wird je- 
doch nicht zwischenstaatlich die Zuständigkeit der 
Gerichte für die Klagen festgelegt. Das Abkommen 
ist somit dem System, das dem belgisch-französischen 
Vertrag vom 8. Juli 1899 und dem belgisch-nieder- 
ländischen Vertrag vom 28. März 1925 zugrunde liegt, 
nicht gefolgt. 

In Absatz 2 wird hervorgehoben, daß es keinen Ver- 
sagungsgrund bildet, wenn das erkennende Gericht 
seine Entscheidung auf andere Rechtsvorschriften 
gestützt hat, als sie nach dem internationalen Pri- 
vatrecht des Anerkennungsstaates anzuwenden ge- 
wesen wären. Anderenfalls käme es zu einer sach- 
lichen Nachprüfung des Urteils, die durch das Ab- 
kommen gerade ausgeschlossen werden soll. Es 
wird aber für bestimmte personenrechtliche Fragen, 
die eigene Staatsangehörige des Anerkennungs- 
staates betreffen und auf denen die Entscheidung 
beruht, eine Ausnahme gemacht. Sie rechtfertigt sich 
aus dem Grundsatz, daß die Staaten sich die Ent- 
scheidung über Statusfragen ihrer eigenen Staats- 
angehörigen Vorbehalten (vgl. § 328 Abs. 1 Nr. 3 
ZPO). Jedoch bestehen keine Bedenken, eine Ent- 
scheidung anzuerkennen, in der Statusfragen eines 
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Staatsangehörigen des Anerkennungsstaates zwar 
nidit nach dem Recht beurteilt worden sind, das nach 
dem internationalen Privatrecht des Anerkennungs- 
staates zugrunde zu legen wäre, wenn aber das 
Ergebnis trotz der verschiedenen Betrachtungsweise 
dasselbe ist. 

Zu Artikel 3 

In Artikel 3 sind für alle Rechtsstreitigkeiten mit 
Ausnahme gewisser nichtvermögensreditlicher Strei- 
tigkeiten, für die in Artikel 4 besondere Vorschrif- 
ten enthalten sind, die Gerichtsstände festgelegt, 
die für die Anerkennung Bedeutung haben. Der Ka- 
talog ist möglichst weit gefaßt; er enthält alle Ge- 
richtsstände, die beiden Rechtsordnungen entweder 
gemeinsam sind oder für die sich wenigstens in bei- 
den Rechtsordnungen verwandte Regelungen finden. 

Die Erwägungen, die zu der Festlegung der Gerichts- 
stände im einzelnen geführt haben, sind in dem ge- 
meinsamen Bericht der Delegationen enthalten. In 
diesem Bericht finden sich auch rechtsvergleichende 
Hinweise, welche die Anwendung des Abkommens 
erleichtern können. Insoweit kann auf den Bericht 
Bezug genommen werden (unten S. 27 ff.). Ergän- 
zend ist lediglich folgendes zu bemerken: 

Eine Gerichtsstandsvereinbarung nach Absatz 1 Nr. 2 
wird nur dann anerkannt, wenn wenigstens eine der 
Parteien eine Erklärung schriftlich abgegeben und 
die andere sie — sei es ausdrücklich oder still- 
schweigend — angenommen hat oder wenn eine 
Partei eine mündlich getroffene Vereinbarung 
schriftlich bestätigt und die andere Partei dieser Be- 
stätigung nicht widersprochen hat. Diese sogenannte 
„halbe Schriftlichkeit" schließt Gerichtsstandsverein- 
barungen, die nur mündlich geschlossen und nicht 
schriftlich bestätigt worden sind, aus. Durch diese 
Regelung sollen insbesondere die Beweisschwierig- 
keiten vermieden werden, die sich bei einer nur 
mündlich getroffenen Vereinbarung ergeben könn- 
ten, wenn der Beweis allein durch Zeugen geführt 
werden müßte. 

In Absatz 1 Nr. 10 ist der nur dem belgischen Recht 
bekannte Gerichtsstand der Klage auf Gewähr- 
leistung (competence de l’action en garantie, Art. 37 
Abs. 2 des Gesetzes vom 25. März 1876 und Art. 181 
des Code de procedure civile) festgelegt. In diesem 
Gerichtsstand kann nach belgischem Recht der be- 
klagte Verkäufer, der seinerseits einen Gewähr- 
leistungsanspruch gegen seinen Lieferanten hat, 
diesen vor dem Gericht auf Schadloshaltung ver- 
klagen, bei dem bereits die Klage des Käufers gegen 
den Verkäufer anhängig ist. Der Gerichtsstand der 
„demande en garantie" scheidet jedoch für die An- 
erkennung aus, wenn in dem erwähnten Fall für 
Streitigkeiten zwischen dem beklagten Verkäufer 
und dem Lieferanten ein anderer Gerichtsstand ver- 
einbart worden ist. Diese Gerichtsstandsvereinba- 
rung muß sich jedoch ausdrücklich auch auf Gewähr- 
leistungsansprüche beziehen. Sie muß ferner die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr 2 letzter Halb- 
satz erfüllen. 

Belgische Urteile, die unter den erwähnten Voraus- 
setzungen im Gerichtsstand der „demande en garan- 
tie" ergangen sind, werden in der Bundesrepublik 


Deutschland anerkannt. Ein genaues Gegenstück 
findet sich im deutschen Recht nicht. Den Belangen, 
die nach belgischem Recht durch die „demande en 
garantie" gewahrt werden, wird im deutschen Recht 
durch die Streitverkündung und die Interventions- 
wirkungen (§§ 72, 74, 68 ZPO) Rechnung getragen. 
Da die Interventionswirkungen eines deutschen Ur- 
teils, wie zu Artikel 1 ausgeführt, in Belgien an- 
erkannt werden, bestehen keine Bedenken, ein bel- 
gisches Urteil, das im Gerichtsstand der „demande 
en garantie" ergangen ist, in Deutschland anzu- 
erkennen. 

Nach Absatz 2 kann eine ausländische Entscheidung, 
selbst wenn sie in einem der in Absatz 1 aufgeführ- 
ten Gerichtsstände ergangen ist, nicht anerkannt 
werden, sofern der Anerkennungsstaat für die An- 
gelegenheit eine ausschließliche Zuständigkeit sei- 
ner Gerichte in Anspruch nimmt. Nach belgischem 
Recht ist die ausschließliche Zuständigkeit der belgi- 
schen Gerichte in Versicherungssachen nach Ar- 
tikel 43^^® des belgischen Gesetzes vom 25. März 
1876 sowie für gewisse Klagen auf dem Gebiete des 
Gesellschaftsrechts (Artikel 195 des Code de com- 
merce) gegeben. Aus dem deutschen Recht kommt 
hier hauptsächlich der ausschließliche Gerichtsstand 
für dingliche Klagen (§ 24 ZPO) in Frage. Die beiden 
Vertragstaaten werden Übersichten austauschen, um 
die Anwendbarkeit des Abkommens zu erleichtern. 

Zu Artikel 4 

Dieser Artikel sieht für bestimmte Streitigkeiten 
nichtvermögensrechtlicher Art eine besondere Zu- 
ständigkeit im Sinne des Artikels 2 Abs. 1 Nr. 3 vor. 
Es handelt sich um Ehe- und Familienstandssachen 
sowie um andere Statusangelegenheiten. Darunter 
fallen insbesondere die Ehesachen (Klagen auf Schei- 
dung, Aufhebung oder Nichtigkeit einer Ehe, auf 
Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens 
einer Ehe, auf Herstellung des ehelichen Lebens), 
die Rechtsstreitigkeiten, welche die Feststellung der 
Rechtsverhältnisse zwischen Eltern und Kindern zum 
Gegenstand haben, und sonstige Abstammungs- 
klagen. 

Die Anwendung des Artikels 4 setzt voraus, daß 
mindestens ein Verfahrensbeteiligter Angehöriger 
eines der beiden Vertragstaaten war. Die Zuständig- 
keit des Urteilsstaates wird anerkannt, wenn der 
Beklagte entweder die Staatsangehörigkeit des 
Urteilsstaates besitzt oder wenn er dort seinen 
Wohnsitz oder Aufenthalt hat. Diese Voraus- 
setzungen müssen z. Zt. der Einleitung des Verfah- 
rens Vorgelegen haben. 

Für Ehesachen sieht Absatz 2 eine Erweiterung vor. 
Hier wird die Zuständigkeit der Gerichte des Urteils- 
staates für den Fall, daß eine der beiden Parteien 
im Zeitpunkt der Klageerhebung die Staatsangehö- 
rigkeit eines der Vertragstaaten besessen hat, auch 
dann anerkannt, wenn die Ehegatten ihren letzten 
gemeinsamen Aufenthalt im Urteiisstaat gehabt 
haben und der Kläger bei der Einleitung des Ver- 
fahrens seinen gewöhnlichen Aufenthalt in dem Ur- 
teilsstaat gehabt hat. Durch diese Bestimmung wer- 
den Schwierigkeiten vermieden, die sich z. B. im fol- 
genden Fall ergeben könnten: ein belgisdier Ehe- 
mann, der seinen Wohnsitz in Belgien hat, erhebt 
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vor einem belgischen Gericht die Klage auf Ehe- 
scheidung gegen seine Ehefrau deutscher Staats- 
angehörigkeit, die in die Bundesrepublik Deutschland 
zurückgekehrt ist. Nach belgischem Recht ist die Zu- 
ständigkeit des belgischen Gerichts gegeben, weil 
die Ehefrau trotz der Trennung noch den Wohnsitz 
des Ehemannes teilt. Das in Belgien ergehende Ur- 
teil würde in der Bundesrepublik Deutschland nicht 
anzuerkennen sein, wenn es bei der Regelung des 
Absatzes 1 allein belassen worden wäre, weil die 
Ehefrau nach dem deutschen verfassungsrechtlichen 
Grundsatz der Gleichberechtigung von Mann und 
Frau (Artikel 3 des Grundgesetzes) einen eigenen 
Wohnsitz begründet hat. Ein solches Urteil wird 
jedoch nunmehr nach Absatz 2 anzuerkennen sein, 
weil es unter den dort geregelten Voraussetzungen 
auf den Wohnsitz der beklagten Partei nicht an- 
kommt. 

Durch Artikel 4 wird es nicht ausgeschlossen, daß 
Entscheidungen auf den hier erwähnten Sachgebie- 
ten über das Abkommen hinaus anerkannt werden, 
wenn das innerstaatliche Recht der Vertragstaaten 
weitergeht. 

Zu Artikel 5 

Dem Wesen und Zweck der Anerkennung entspricht 
es, daß eine Entscheidung des Urteilsstaates im 
Anerkennungsstaat grundsätzlich nicht nachgeprüft 
wird. Dies wird in Absatz 1 Satz 1 mittelbar und in 
Absatz 2 nochmals ausdrücklich hervorgehoben. 

Soweit aber dem Gericht oder der Behörde des An- 
erkennungsstaates gerade zum Zwecke der An- 
erkennung ein eigenes Prüfungsrecht eingeräumt 
werden muß, erhebt sich die Frage, in welchem Um- 
fange ihm dieses Recht zustehen soll. Sie wird durch 
Absatz 1 gelöst. Nach ihm darf das Gericht oder die 
Behörde des Anerkennungsstaates grundsätzlich in 
eigener Zuständigkeit prüfen, ob die Voraussetzun- 
gen der Anerkennung nach Artikel 2 gegeben sind. 
Dieses Prüfungsrecht muß uneingeschränkt bestehen, 
wenn es sich darum handelt festzustellen, ob die 
Anerkennung der öffentlichen Ordnung des An- 
erkennungsstaates zuwiderlaufen würde (Artikel 2 
Abs. 1 Nr 1). Bei dem hohen Rechtsgut, das hier be- 
rührt oder verletzt werden kann, ist irgendeine 
Bindung des Gerichts oder der Behörde des Aner- 
kennungsstaates an die Entscheidung des Urteils- 
staates nicht vertretbar; vielmehr muß die Freiheit 
bestehen, auch in tatsächlicher Hinsicht neue Fest- 
stellungen zu treffen. Ebenso liegt es bei dem Tat- 
bestand des Artikels 2 Abs. 1 Nr. 2, der wegen gewis- 
ser Mängel bei der Zustellung der einleitenden 
Ladung oder Verfügung zu einer Versagung der 
Anerkennung führen kann. Der Schutz, der hier dem 
Beklagten gewährt werden soll, würde verloren- 
gehen, wollte man das Gericht oder die Behörde des 
Anerkennungsstaates bei der Prüfung irgendwie 
beschränken. 

Anders liegt es dagegen bei der Prüfung, ob die 
internationale Zuständigkeit als Voraussetzung für 
die Anerkennung gegeben ist (Artikel 2 Abs. 1 Nr. 3). 
Das gegenseitige Vertrauen zur Rechtspflege in den 
beiden Vertragstaaten und die Wahrung des Rechts- 
friedens im Interesse der Parteien gebieten es, das 
Gericht oder die Behörde des Anerkennungsstaates 


in der Frage der Zuständigkeit an die tatsächlichen 
Feststellungen des Gerichts des Urteilsstaates zu 
binden. Um für die Praxis jeden Zweifel auszu- 
schließen, wird diese Bindung in Absatz 1 Satz 2 
ausdrücklich festgelegt, zumal da das Abkommen in 
dieser Frage einen anderen Weg einschlägt, als er 
in Artikel 5 Satz 1 des deutsch-schweizerischen 
Vollstreckungsabkommens und in Artikel 5 Abs. 1 
des deutsch-italienischen Vollstreckungsabkommens 
vorgesehen ist. 

Zweiter Titel 

Vollstreckbarerklärung gerichtlicher Entscheidungen 
(Artikel 6 bis 12) 

Der Zweite Titel regelt die näheren Voraussetzun- 
gen, unter denen eine Entscheidung, die in dem 
einen Vertragstaat ergangen ist, in dem anderen 
Vertragstaat zur Vollstreckung zugelassen werden 
kann. Es wird so die Möglichkeit eröffnet, daß die 
Entscheidungen der Gerichte der beiden Vertrag- 
staaten in beiden Staatsgebieten gleichmäßig durch- 
gesetzt werden können. Darin liegt ein Fortschritt, 
in dem die Hauptbedeutung des Abkommens zu 
sehen ist. 

Zu Artikel 6 

Bei Urteilen, die zu ihrer Durchsetzung der Voll- 
streckung bedürfen, kann es nicht bei der Anerken- 
nung, die im Ersten Titel geregelt ist, allein ver- 
bleiben. Es muß vielmehr auch der Weg für eine 
Vollstreckung in dem anderen Vertragstaat eröffnet 
werden. Dies geschieht im deutschen Recht durch 
die Vollstreckbarerklärung und im belgischen Recht 
durch die Erteilung des Exequatur. Beide Institute 
sind wesensgleich, mögen sie auch in der verfah- 
rensmäßigen Ausgestaltung nicht völlig überein- 
stimmen. 

Durch die Vollstreckbarerklärung oder durch das 
Exequatur wird der ausländischen Entscheidung die 
ihr für das Inland noch fehlende Vollstreckungswir- 
kung beigelegt. Hierfür ist es eine unerläßliche Vor- 
aussetzung, daß die Entscheidung in dem Urteils- 
staat selbst vollstreckbar ist. Dies ist in Absatz 1 
ausdrücklich klargestellt. Urteile zur Vollstreckung 
in dem anderen Vertragstaat zuzulassen, die in dem 
Urteilsstaat selbst keine Vollstreckungskraft äußern, 
verbietet sich von selbst. Andererseits wird für die 
Vollstreckbarerklärung ebenso wie bei der Aner- 
kennung nicht gefordert, daß die Entscheidung schon 
rechtskräftig ist. Es genügt vielmehr, wie sich aus 
Absatz 2 ergibt, daß sie vorläufig vollstreckbar ist. 
Hierin liegt für die Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber dem System der Vollstreckungsabkom- 
men, die sie bisher abgeschlossen hat, eine wesent- 
liche Neuerung, wie bereits zu Artikel 1 hervorge- 
hoben worden ist. 

Weiterhin aber setzt die Vollstreckbarerklärung 
voraus, daß die Entscheidung in dem Vollstreckungs- 
staat auch anerkannt werden kann. Entscheidungen, 
die einer Anerkennung aus einem allgemeinen oder 
aus einem besonderen Grunde nicht fähig sind, blei- 
ben von der Vollstreckbarerklärung naturgemäß 
ausgeschlossen, weil eine Vollstreckbarerklärung 
ohne Anerkennung der Entscheidung nicht denkbar 
ist. 
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Zu den Entscheidungen, die einer Anerkennung und 
Vollstreckung fähig sind, gehören auch, wie bereits 
bei Artikel 1 ausgeführt ist, die einstweiligen Ver- 
fügungen und die einstweiligen Anordnungen, die 
auf eine Geldleistung lauten (Artikel 1 Abs. 1 Satz 2, 
Artikel 6). 

Zu Artikel 7 

Das Verfahren der Vollstreckbarerklärung richtet 
sich, wie es dem Grundsatz des internationalen 
Zivilprozeßrechts entspricht, nach dem Recht des 
Vollstreckungsstaates. 

Sinn und Zweck des Abkommens erfordern ein be- 
schleunigtes Verfahren. Deshalb werden beide Ver- 
tragstaaten ihr Verfahren, das im allgemeinen ein- 
greift, wenn keine staatsvertragliche Bindung vor- 
liegt, den Erfordernissen dieses Abkommens an- 
passen. 

Die Bundesrepublik Deutschland übernimmt hierzu 
in Abschnitt I des Zusatzprotokolls die Verpflich- 
tung, das Verfahren der Vollstreckbarerklärung, 
wie es bisher schon in Ausführung von Vollstrek- 
kungsabkommen geschehen ist (vgl. die Verordnun- 
gen zur Ausführung des deutsch-schweizerischen 
und des deutsch-italienischen Vollstreckungsabkom- 
mens vom 23. August 1930 und 18. Mai 1937 — 
Reichsgesetzbl. 1930 II S. 1209 und Reichsgesetzbl. 
1937 II S. 143 — ), in Anlehnung an die Vorschriften 
auszugestalten, die für die Vollstreckbarerklärung 
ausländischer Schiedssprüche maßgebend sind 
(§§ 1044, 1042 ff. ZPO). Damit wird das zeitraubende 
Klageverfahren nach den §§ 722, 723 ZPO ausge- 
schlossen. Die nähere Regelung ist in dem Ausfüh- 
rungsgesetz enthalten, das gleichzeitig mit dem Ab- 
kommen in Kraft treten soll. 

Für Belgien wird die Anpassung sogleich in dem 
Abkommen selbst vollzogen, wie sich aus Abschnitt I 
des Zusatzprotokolls ergibt. Danach wird in dem 
Exequaturverfahren, für das im ersten Rechtszug 
das Tribunal de premiere instance zuständig ist 
(Artikel 10 Abs. 1 des Gesetzes vom 25. März 1876), 
der Einspruch (Opposition), der sonst nach den Arti- 
keln 157, 158 des Code de procedure civile gegeben 
wäre, zur Beschleunigung ausgeschlossen. Die Ent- 
scheidung des Gerichts erster Instanz kann deshalb 
nur mit der Berufung angefochten werden. Die Frist 
zur Einlegung der Berufung gegen die Entscheidung 
des Gerichts erster Instanz, die nach Artikel 443 des 
Code de procedure civile zwei Monate beträgt, wird 
auf 28 Tage herabgesetzt. 

Zu Artikel 8 

Der Antrag auf Vollstreckbarerklärung kann von 
der berechtigten Partei bei dem zuständigen Gericht 
des Vollstreckungsstaates unmittelbar gestellt wer- 
den. Damit wird der umständlichere konsularische 
oder diplomatische Weg vermieden. 

Die Befugnis zur Antragstellung ergibt sich bei 
deutschen Entscheidungen aus der Vollstreckungs- 
klausel (§ 725 ZPO). Bei Entscheidungen belgischer 
Gerichte wird der Antragsteller seine Befugnis in 
erster Linie aus der Entscheidung selbst und gege- 
benenfalls mit Hilfe weiterer Nachweise belegen 
können. 


Zu Artikel 9 

In dieser Besthnmung wird festgelegt, welche Unter- 
lagen der Antragsteller im Verfahren der Voll- 
streckbarerklärung beizubringen hat. 

Um dem Gericht die Möglichkeit der Nachprüfung 
zu geben, ob der Vollstreckbarerklärung Versa- 
gungsgründe entgegenstehen, wird verlangt, daß 
eine vollständige Ausfertigung der Entscheidung 
beigebracht wird (Nummer 1). Damit ist eine abge- 
kürzte Ausfertigung, wie sie nach § 313 Abs. 3, 
§ 317 Abs. 4 ZPO für Versäumnis- oder Anerkennt- 
nisurteile zugelassen ist, nach dem Abkommen aus- 
geschlossen. Deshalb sieht das deutsche Ausfüh- 
rungsgesetz vor, daß solche Urteile, bei denen eine 
Vollstreckung in Belgien in Betracht kommt, ent- 
weder sogleich bei ihrem Erlaß oder nachträglich 
mit Tatbestand und Entscheidungsgründen versehen 
werden. Ebenso wird in dem Ausführungsgesetz 
Vorsorge getroffen, daß einstweiligen Verfügungen 
und einstweiligen Anordnungen eine Begründung 
beigegeben wird. 

Die Bescheinigung der Vollstreckbarkeit (Num- 
mer 4) ist bei deutschen Urteilen in der Vollstrek- 
kungsklausel nach § 725 ZPO zu sehen. Bei belgi- 
schen Urteilen wird dem Erfordernis der Nummer 4 
durch die formule executoire nach Artikel 146 des 
Code de procedure civile in Verbindung mit der 
Königlichen Verordnung vom 17. Juli 1951 genügt. 

Nach Nummer 5 hat der Gläubiger bei Urteilen, die 
nur gegen Sicherheitsleistung vollstreckbar sind, 
nachzuweisen, daß er die Sicherheit geleistet hat. 
Dieser Nachweis wird regelmäßig durch Urkunden 
geführt werden können. Die Art und Weise der 
Sicherheit bestimmt sich nach dem Recht des Urteils- 
staates. Sie wird sich regelmäßig aus der Entschei- 
dung selbst ergeben. 

In Nummer 6 ist die Beglaubigung der erforderlichen 
Übersetzungen in die Sprache des Vollstreckungs- 
staates dadurch erleichtert worden, daß die diplo- 
matischen oder konsularischen Vertreter, Übersetzer 
oder Dolmetscher in jedem der beiden Staaten hier- 
zu befugt sind. 

Hervorzuheben ist, daß für die urkundlichen Unter- 
lagen eine Legalisation nicht gefordert wird. 

Zu Artikel 10 

Das Gericht hat im Verfahren der Vollstreckbar- 
erklärung zu prüfen, ob die Voraussetzungen für 
die Anerkennung gegeben sind. Hierbei hat es sich 
im Rahmen des Artikels 2 zu halten. Eine sachliche 
Nachprüfung der Entscheidung, die für vollstreckbar 
erklärt werden soll, ist nicht zulässig (Absatz 1). 
Das Gericht hat ferner zu prüfen, ob die formellen 
Voraussetzungen des Artikels 9 erfüllt sind. 

Durch Absatz 2 soll der Schuldner vor Nachteilen 
geschützt werden, die sich bei einer Vollstreckung 
nur vorläufig vollstreckbarer Entscheidungen unter 
Umständen ergeben könnten. Deshalb wird für den 
Fall, daß der Schuldner im Urteilsstaat gegen die 
vorläufig vollstreckbare Entscheidung einen ordent- 
lichen Rechtsbehelf eingelegt hat, dem Gericht des 
Vollstreckungsstaates die Befugnis eingeräumt, das 
Verfahren der Vollstreckbarerklärung auszusetzen 
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(Abs. 2 Satz 1), Das Gericht hat nach freiem Ermes- 
sen zu entscheiden. Es wird dabei die Interessen des 
Gläubigers und des Schuldners gegeneinander ab- 
wägen. Als ordentliche Rechtsbehelfe kommen in 
Frage: auf deutscher Seite der Einspruch (§§ 338, 
700 ZPO), die Berufung (§§ 511 ff. ZPQ), die Revi- 
sion (§§ 545 ff. ZPO) und der Widerspruch (§§ 936, 
924 ZPO); auf belgischer Seite die Opposition (Arti- 
kel 157, 158 des Code de procedure civile) und der 
appel (Artikel 443 ff. des Code de procedure civile). 
Der Schuldner soll auch für den Fall geschützt wer- 
den, daß die Frist für den Rechtsbehelf noch läuft 
und er sich noch nicht dazu entschlossen hat, einen 
Rechtsbehelf einzulegen. Bei dieser Lage kann das 
Gericht des Vollstreckungsstaates nach seinem 
Ermessen die Entscheidung über den Antrag auf 
Vollstreckbarerklärung zurückstellen und dem 
Schuldner eine Frist bestimmen, innerhalb deren er 
nachweisen kann, daß er von dem Rechtsbehelf 
Gebrauch gemacht hat (Abs. 2 Satz 2). 

Ist die Zwangsvollstreckung aus der Entscheidung, 
die für vollstreckbar erklärt werden soll, im Urteils- 
staat einstweilen einzustellen, so kann dem Ver- 
fahren der Vollstreckbarerklärung, das die Zwangs- 
vollstreckung im Vollstreckungsstaat vorbereitet, 
nicht Fortgang gegeben werden. Deshalb sieht Ab- 
satz 3 für diese Fälle die Aussetzung des Verfah- 
rens der Vollstreckbarerklärung vor. Sache des 
Schuldners ist es, nachzuweisen, daß die Zwangs- 
vollstreckung im Urteilsstaat derzeit gegen ihn nicht 
betrieben werden kann. Er kann hierzu z. B. die 
Ausfertigung einer gerichtlichen Anordnung vor- 
legen, aus der sich ergibt, daß die Zwangsvollstrek- 
kung ohne weiteres einzustellen sei. Hängt die 
Einstellung noch von weiteren Voraussetzungen, 
z. B. von einer Sicherheitsleistung des Schuldners, 
ab (vgl. § 713 Abs. 2 ZPO), so hat der Schuldner 
nachzuweisen, daß diese Voraussetzungen erfüllt 
sind. 

Zu Artikel 11 

Diese Bestimmung eröffnet die Möglichkeit, die Voll- 
streckbarerklärung nur hinsichtlich eines Teils des 
Gegenstandes der Verurteilung auszusprechen. Ein 
solches Teilexequatur ist in der Regel von einem 
Antrag des Gläubigers abhängig. Von Amts wegen 
darf es nur unter bestimmten Voraussetzungen 
erteilt werden. 

Nach Satz 1 kann die Vollstreckbarerklärung auf 
einen Teil des Gegenstandes der Verurteilung be- 
schränkt werden, wenn die Entscheidung über meh- 
rere Ansprüche ergangen ist (Klagenhäufung) und 
das mit der Vollstreckbarerklärung befaßte Gericht 
feststellt, daß bei einem der mehreren Ansprüche 
die Anerkennung — - z. B. wegen Verstoßes gegen 
den ordre public — zu versagen ist. 

Wenn eine Entscheidung über einen einheitlichen, 
aber teilbaren Anspruch — • z. B. auf Zahlung einer 
bestimmten Geldsumme — Gegenstand der Voll- 
streckbarerklärung sein soll, kann ein Teilexequatur 
nur auf Antrag des Gläubigers erlassen werden. In 
einem solchen Falle verbietet sich die Beschränkung 
der Vollstreckbarerklärung auf einen Teil des 
Gegenstandes der Verurteilung von Amts wegen 
deshalb, weil ein solches Vorgehen zu einer — un- 


zulässigen — • sachlichen Nachprüfung führen 
könnte. Das Gericht des Vollstreckungsstaates muß 
die Entscheidung über einen einheitlichen, aber teil- 
baren Anspruch entweder in ihrer Gesamtheit für 
vollstreckbar erklären oder aber die Vollstreckung 
insgesamt ablehnen, wenn nicht der Gläubiger sei- 
nen Antrag auf Vollstreckbarerklärung von sich aus 
auf einen Teil des Anspruchs beschränkt. 

Zu Artikel 12 

Da die Entscheidungen des anderen Vertragstaates 
nach der Anerkennung wie eigene Entscheidungen 
behandelt werden, wird dafür gesorgt, daß diese 
Gleichstellung in jeder Hinsicht gesichert ist. Des- 
halb ist vorgesehen, daß von dem Gericht des Voll- 
streckungsstaates neben der Vollstreckbarerklärung 
noch besondere Maßnahmen angeordnet werden 
können, die etwa zur Durchsetzung einer Entschei- 
dung notwendig sind. So kann z. B. eine Veröffent- 
lichung, wie sie in Artikel 1036 des Code de proce- 
dure civile vorgesehen ist, angeordnet werden. 


Dritter Teil 

Vollstreckbarerklärung von Schiedssprüchen und 
öffentlichen Urkunden 

(Artikel 13 und 14) 

Dieser Titel regelt die Vollstreckbarerklärung von 
Schiedssprüchen, Schiedsvergleichen und öffentlichen 
Urkunden. 

Zu Artikel 13 

Nach diesem Artikel ist die Vollstreckbarerklärung 
eines Schiedsspruchs ebenso wie nach dem belgisch- 
französischen Vollstreckungsabkommen vom 8. Juli 
1899 (Artikel 15) und dem belgisch-niederländischen 
Vollstreckungsabkommen vom 28. März 1925 (Arti- 
kel 15) davon abhängig, daß er zuvor in dem ande- 
ren Vertragstaat für vollstreckbar erklärt worden 
ist. Nachdem bereits ein gerichtliches Verfahren 
über die Vollstreckbarerklärung durchgeführt ist, 
kann sich das Gericht des Vollstreckungsstaates auf 
die Prüfung beschränken, ob die Anerkennung des 
Schiedsspruchs dem ordre public des Vollstrek- 
kungsstaates zuwiderlaufen würde. Daß die vorge- 
legte Ausfertigung des Schiedsspruches die für die 
Beweiskraft erforderlichen Voraussetzungen erfüllen 
muß (Abs. 1), hat daneben nur eine rein formelle 
Bedeutung. 

In Absatz 2 sind die schiedsrichterlichen Vergleiche 
(§ 1044a ZPO), die dem belgischen Recht nicht be- 
kannt sind, ausdrücklich als Titel, die unter das 
Abkommen fallen, genannt. 

Die in Absatz 3 enthaltene Vorschrift über die Zu- 
ständigkeit der Gerichte, an die der Antrag auf 
Vollstreckbarerklärung zu richten ist, dient nur der 
Klarstellung. Sie entspricht der in beiden Vertrag- 
staaten bereits bestehenden Rechtslage (vgl. für das 
deutsche Recht §§ 1046, 1047, 1045 Abs. 1 ZPO und 
für das belgische Recht Artikel 1020 des Code de 
procedure civile). Das Verfahren der Vollstreckbar- 
erklärung selbst richtet sich in Übereinstimmung 
mit dem allgemeinen Grundsatz des internationalen 
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Zivilprozeßrechts nach dem Recht des Vollstrek- 
kungsstaates. Darauf wird in Absatz 4 entsprechend 
dem für die Vollstreckbarerklärung von gericht- 
lichen Entscheidungen maßgebenden Artikel 7 zur 
Klarstellung hingewiesen. Maßgebend sind danach 
im deutschen Recht § 1044 Abs. 1 und 3, §§ 1042a 
bis d ZPO und nach belgischem Recht die Artikel 
1020 ff. des Code de procedure civile mit den 
Änderungen, die sich aus Abschnitt I des Zusatz- 
protokolls zu diesem Abkommen ergeben. 

Artikel 13 trägt keinen ausschließlichen Charakter. 
Auf Grund des Artikels 16, der Abkommen für 
besondere Rechtsgebiete unberührt läßt, ist viel- 
mehr für den Gläubiger wahlweise die Möglichkeit 
gegeben, die Vollstreckbarerklärung eines Schieds- 
spruchs nach dem Genfer Abkommen zur Vollstrek- 
kung ausländischer Schiedssprüche vom 26. Septem- 
ber 1927 zu beantragen. Umgekehrt läßt es auch 
Artikel 5 des Genfer Abkommens zu, das Verfahren 
nach dem vorliegenden Abkommen zu betreiben. 
Für Schiedsvergleiche besteht diese Wahlmöglichkeit 
jedoch nicht, weil sie nicht in das Genfer Abkom- 
men einbezogen sind. Auch wenn die Vollstreckbar- 
erklärung nach dem Genfer Abkommen nachgesucht 
wird, ist zu beachten, daß nach der Praxis belgischer 
Gerichte die vorherige Vollstreckbarerklärung in 
dem anderen Vertragstaat gefordert wird. Von den 
Gerichten in der Bundesrepublik Deutschland wird 
umgekehrt ein solches Verlangen auf Grund des 
§ 1044 Abs. 1 ZPO nicht gestellt. 

Zu Artikel 14 

Durch das Abkommen soll erreicht werden, daß 
möglichst alle vollstreckbaren Titel, die im zwischen- 
staatlichen Rechtsverkehr Bedeutung haben können, 
gegenseitig anerkannt und vollstreckt werden. Des- 
halb werden außer den gerichtlichen Entscheidun- 
gen, deren Vollstreckbarerklärung in den Artikeln 
6 ff. geregelt ist, und den Schiedssprüchen oder 
Schiedsvergleichen, für die Artikel 13 gilt, auch die 
öffentlichen Urkunden einbezogen, sofern sie in 
dem Staat, in dem sie errichtet sind, vollstreckbar 
sind. Nach deutschem Recht kommen hierfür u. a. 
die in § 794 Abs. 1 Nr. 5 ZPO erwähnten vollstreck- 
baren Urkunden, die vor einem Gericht oder vor 
einem Notar errichtet sind, sowie die von den 
Jugendämtern aufgenommenen Verpflichtungserklä- 
rungen über den Unterhalt eines unehelichen Kin- 
des (§ 1708 BGB) in Betracht. Aus dem belgischen 
Recht sind die vollstreckbaren Urkunden, die von 
Notaren (Artikel 19 des Gesetzes über das Notariat 
vom 16. März 1803 und Artikel 547 des Code de 
procedure civile) oder von öffentlichen Behörden 
(Artikel 1317 des Code civil) aufgenommen worden 
sind, zu erwähnen. 

Die gerichtlichen Vergleiche des deutschen Rechts 
(§ 794 Abs. 1 Nr. 1 ZPO) sind in diesem Zusammen- 
hang im Absatz 1 Satz 2 besonders aufgeführt, weil 
das belgische Recht Titel über Vergleiche der Pro- 
zeßparteien in dieser Form nicht kennt. Die Gegen- 
seitigkeit ist jedoch auch in dieser Hinsicht dadurch 
gegeben, daß der inhaltlich gleiche Titel des belgi- 
schen Rechts in Gestalt eines Urteils (jugement de 
donne acte) in der Bundesrepublik Deutschland 
nach Artikel 6 für vollstreckbar zu erklären ist. 


Wie bei den Schiedssprüchen und Schiedsvergleichen 
(Artikel 13) hat das Gericht des Vollstreckungs- 
staates nach Absatz 2 in formeller Hinsicht lediglich 
zu prüfen, ob die Ausfertigung der öffentlichen 
Urkunde nach ihrem Heimatrecht die für ihre Be- 
weiskraft erforderlichen Voraussetzungen erfüllt. 
Auch hier ist wie bei allen anderen Titeln (Artikel 6 
Abs. 1, Artikel 10 in Verbindung mit Artikel 2 
Abs. 1 Nr. 1, Artikel 13 Abs. 1 und 2) vorgesehen, 
daß die Vollstreckbarerklärung in der Sache versagt 
werden kann, wenn sie der öffentlichen Ordnung 
des Vollstreckungsstaates zuwiderlaufen würde. 


Vierter Teil 

Einrede der Rechtshängigkeit 

(Artikel 15) 

Dieser Titel umfaßt nur einen einzigen Artikel, in 
dem die Rechtshängigkeit behandelt wird. 

Zu Artikel 15 

Der Zweck des Abkommens, den Rechtsverkehr zu 
erleichtern, würde nicht erreicht werden, wenn es 
möglich wäre, daß unter denselben Parteien über 
denselben Gegenstand gleichzeitig oder nachein- 
ander in jedem der beiden Vertragstaaten je ein 
Prozeß geführt werden könnte. Würde eine solche 
Möglichkeit bestehen, so könnte dies dem Sinn und 
Zweck des Abkommens entgegen zur Folge haben, 
daß einander widersprechende Entscheidungen er- 
gehen könnten. Ein solch unerwünschtes Ergebnis 
wird im nationalen Recht beider Vertragstaaten 
dadurch ausgeschlossen, daß der zweite Prozeß im 
Hinblick auf die Rechtshängigkeit des ersten Pro- 
zesses verhindert werden kann (§ 263 Abs. 2 Nr. 1, 
§ 274 Abs. 2 Nr. 4 ZPO, Artikel 37^*® des Gesetzes 
vom 25. März 1876). Die Besonderheit des belgischen 
Rechts, daß die Grundlage für eine solche Einrede 
aus dem ersten Verfahren selbst nur hergeleitet 
werden kann, solange die erste Instanz noch nicht 
abgeschlossen ist, und daß nach Erlaß des Urteils 
erster Instanz in dem zweiten Prozeß die gleiche 
Wirkung durch die Berufung auf die autorite de la 
chose jugee (Artikel 1351 des Code civil) erreicht 
wird, ist bereits oben bei Artikel 1 erwähnt. 

Soweit das nationale Recht beider Vertragstaaten in 
der Anknüpfung an die Prozeßlage in erster Instanz 
übereinstimmt, wird es durch Artikel 15 Abs. 1 auf 
die zwischenstaatliche Ebene ausgedehnt. Der Um- 
stand, daß ein Prozeß in einem Vertragstaat anhän- 
gig ist, schließt es aus, daß vor den Gerichten des 
anderen Vertragstaates unter denselben Parteien 
wegen desselben Gegenstandes ein zweiter Prozeß 
eingeleitet werden kann. Die Einrede der Rechts- 
hängigkeit in einem solchen Falle durchgreifen zu 
lassen, hat indes nur einen Sinn, wenn die Entschei- 
dung, die vor dem zuerst angerufenen Gericht 
ergehen kann, in dem anderen Vertragstaat anzu- 
erkennen wäre. Andernfalls würde einer Partei das 
ihr zustehende Recht vorenthalten, das zweite 
Gericht, an das sie sich später ohnehin wenden 
dürfte, schon jetzt anzurufen. 
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Ist der erste Prozeß bereits in erster Instanz mit 
einem endgültigen Urteil im Sinne des Artikels 1 
Abs. 1 abgeschlossen, so werden die belgischen 
Gerichte, vor denen ein zweiter Prozeß unter den- 
selben Parteien wegen desselben Gegenstandes an- 
hängig gemacht wird, die Entscheidung aus den oben 
angeführten Gründen zwar nicht aus Artikel 15, 
wohl aber im Hinblick auf die Wirkung des nach 
Artikel 1 Abs. 1 anzuerkennenden Urteils des ersten 
Prozesses ablehnen. Die Gerichte in der Bundes- 
republik Deutschland werden in einem entsprechen- 
den Fall die Einrede der Rechtshängigkeit unmittel- 
bar aus Artikel 15 Abs. 1 durchgreifen lassen. 

Durch Absatz 2 wird klargestellt, daß auch dann, 
wenn ein Hauptprozeß in einem Vertragstaat 
schwebt, Sicherungsmaßnahmen in dem anderen 
Vertragstaat getroffen werden können. Diese Mög- 
lichkeit hier etwa unter dem Gesichtspunkt der 
Rechtshängigkeit auszuschließen, würde sich schon 
deshalb nicht rechtfertigen lassen, weil es an der 
Identität des Streitgegenstandes fehlt. 


Fünfter Titel 

Geltung des Abkommens 
(Artikel 16 und 17) 

Dieser Titel enthält Bestimmungen, die den Gel- 
tungsbereich des Abkommens abgrenzen. 

Zu Artikel 16 

Wie bereits in der Einleitung ausgeführt ist, be- 
stehen auf bestimmten Sachgebieten bereits Abkom- 
men über die Anerkennung und Vollstreckung von 
Schuldtiteln. Diese Spezialabkommen, deren Voll- 
streckungsteile eng mit den in ihnen getroffenen 
materiellrechtlichen Sonderregelungen Zusammen- 
hängen, sollen unberührt bleiben. Zu diesen Ab- 
kommen gehört z. B. auch das Abkommen über 
deutsche Auslandsschulden vom 27. Februar 1953 
(vgl. Artikel 17 jenes Abkommens), das auch im 
Verhältnis zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Belgien gilt (Bundesgesetzbl. 1954 II 
S. 1012). 

Der Vorbehalt zugunsten von Sonderabkommen 
erstreckt sich auch auf künftige zwischenstaatliche 
Vereinbarungen, an denen beide Vertragstaaten 
beteiligt sein werden. 


Zu Artikel 17 

Dem Abkommen soll keine rückwirkende Kraft bei- 
gemessen werden. Dies ist mit Rücksicht auf die 
Beteiligten geboten, die sich vor der Entstehung der 
Schuldtitel auf den Inhalt des Abkommens noch 
nicht haben einstellen können. Aus diesem Grunde 
soll es für die Abgrenzung des zeitlichen Anwen- 
dungsbereiches des Abkommens maßgebend sein, 
ob der Titel nach dem Inkrafttreten des Abkom- 
mens erlassen oder errichtet worden ist. 


Sechster Titel 

Schlußbestimmungen 

(Artikel 18 und 19) 

Dieser Titel enthält die Vorschriften über den räum- 
lichen Geltungsbereich sowie über das Inkrafttreten 
und eine Kündigung des Abkommens. 

Zu Artikel 18 

Das Abkommen gilt, was Belgien angeht, zunächst 
nur für das Mutterland, Es kann jedoch auf Belgisch 
Kongo und das Gebiet von Ruanda-Urundi durch 
einfachen Notenwechsel ausgedehnt werden. 

Zu Artikel 19 

Das Abkommen tritt drei Monate nach dem Aus- 
tausch der Ratifikationsurkunden in Kraft (Absatz 2). 
Dieser Zeitraum ist so gewählt worden, daß die 
beiderseitigen Rechtspflegeorgane und die Beteilig- 
ten sich auf die neue Rechtslage, die durch das Ab- 
kommen geschaffen wird, einstellen können. 

In Absatz 3 ist den Vertragstaaten das Recht der 
Kündigung Vorbehalten. 


Wie sich aus der Schlußklausel ergibt, sind der 
deutsche und der französische Wortlaut gleicher- 
maßen verbindlich. 


Zusatzprotokoll 

Zu Abschnitt I, der das Verfahren der Voll- 
streckbarerklärung betrifft, finden sich nähere 
Erläuterungen bei Artikel 7 und Artikel 13. 

Zu Abschnitt II ist folgendes zu bemerken: 

Da nach dem Abkommen auch vorläufig vollstreck- 
bare Urteile anerkannt und vollstreckt werden, muß 
der Möglichkeit Rechnung getragen werden, daß ein 
Urteil, das in dem anderen Vertragstaat bereits für 
vollstreckbar erklärt und vollstredct ist, später in 
dem Urteilsstaat aufgehoben oder abgeändert wird. 
Der Schuldner muß in einem solchen Fall so behan- 
delt werden, wie wenn aus einem Titel vollstreckt 
worden wäre, der seinen Ursprung allein im inner- 
staatlichen Recht gehabt hätte. In einem ausschließ- 
lich nach innerstaatlichem Recht zu beurteilenden 
Falle würden dem Schuldner, wenn die Vollstrek- 
kung in der Bundesrepublik Deutschland betrieben 
worden wäre, die Rechte aus § 717 Abs. 2 und 3 ZPO 
zustehen. In Belgien würden dem Schuldner durch 
die Rechtsprechung entwickelte Ausgleichs- und 
Schadenersatzansprüche zuerkannt (Braas; „Precis 
de procedure civile", 3. Aufl., Bd. II Nr, 945). 

Die gleiche Rechtslage soll bestehen, wenn auf Grund 
des Abkommens ein vorläufiges Urteil in einem 
anderen Vertragstaat als dem Urteilsstaat vollstreckt 
worden ist. Wenn der Schuldner in dem Voll- 
streckungsstaat seine Ansprüche wegen der vorzei- 
tigen Vollstreckung durchgesetzt hat, muß es ihm 
möglich sein, dieses Urteil in dem Vertragstaat, in 
dem das aufgehobene oder geänderte erste Urteil 
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ergangen ist, gegen den ursprünglichen Kläger 
durchzusetzen. Diese Möglichkeit wird durch Ab- 
schnitt II des Zusatzprotokolls in der Weise sicher- 
gestellt, daß für die Klage auf Ausgleich oder 
Schadenersatz das Exequaturgericht als zuständig im 
Sinne des Artikels 2 Abs. 1 Nr. 3 anerkannt wird. 
Für die Zuständigkeit wird hier an die Vollstreck- 
barerklärung angeknüpft. Es ist zweckmäßig, daß 
über den erwähnten Anspruch des Schuldners gerade 
das Gericht erkennt, das für die Vollstreckbarerklä- 
rung zuständig war. Diese Zuständigkeitsregelung 
bedurfte einer besonderen staatsvertraglichen Fest- 
legung, weil bei der umstrittenen Rechtsnatur der 


Ausgleichs- und Schadenersatzansprüche sonst nicht 
sichergestellt wäre, daß bereits einer der in Arti- 
kel 3 aufgezählten Gerichtsstände, etwa der Ge- 
richtsstand der unerlaubten Handlung oder des 
Quasidelikts (Artikel 3 Abs. 1 Nr. 6), eingreifen 
würde. 


Das Abkommen soll auch im Land Berlin gelten, 
wie sich aus den Noten ergibt, die anläßlich der 
Zeichnung des Abkommens am 30. Juni 1958 ausge- 
tauscht worden sind. Diese Noten sind dem Abkom- 
men beigefügt. 
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Anlage zur Denkschrift 


Bericht der Unterhändler 

Allgemeine Bemerkungen 

Das Abkommen hat den Zweck, die gegenseitige An- 
erkennung und Vollstreckung von gerichtlichen Entschei- 
dungen, Schiedssprüchen und öffentlichen Urkunden in 
Zivil- und Handelssachen zu regeln. 

Nach dem derzeitigen Stand können die Entscheidun- 
gen, die von den Gerichten der Bundesrepublik Deutsch- 
land in Zivil- oder Handelssachen erlassen worden sind, 
in Belgien vorbehaltlich einiger durch Abkommen ge- 
regelter Sondergebiete im allgemeinen nur nach einer 
sachlichen Nachprüfung anerkannt und für vollstreckbar 
erklärt werden; das bedeutet, daß ein neues Verfahren 
eingeleitet werden muß. Dies ergibt sich aus Artikel 10 
des belgischen Gesetzes vom 25. März 1876, das den 
ersten Abschnitt des einleitenden Buchs der Zivilprozeß- 
ordnung enthält. 

Mit Rücksicht hierauf können belgische Urteile in der 
Bundesrepublik Deutschland weder anerkannt noch voll- 
streckt werden, weil die nach § 328 Abs. 1 Nr. 5 der 
deutschen Zivilprozeßordnung erforderliche Gegenseitig- 
keit nicht gegeben ist. 

II. Erläuterungen zu den Artikeln 
Artikel 1 

Artikel 1 enthält den Grundsatz, daß gerichtliche Ent- 
scheidungen in Zivil- und Handelssachen gegenseitig an- 
erkannt werden. 

Die Delegationen waren sich darüber einig, daß die 
Frage, ob eine Zivil- oder Handelssache vorliegt, sich 
nach dem Gegenstand der Entscheidung beurteilt, ohne 
Rücksicht darauf, welchem Gerichtszweig das Gericht an- 
gehört, das die Entscheidung erlassen hat. Für die Be- 
urteilung ist das Recht des Staates maßgeblich, in dem 
die Entscheidung ergangen ist. Das Abkommen ist indes 
nur auf gerichtliche Entscheidungen anzuwenden. Damit 
sind Entscheidungen der Verwaltungsbehörden aus sei- 
nem Anwendungsbereich ausgeschlossen. 

1. Der Anerkennung unterliegen nicht nur rechtskräf- 
tige Entscheidungen, sondern auch Entscheidungen, ge- 
gen die noch ordentliche Rechtsbehelfe zulässig sind, so 
in Belgien der Einspruch (Opposition) oder die Berufung 
(appel), in Deutschland der Einspruch, die Berufung oder 
die Revision und in besonderen Fällen die Beschwerde 
oder der Widerspruch. 

Diese Regelung stellt eine wichtige Neuerung gegen- 
über den Abkommen dar, die Deutschland bisher, u. a. 
mit der Schweiz und mit Italien, abgeschlossen hat; sie 
ist der Ausdruck gegenseitigen Vertrauens in die Rechts- 
pflege beider Länder und bedeutet einen Fortschritt, weil 
sie es dem Gläubiger ermöglicht, seine Rechte möglichst 
schnell zur Anerkennung und Vollstreckung zu bringen. 

Eine Anerkennung kommt jedoch nur in Betracht, wenn 
es sich um eine endgültige Entscheidung handelt, d. h. um 
eine solche, die das Verfahren in der Instanz ganz oder 
teilweise beendet, selbst wenn das Gericht später in der 
Sache noch auf Grund eines Einspruches zu erkennen 


Rapport des ndgociateurs 

I. Remarques d'ordre g^n^ral 

Cette Convention tend ä regier la reconnaissance et 
l'execution reciproque des decisions judiciaires et des 
sentences arbitrales en matiere civile ou commerciale 
ainsi que des actes authentiques. 

Dans l'etat actuel des choses, sous reserve de quelques 
matieres speciales reglees par Convention, les decisions 
judiciaires rendues en matiere civile ou commerciale par 
les tribunaux de la Republique föderale ne peuvent, en 
general, etre reconnues et recevoir force executoire en 
Belgique qu'apres revision du fond de l'af faire, c'est-ä- 
dire qu'un nouveau proces doit etre engage. Telle est, en 
effet, reconomie de l'article 10 de la loi beige du 25 
mars 1876 contenant le Titre premier du Livre prelimi- 
naire du Code de procedure civile. 

De ce fait, les jugements beiges ne peuvent etre re- 
connus ni executes dans la Republique föderale d’Alle- 
magne, la röciprocite exigöe par le paragraphe 328, 1 ^^ 
alinea, n® 5 du Code de procedure civile allemänd n’exis- 
tant pas. 

II. Commentaire des articles 

Article 1er 

L'article l^r pose le principe de la reconnaissance reci- 
proque des döcisions judiciaires en matiere civile et 
commerciale. 

Les dölegations ont öte d'accord pour reconnaitre 
que les matieres civile et commerciale se caractöriseront 
par leur nature meme, indöpendamment du caractere de 
la juridiction qui a rendu la decision. Ce point est regi 
par le droit de l'Btat oü la döcision a öte rendue. Par 
contre, la Convention ne s'applique qu'aux decisions ju- 
diciaires. Sont donc exclues de son diamp d'application, 
les döcisions rendues par les autoritös administratives. 


1) La reconnaissance s'applique non seulement aux 
decisions passöes en force de diose jugee, mais aussi 
aux decisions qui sont encore susceptibles d'etre atta- 
quöes par les voies de recours ordinaires, c’est-ä-dire 
en Belgique par l'opposition ou l'appel, en Allemagne 
par Einspruch (Opposition), Berufung (appel) ou Revision 
(revision) et pour des matieres speciales par Beschwerde 
et Widerspruch. 

Cette derniere regle constitue une innovation impor- 
tante au regard des Conventions precedemment conclues 
par r Allemagne, notamment avec la Suisse et l'Italie; 
fondöe sur la confiance reciproque entre tribunaux des 
deux pays, eile röalise un progres en ce qu'elle permet 
au demandeur d'obtenir une reconnaissance et une exe- 
cution plus rapides de ses droits. 

La reconnaissance ne doit cependant intervenir que 
s'il s'agit d'une decision döfinitive, c'est-ä-dire qui met 
fin ä l'instance, soit pour le tout, soit pour partie, devant 
le magistrat qui en est saisi, alors meme que ce magistrat 
pourrait encore avoir ä en connaitre ulterieurement sur 
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hätte oder die Entscheidung auf Grund einer neuen Klage 
geändert werden könnte (z. B. bei Unterhaltsansprüchen) ^). 
Von der Anwendung des Abkommens sind also ausge- 
schlossen auf belgischer Seite die Vor- und Zwischen- 
entscheidungen (les decisions d’avant-dire droit), d. h. 
die vorbereitenden, die Zwischen- und die vorläufigen 
Entscheidungen (les decisions preparatoires, interlocu- 
toires et provisoires), und auf deutscher Seite die Zwi- 
schenurteiie (§§ 275 und 303 ZPO), die einstweiligen Ver- 
fügungen (§ 936 ZPO) und die einstweiligen Anordnun- 
gen (§ 627 ZPO). 

Jedoch wird bei einstweiligen Maßnahmen eine Aus- 
nahme zugunsten solcher Entscheidungen zugelassen, die 
auf die Zahlung eines Geldbetrages lauten. Diese Aus- 
nahme rechtfertigt sich vor allem im Hinblick auf die 
Unterhaltssachen. Eine entsprechende Bestimmung findet 
sich übrigens in Artikel 2 Nr. 3 des auf der Achten Ta- 
gung der Haager Konferenz für Internationales Privat- 
recht ausgearbeiteten Übereinkommens über die Aner- 
kennung und Vollstreckung von Entscheidungen auf dem 
Gebiete der Unterhaltspflicht gegenüber Kindern. 

Es erschien zweckmäßig, die Wirkungen, die nach dem 
Abkommen an die Anerkennung geknüpft sind, näher 
festzulegen. Nach Absatz 1 hat die Anerkennung zur 
Folge, daß den gerichtlichen Entscheidungen, die in einem 
der beiden Staaten ergangen sind und die in dem ande- 
ren Staat geltend gemacht werden, die Wirkung beige- 
legt wird, die ihnen in dem Staat, in dem sie ergangen 
sind, zukommt. So kann ein belgisches Urteil, gegen das 
noch ein Rechtsbehelf zulässig ist, das aber in Belgien 
bereits bestimmte Wirkungen (l'autorite de la chose 
jugee) äußert, vor den deutschen Gerichten geltend ge- 
macht werden und verhindern, daß wegen desselben 
Streitgegenstandes ein neuer Prozeß anhängig gemacht 
wird. 

Umgekehrt wird deutschen Urteilen, gegen die noch 
ein Rechtsbehelf zulässig ist, in Belgien auf Grund der 
Anerkennung die Wirkung beigelegt, daß der Rechts- 
streit vor einem belgischen Gericht nicht erneut anhän- 
gig gemacht werden kann; ebenso werden deutsche Ur- 
teile die Interventionswirkungen der §§ 68 und 74 der 
Zivilprozeßordnung hinsichtlich eines Nebenintervenien- 
ten oder eines Dritten, dem der Streit verkündet ist, in 
Belgien äußern. 

2. In Absatz 2 ist ausdrücklich bestimmt, daß das Ab- 
kommen auf Entscheidungen anzuwenden ist, die in 
einem Strafverfahren über einen Anspruch aus einem 
Rechtsverhältnis des Zivil- oder Handelsrechts ergangen 
sind. Damit soll jeder Zweifel hinsichtlich der Auslegung 
des Abkommens und insbesondere eine Meinungsver- 
schiedenheit ausgeschlossen werden, wie sie bei der An- 
wendung des belgisch-niederländischen Abkommens vom 
28. März 1925 dadurch aufgetreten ist, daß der nieder- 
ländische Oberste Gerichtshof durch Urteil vom 16. März 
1931 (N. V. 1931, S. 689) entschieden hat, die Artikel 11 
und 12 seien auf strafgerichtliche Urteile, in denen zu- 
gleich einer Partei zivilrechtliche Schadenersatzansprüche 
zuerkannt worden sind, nicht anwendbar. 

3. Das Abkommen erstreckt sich nach Absatz 3 sowohl 
auf Entscheidungen der freiwilligen als auch der strei- 
tigen Gerichtsbarkeit. Diese Bestimmung hat vor allem 
für Ehescheidungen Bedeutung, die in Belgien auf Grund 
gegenseitigen Einverständnisses ausgesprochen werden 
können. 


1) Zu den endgültigen Urteilen gehören die Vorbehaltsurteile nach 
den §§ 302 und 599 der deutsdien Zivilprozeßordnung und die 
Grundurteile nadi § 304 desselben Gesetzes. 


Opposition ou que cette decision pourrait etre modifiee 
ä la suite d'une nouvelle action (par exemple, en ma- 
tiere de pension alimentaire) ^). Sont donc exclues de 
l’application de la Convention, du cöte beige, les de- 
cisions d'avant-dire droit, c'est-ä-dire, les decisions pre- 
paratoires, interlocutoires et provisoires, du cötö alle- 
mand, les jugements interlocutoires (Zwischenurteile, 
paragraphes 275 et 303 du Code de procedure civile), 
les jugements provisoires (Einstweilige Verfügungen, 
paragraphe 936 du Code de procedure civile ou Einst- 
weilige Anordnungen, paragraphe 627 du Code de proce- 
dure civile). 

Toutefois, en ce qui concerne les decisions provisoires, 
une exception est faite en faveur des decisions con- 
damnant au paiement d'une somme d'argent. Cette ex- 
ception se justifie surtout dans le domaine des obli- 
gations alimentaires. Une disposition analogue se trouve 
d'ailleurs ä l'article 2, 3° de la Convention elaboree ä 
la 8e Session de la Conference de La Haye de Droit 
International Prive, sur la reconnaissance et l'execution 
des decisions en matiere d'obligations alimentaires en- 
vers les enfants. 

D'autre part, il a paru utile de preciser les effets que 
la Convention donnera ä la reconnaissance. En vertu du 
paragraphe 1®^, la reconnaissance aura pour effet d'at- 
tribuer aux decisions judiciaires rendues dans Tun des 
deux pays et invoquees dans l’autre, l'autorite dont elles 
sont revetues dans le pays oü elles ont ete rendues. 
Ainsi, un jugement beige, quoique encore susceptible de 
voies de recours, mais ayant en Belgique l'autorite de 
la chose jugee, pourra etre invoque devant les juri- 
dictions allemandes et empecher que la solution du 
litige soit remise en question. 


De meme, les jugements allemands, bien qu'encore 
susceptibles de voies de recours, auront en Belgique, 
comme effet, du fait de leur reconnaissance, que le 
litige ne pourra plus etre remis en question devant une 
juridiction beige? ils produiront egalement leurs effets 
quant aux tiers intervenants ou appeles conformement 
aux paragraphes 68 et 74 du Code de procedure civile. 


2) Le paragraphe 2 stipule expressement que la Con- 
vention est applicable aux decisions rendues en matiere 
civile et commerciale par les juridictions repressives. 
Cette disposition a pour but d'eviter tout doute quant 
ä l'interpretation de la Convention et notamment la 
controverse qui a surgi dans l'application de la Con- 
vention belgo-neerlandaise du 28 mars 1925, la Cour 
de Cassation des Pays-Bas ayant decide par arret du 
16 mars 1931 (N. V. 1931, p. 689) que les articles 11 et 12 
ne concernaient pas les condamnations prononcees par 
le juge repressif en reparation du dommage cause ä 
une partie civile. 


3) La Convention englobe, en vertu de son para- 
graphe 3, les decisions tant en matiere gracieuse que 
contentieuse. Cette regle est importante notamment pour 
les divorces admis en Belgique, par consentement 
mutuel. 


J) Sont compris dans les jugements definitifs, les Vorbehaltsurteile 
prövus par les paragraphes 302 et 599 du Code de procedure civile 
allemand et les jugements sur le fond pr6vus par le paragraphe 304 
du meme Code. 
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Es ist jedodi erforderlich, daß diese Entscheidungen 
die Rechtsbeziehungen der Parteien endgültig regeln, wie 
bereits in den Erläuterungen zu Absatz 1 ausgeführt ist. 

Das Abkommen findet auch auf Vollstreckungsbefehle 
(§ 699 ZPO) und insbesondere auf Kostenfestsetzungsbe- 
schlüsse (§ 104 ZPO) Anwendung, die auch dann als ge- 
richtliche Entscheidungen im Sinne des Abkommens an- 
zusehen sind, wenn sie von einem Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle erlassen sind, weil dieser im Namen des 
Gerichts tätig wird. 

4. Nach Absatz 4 fallen Entscheidungen, die in einem 
Konkurs- oder Vergleichsverfahren ergangen sind, nicht 
unter das Abkommen. 

Die Delegationen waren sich darüber einig, daß diese 
Fragen, deren Regelung auf internationaler Ebene schwie- 
rig ist, nur den Gegenstand eines besonderen Abkom- 
mens bilden könnten. 

Artikel 2 

Die Versagungsgründe, die in Artikel 2 vorgesehen 
sind, entsprechen erkennbar denen, die in Artikel 10 des 
belgischen Gesetzes vom 25. März 1876 und in den von 
den beiden Staaten geschlossenen zweiseitigen Abkom- 
men (Artikel 4 des deutsch-schweizerischen und des 
deutsch-italienischen Abkommens, Artikel 11 des bel- 
gisch-französischen und des belgisch-niederländischen 
Abkommens) enthalten sind. 

Hierbei steht die ordre public-Klausel im Vordergrund 
(Absatz 1 Nr. 1). Sie wird nur dann anzuwenden sein, 
wenn die Anerkennung wesentlichen Grundsätzen der 
öffentlichen Ordnung des Staates zuwiderlaufen würde, 
in dem die Anerkennung nachgesucht wird. In den Ver- 
handlungen ist hervorgehoben worden, daß bei der Prü- 
fung nicht darauf abzustellen ist, ob die Entscheidung 
selbst die öffentliche Ordnung verletzen, sondern darauf, 
ob ihre Anerkennung der öffentlichen Ordnung zuwider- 
laufen würde. 

Absatz 1 Nr. 2 regelt eingehend die Wahrung der 
Rechte der unterlegenen Partei in dem Falle, daß sie 
säumig war. 

Es ist zunächst erforderlich, daß die den Rechtsstreit 
einleitende Ladung oder Verfügung dem Beklagten nach 
dem Recht des Staates, in dem die Entscheidung ergan- 
gen ist, ordnungsmäßig zugestellt worden ist; zu dem 
Recht des Urteilsstaates gehört nicht nur dessen inner- 
staatliches Recht, sondern auch das zwischenstaatliche, 
das auf internationalen Übereinkommen beruht. Daraus 
folgt insbesondere, daß gerichtliche Schriftstücke, die für 
Personen in Belgien oder in der Bundesrepublik Deutsch- 
land bestimmt sind, gemäß dem Haager Abkommen über 
den Zivilprozeß, dem Belgien und die Bundesrepublik 
Deutschland angehören, übermittelt werden müssen 

War der Aufenthalt des Beklagten zur Zeit der Ein- 
leitung des Verfahrens unbekannt, so ist, wie weiter 
hervorzuheben ist, eine Zustellung, die in Belgien gemäß 
Artikel 69t>is Nr. 3 des Code de procedure civile und 
in der Bundesrepublik Deutschland gemäß § 203 Abs. 1 
der Zivilprozeßordnung bewirkt worden ist, als wirk- 
sam anzusehen. Die Ordnungsmäßigkeit der Ladung be- 
urteilt sich in jedem Falle nach dem Recht des Urteils- 
staates. 

Artikel 2 Abs. 1 Nr. 2 enthält jedoch einen bedeut- 
samen Zusatz: die Anerkennung darf nämlich versagt 
werden, wenn der Beklagte nachweist, ihm sei die La- 
dung oder Verfügung überhaupt nicht oder nicht so zei- 
tig zugestellt worden, daß er sich habe verteidigen kön- 
nen. Für diesen Fall ist das anzuwendende Recht in dem 
Abkommen nicht näher bezeichnet; damit wird diese 
Frage der Entscheidung des Richters überlassen, bei dem 


II faut neanmoins que ces decisions fixent les droits 
des parties de fac:on definitive, ainsi qu'il est expose 
dans le commentaire du paragraphe l®r. 

La Convention s'applique ögalement aux mandats 
d'execution (Vollstreckungsbefehl, paragraphe 699 du 
Code de procedure civile) et, notamment, aux decisions 
sur le montant des frais du proces (Festsetzung durch 
den Urkundsbeamten, paragraphe 104 du Code de proce- 
dure civile), decisions judiciaires rendues par un greffier 
au nom du tribunal. 

4) Le paragraphe 4 exclut de la Convention les de- 
cisions rendues en matiere de faillite ou de concordat 
judiciaire. 

Les delegations ont constate, en effet, que ces questions 
delicates ä regier sur le plan international, devraient 
faire l’objet d'un accord special. 


Article 2 

L'enumeration des causes de refus donnee ä Larticle 2 
correspond sensiblement ä celles qui figurent dans l'ar- 
ticle 10 de la loi beige du 25 mars 1876 et dans les 
Conventions bilaterales conclues par les deux pays 
(article 4 des accords germano-suisse et germano-italien, 
article 11 des Conventions franco-belge et belgo-neer- 
landaise). 

La clause d’ordre public est ici mise au premier plan 
(paragraphe 1 ®^, lo). EUg ne devra etre invoquee que si 
la reconnainssance est contraire ä des principes essen- 
tiels de l'ordre public de l'Etat oü la reconnaissance est 
demandee. II a ete mis en relief au cours des negocia- 
tions que l'examen devra avoir pour objet le point de 
savoir s'il serait porte atteinte ä l'ordre public non par 
la decision elle-meme, mais par sa reconnaissance. 


Le l^r alinea, 2°, s'etend assez longuement sur les 
droits de la defense en cas de procedure par defaut. 

II faut tout d’abord que i'acte introductif d'instance ait 
ete signifie au defendeur conformement ä la legislation 
de l'Etat oü la decision a ete rendue; cette legislation 
comprend non seulement la loi interne, mais aussi les 
Conventions internationales. II s'ensuit, notamment, que 
les actes judiciaires destines ä des personnes se trouvant 
dans les pays contractants devront etre transmis con- 
formement aux dispositions de la Convention de La 
Haye relative ä la procedure civile, ä laquelle la Belgi- 
que et la Republique Federale d’Allemagne sont parties. 


Ensuite, lorsque le defendeur n’avait, au moment de 
l'introduction de l’instance, aucun domicile connu, sera 
consideree comme valable la signification, effectuee en 
Belgique, conformement ä l'article 69tJis (3°) du Code 
de procedure civile et, dans la Republique federale d'Al- 
lemagne, conformement au paragraphe 203, alinea du 
Code de procedure civile. En effet, la regularite de la 
citation en justice doit s'apprecier d'apres la loi du 
tribunal d'origine. 

Toutefois, l'article 2 paragraphe (2o) fixe une regle 
supplementaire; la reconnaissance pourra etre refusee si 
le defendeur prouve qu'il n'a pas re<;u la convocation 
en justice ou que celle-ci ne lui est pas parvenue en 
temps utile pour y repondre. A cet egard, la Conven- 
tion ne specifie pas quelle est la loi applicable; il s'en- 
suit qu'il s'agit lä d'une question soumise ä l'apprecia- 
tion du juge auquel la reconnaissance est demandee. 
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die Anerkennung nachgesucht wird. Diese Schutzklausel 
lehnt sich an das belgisch-britische Abkommen [Artikel 3 
(1) (b)] und an die Übereinkommen an, die auf der Ach- 
ten Tagung der Haager Konferenz für Internationales 
Privatrecht über die gerichtliche Zuständigkeit kraft Par- 
teivereinbarung bei zwischenstaatlichen Kaufverträgen 
über bewegliche Sachen (Artikels Nr. 1) und über die 
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen auf 
dem Gebiete der Unterhaltspflicht gegenüber Kindern 
(Artikel 2 Nr. 2) ausgearbeitet worden sind. 

Wie hinsichtlich deutscher Entscheidungen zu bemer- 
ken ist, darf Absatz 1 Nr. 2 nicht dahin ausgelegt werden, 
daß diese Bestimmung nur Versäumnisentscheidungen 
im eigentlichen Sinne beträfe, weil es im deutschen Recht 
vor allem in Ehesachen Verfahrensvorschriften gibt, nach 
denen bei Nichterscheinen des Beklagten ein Urteil er- 
gehen kann, das als streitiges anzusehen istj nach § 618 
Abs. 4 der Zivilprozeßordnung darf nämlich der deutsche 
Richter in einem solchen Fall kein Versäumnisurteil er- 
lassen. 

Nach Absatz 1 Nr. 3 setzt die Anerkennung voraus, 
daß die Bestimmungen des Abkommens über die Zustän- 
digkeit beachtet sind. 

Es handelt sich hier nicht, wie bei den Abkommen, die 
Belgien mit Frankreich und den Niederlanden geschlos- 
sen hat, um Bestimmungen über die Zuständigkeit, wel- 
che die Gerichte beider Staaten unabhängig von der 
Frage der Anerkennung und Vollstreckung zu beachten 
haben, sondern um Bestimmungen, die befolgt sein müs- 
sen, damit die Anerkennung und Vollstreckbarerklärung 
einer Entscheidung gewährt werden kann. 

Die Zuständigkeit der Gerichte eines der beiden Staa- 
ten ist also nur für die Anerkennung und die Vollstreck- 
barerklärung von Bedeutung. Mit anderen Worten, die 
Gerichtsstände, die in dem Abkommen festgelegt sind, 
können nur vor dem Richter geltend gemacht werden, 
vor dem die Anerkennung oder Vollstreckbarerkiärung 
nachgesudit wird; dieser Richter hat festzustellen, ob das 
Gericht, das die Entscheidung erlassen hat, im Sinne des 
Artikels 3 zuständig war. 

Artikel 2 Abs. 2 enthält in seinem ersten Satz eine Be- 
stimmung, die der des Artikels 3 (2) des belgisch-briti- 
schen Abkommens vom 2. Mai 1934 entspricht: das ange- 
rufene Gericht darf die Anerkennung nicht allein des- 
halb versagen, weil das Gericht des Urteilsstaates sich 
bei der Entscheidung von Fragen des internationalen Pri- 
vatrechts auf Rechtsvorschriften gestützt hat, die von 
denjenigen abweichen, die das Gericht des Anerken- 
nungsstaates seinerseits angewandt haben würde. Man 
könnte sagen, dies sei selbstverständlich, weil es sich 
andernfalls um eine sachliche Nachprüfung handeln 
würde; aber man wollte klarstellen, daß die Anwen- 
dung anderer Rechtsvorschriften nur in den Fällen als 
Verstoß gegen den ordre public angesehen werden darf, 
die in dem folgenden Satz dieses Absatzes angeführt 
sind. 

Hierbei handelt es sich um Entscheidungen, die ge- 
wisse personenrechtliche Fragen hinsichtlich der Ange- 
hörigen des Staates betreffen, in dem die Entscheidung 
geltend gemacht wird. Diese Ausnahme rechtfertigt sich 
aus dem Grundsatz, daß die Staaten sich die Entschei- 
dung über Statusfragen ihrer eigenen Staatsangehörigen 
Vorbehalten (vgl. § 328 Abs. 1 Nr. 3 der deutschen Zivil- 
prozeßordnung und Artikel 3 des belgischen Zivilgesetz- 
buchs). Jedoch kann eine Entscheidung anerkannt wer- 
den, selbst wenn sie nicht auf die Rechtsvorschriften ge- 
stützt ist, die nach dem internationalen Privatrecht des 
Anerkennungsstaates anzuwenden gewesen wären, so- 
fern sie nur zu demselben Ergebnis gelangt. 


Cette clause de protection s'inspire de la Convention 
anglo-belge, article 3 (1) (b), et des Conventions ela- 
borees ä la huitieme session de la Conference de La 
Haye de Droit International Prive sur la competence du 
for contractuel en cas de vente ä caractere international 
d'objets mobiliers corporels (article 5, 1) et sur la re- 
connaissance et l'execution en matiere d'obligations ali- 
mentaires envers ies enfants (article 2, 2). 


II convient de remarquer qu'en ce qui concerne les 
decisions judiciaires allemandes, la disposition du para- 
graphe 1, 2°, ne doit pas etre interpretee comme visant 
uniquement les decisions rendues par defaut au sens 
strict du mot, car il existe, en droit allemand, notamment 
en matiere de mariage et de divorce des regles de pro- 
cedure qui, en cas d'absence complete de comparution 
du defendeur donnent lieu ä un jugement repute con- 
tradictoire, le paragraphe 618, alinea 4 du Code de pro- 
cedure civile interdisant au magistrat allemand de pro- 
noncer dans ce cas un jugement par defaut. 

En vertu du paragraphe 1 (3o), la reconnaissance est 
subordonnee au respect de regles de competence ins- 
crites dans la Convention. 

II ne s'agit pas ici, comme dans les Conventions con- 
clues par la Belgique avec la France et les Pays-Bas, de 
regles de competence ä observer par les tribunaux des 
deux pays, independamment de toute question de re- 
connaissance et d'exequatur, mais de regles qui doivent 
avoir ete suivies pour que la reconnaissance et l'exequa- 
tur d une decision doivent etre accordes. 

La competence des tribunaux de l'un des deux pays 
n'intervient donc qu'en fonction de la reconnaissance et 
de l’exequatur. En d'autres mots, les regles de compe- 
tence tracees par la Convention ne pourront etre in- 
voquees que devant le juge auquel la reconnaissance ou 
l'exequatur est demande; ce juge devra verifier si la 
decision a ete rendue par un tribunal ayant une des 
competences enumerees ä Farticle 3. 

Le paragraphe 2 de Farticle 2 contient, dans sa pre- 
miere phrase, une disposition analogue ä celle qui figure 
ä Farticle 3 (2) de la Convention belgo-britannique du 
2 mai 1934: le tribunal requis ne pourra refuser la re- 
connaissance pour la seule raison que ce tribunal d'ori- 
gine se serait, pour resoudre le probleme de droit inter- 
national prive qui lui etait soumis, fonde sur des regles 
differentes de celles que ce tribunal requis aurait lui- 
meme appliquees. On pourrait dire que cela va de soi 
car il s'agirait d'un examen du fond de Faf faire; on a 
cependant voulu indiquer que le fait d'appliquer une loi 
autre ne peut etre declare contraire ä Fordre public de 
Ffitat requis, que dans les cas prevus ä la phrase sui- 
vante du meme paragraphe. 


Ces cas sont ceux oü les decisions tranchent certaines 
questions relatives au Statut personnel de ressortissants 
de Ffitat oü la decision est invoquee. Le principe selon 
lequel les Etats se reservent le droit de regir le Statut 
personnel de leurs ressortissants justifie cette exception. 
(Cfr. paragraphe 328, alinea 1er, 3 du Code de proce- 
dure civile allemand et article 3 du Code civil beige). 
Cependant, si une teile decision, quoique non fondee sur 
la loi applicable selon le droit international prive de 
l'Etat oü eile est invoquee, aboutit au meme resultat, la 
reconnaissance devra etre accordee. 
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Artikel 3 

Artikel 3 regelt die Zuständigkeit für alle Rechtsstrei- 
tigkeiten mit Ausnahme der Ehe- und Familienstands- 
sachen und der Sachen, die sich auf die Redits- oder 
Handlungsfähigkeit oder die gesetzliche Vertretung be- 
ziehen; für die letzteren Angelegenheiten sind die Zu- 
ständigkeiten in Artikel 4 festgelegt. 

In Absatz 1 sind die verschiedenen Gerichtsstände auf- 
gezählt, die nach dem Abkommen anerkannt werden. 

Die Frage, ob die Zuständigkeit, die das Gericht des 
Urteilsstaates für sich in Anspruch genommen hat, eine 
solche ist, die in dem Abkommen festgelegt ist, beurteilt 
sich nach dem innerstaatlichen Recht und gegebenenfalls 
nach den Grundsätzen des internationalen Privatrechts 
des Urteilsstaates und nicht nach den innerstaatlichen 
Rechtssätzen oder den Grundsätzen des internationalen 
Privatrechts, die das Gericht des Anerkennungs- oder 
Vollstreckungsstaates im konkreten Fall anzuwenden 
haben würde. Diese Lösung ist geboten, um eine abwei- 
chende Beurteilung dieser Frage auszuschließen, die in- 
folge der Unterschiede in den Rechtssystemen der beiden 
Vertragstaaten eintreten könnte und die alsdann in 
Einzelfällen zu einer innerlich kaum zu rechtfertigenden 
Versagung der Anerkennung oder Vollstreckbarerklä- 
rung führen würde. Andererseits erleichtert diese Lö- 
sung dem ausländischen Richter die Prüfung dadurch, 
daß er nur das Recht und die Rechtspraxis des Urteils- 
staates zu berücksichtigen und daß er eine Übereinstim- 
mung zwischen den beiden Rechten nicht festzustellen 
braucht. 

Nummer 1 betrifft den Gerichtsstand des Wohnsitzes 
oder des Aufenthalts. Diese Begriffe sind in dem Ab- 
kommen nicht näher erläutert. Sie beurteilen sich gemäß 
dem vorerwähnten Grundsatz nach dem Recht und der 
Rechtspraxis des Staates, in dem die Entscheidung er- 
lassen ist. 

Der Aufenthalt ist, wie hervorzuheben ist, nur dann 
von Bedeutung, wenn der Beklagte nicht in dem Gebiet 
des anderen Vertragstaates wohnhaft ist. So wird hin- 
sichtlich eines Deutschen, der sich in Belgien aufhält, ein 
belgisches Gericht nicht als zuständig anerkannt werden, 
wenn er seinen Wohnsitz in Deutschland beibehalten hat. 

Nummer 2 behandelt die Gerichtsstandsvereinbarung. 
Die Delegationen waren bestrebt, einerseits den Han- 
delsbräuchen Rechnung zu tragen, andererseits aber sol- 
chen Gerichtsstandsklauseln die Wirkung zu nehmen, 
die unbemerkt in das Vertragsverhältnis eingeführt wer- 
den könnten. Deshalb werden Gerichtsstandsklauseln nur 
berücksichtigt, wenn sie vereinbart sind, d. h. zwischen 
den Parteien muß das Einverständnis hergestellt sein. Des- 
halb sind Klauseln, die auf Vordrucken für Geschäfts- 
korrespondenz oder auf Fakturen enthalten sind, ohne 
Bedeutung, wenn sie von der Partei, der sie entgegen- 
gehalten werden, nicht angenommen worden sind. 

Eine Gerichtsstandsvereinbarung ist dann als wirksam 
zustande gekommen anzusehen, wenn die Parteien sie 
entsprechend den Vorschriften getroffen haben, die sich 
an das auf der Achten Tagung der Haager Konferenz 
für Internationales Privatrecht ausgearbeitete Überein- 
kommen über die gerichtliche Zuständigkeit kraft Par- 
teivereinbarung bei zwischenstaatlichen Kaufverträgen 
über bewegliche Sachen anlehnen: eine Gerichtsstands- 
vereinbarung wird nur dann als wirksam anerkannt, 
wenn mindestens eine der Parteien eine schriftliche Er- 
klärung abgegeben oder eine mündliche Vereinbarung 
schriftlich bestätigt hat; im letzteren Falle ist es not- 
wendig, daß die andere Partei der Bestätigung nicht 
widersprochen hat. Diese sogenannte „halbe Schriftlich- 
keit" schließt nur mündlich getroffene Vereinbarungen 
aus, die nur durch Zeugen bewiesen werden könnten. 


Article 3 

L’article 3 regle la question de competence dans tous 
les litiges autres que ceux relatifs ä l'etat ou ä la capa- 
cite des personnes; pour ces derniers litiges, les regles 
de competence sont tracees ä l'article 4. 


Le paragraphe ler contient l'enumeration des differents 
fors dont la competence est reconnue aux termes de la 
Convention. 

La verification du point de savoir si la competence 
que le tribunal d'origine s'est attribuee, correspond aux 
fors enonces dans la Convention, devra se faire sur base 
de la loi et eventuellement des regles de droit interna- 
tional prive du tribunal d'origine et non d'apres la loi 
ou les regles de droit international prive qui seraient 
applicables au cas d'espece par le tribunal de reconnais- 
sance ou d'execution. 

Cette Solution semble la plus logique si on desire 
eviter des oppositions entre les systemes legaux reglant 
la question dans les deux pays et dont l'application 
aboutirait parfois ä des refus peu justifies de reconnais- 
sance ou d'exequatur. D'autre part, cette solution facilite 
l'examen par le juge etranger en ce sens que seuls le 
droit et la jurisprudence du pays d'origine devront etre 
examines et qu'il n'y aura pas lieu de rechercher une 
concordance entre les deux legislations. 


Le lo est relatif au for du domicile ou de la residence. 
La Convention ne definit pas ces termes. Conforme- 
ment au principe rappele, leur sens est celui que leur 
attribuent la loi et la jurisprudence de l'ßtat d'oü emane 
la decision. 

A noter que la notion de residence n'interviendra que 
lorsque le defendeur n'est pas domicilie sur le terri- 
toire de l'autre Etat contractant. Ainsi, un tribunal beige 
ne sera pas reconnu competent ä l'egard d'un Allemand 
resident en Belgique, mais ayant conserve son domicile 
en Allemagne. 

Le 2ö traite de la clause attributive de juridiction. Les 
delegues ont eu le souci de ne pas entraver les usages 
commerciaux tout en neutralisant cependant les effets 
des clauses qui risquent de passer inapercues dans les 
contrats. C’est pourquoi ces clauses ne seront prises en 
consideration que si eiles font l'objet d'une convention, 
ce qui suppose un echange de consentement entre les 
parties. Seront donc sans effet les stipulations qui figu- 
rent sur les imprimes servant ä la correspondance ou ä 
l'etablissement des factures et qui n'auraient pas ete ac- 
ceptees par la partie ä laquelle elles sont opposees. 

On leconnaitra l'existence de la convention intervenue 
entre les parties d'apres des regles inspirees de la Con- 
vention elaboree ä la 8e session de la Conference de 
La Haye de Droit International Prive sur la competence 
du for contractuel en cas de vente ä caractere interna- 
tional d'objets mobiliers corporels: la clause attributive 
de juridiction ne doit etre reconnue que si l'une au 
moins des parties a fait une declaration ecrite ou a con- 
firme par ecrit une convention verbale; dans ce dernier 
cas, il faut que l'autre partie n'ait pas conteste la con- 
firmation, Cette forme dite « semi-ecrite » (« halbe Schrift- 
lichkeit») exclut les conventions purement orales dont 
la preuve ne pourrait etre faite que par temoins. 
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Die Ausnahmen, von denen in Nummer 2 die Rede ist, 
beziehen sich vor allem auf die Artikel 42, 43t>is und 
43fer des belgischen Gesetzes vom 25. März 1876, in 
denen die gerichtliche Zuständigkeit bei Streitigkeiten 
aus dem Verkauf von Sämereien und Düngemitteln, aus 
Versicherungsverträgen und aus Abzahlungskäufen ge- 
regelt ist; nach diesen Artikeln ist jede Vereinbarung, 
die vor dem Entstehen der Rechtsstreitigkeiten getroffen 
und in der von den im Gesetz bezeichneten Gerichtsstän- 
den abgewichen wird, ohne weiteres nichtig. Aus dem 
deutschen Recht kommt vor allem die ausschließliche 
Zuständigkeit bei dinglichen Klagen in Betracht {§ 24 
ZPO). 

Nummer 5 entspricht nur teilweise dem Artikel 42 des 
belgischen Gesetzes vom 25. März 1876; während dieser 
Artikel dem Kläger bei Streitigkeiten über bewegliche 
Vermögen die Wahl läßt zwischen dem Gerichtsstand 
des Vertragsschlusses (Ort, an dem die Verpflichtung 
entstanden ist) und dem Gerichtsstand des Erfüllungs- 
ortes (Ort, an dem die Verpflichtung erfüllt werden soll 
oder erfüllt worden ist), gilt Nummer 5 nur für Verträge 
oder Ansprüche aus Verträgen und sieht nur den Ge- 
richtsstand des Erfüllungsortes vor. 

Diese Regelung beruht darauf, daß dem deutschen 
Recht nur dieser Gerichtsstand bekannt ist (§29 ZPO). 

Nummer 6 bezieht sich auf den Gerichtsstand der un- 
erlaubten Handlung. Diesen allgemein anerkannten Ge- 
richtsstand aufzunehmen, ist um so mehr geboten, als 
das Abkommen auch für strafgerichtliche Entscheidungen 
gilt, die über Ansprüche aus einem Rechtsverhältnis des 
Zivil- oder Handelsrechts ergangen sind. 

Nummer 8 sieht für Erbschaftsstreitigkeiten die Zu- 
ständigkeit der Gerichte des Staates vor, in dem der Ver- 
storbene seinen letzten Wohnsitz gehabt hat, ohne Rück- 
sicht darauf, ob zu dem Nachlaß bewegliche oder unbe- 
wegliche Sachen gehören. 

Die belgische Seite hatte gewisse Hemmungen, dieser 
Regelung zuzustimmen, weil nach Artikel 48 des Geset- 
zes vom 25, März 1876 Klagen in Erbschaftsstreitigkeiten 
in dem Fall, daß der Nachlaß im Ausland eröffnet wird 
und in Belgien belegenes Grundvermögen umfaßt, vor 
dem Gericht zu erheben sind, in dessen Bezirk das unbe- 
wegliche Vermögen belegen ist. 

Die in Nummer 8 enthaltene Regelung konnte jedoch 
einmal deshalb angenommen werden, weil das beweg- 
liche und das unbewegliche Vermögen sich in den mei- 
sten Fällen in demselben Staat befinden werden. Weiter 
war man der Ansicht, daß in einem Fall, in dem in 
Deutschland ein Nachlaß mit in Belgien belegenem un- 
beweglichen Vermögen eröffnet worden ist und das 
deutsche Gericht über den Erbschaftsstreit erkennt, Ar- 
tikel 48 keinen Grund für die Versagung der Anerken- 
nung bilden kann; die Vorschriften über die örtliche Zu- 
ständigkeit unterliegen nämlich im allgemeinen nicht 
dem ordre public, und im übrigen ist die einheitliche Be- 
handlung des Nachlasses einer sachdienlichen Entschei- 
dung förderlich. 

Außerdem könnte für den Fall, daß ein deutsches und 
ein belgisches Gericht mit der gleichen Erbschaftsstreitig- 
keit befaßt werden, und zwar ersteres wegen des ge- 
samten Nachlasses und letzteres nur wegen des unbe- 
weglichen Vermögens, unter Berufung auf Artikel 15 des 
Abkommens die Einrede der Rechtshängigkeit geltend 
gemacht werden. 

Nummer 9 sieht den Gerichtsstand des Vermögens vor, 
jedoch nur hilfsweise, d. h. nur für den Fall, daß der 
Beklagte weder seinen Wohnsitz noch seinen gewöhn- 
lichen Aufenthalt in dem Gebiet eines der beiden Ver- 
tragstaaten hatte. Dieser Gerichtsstand entspricht, so- 


Les exceptions dont il est question au 2° se rapportent 
notamment aux articles 42, 43bis et 43 ter de la loi beige 
du 25 mars 1876, relatifs aux ventes de semences et 
d’engrais, aux contrats d'assurances et aux ventes ä 
temperament, articles aux termes desquels toute Con- 
vention anterieure ä la naissance du litige et qui dero- 
gerait aux fors qu'ils designent serait nulle de plein 
droit. Entre en ligne de compte, quant au droit allemand, 
notamment la competence exclusive en matiere d’ac- 
tions reelles (paragraphe 24 du Code de procedure 
civile). 


Le 50 ne correspond qu'en partie ä l'article 42 de la 
loi beige du 25 mars 1876; alors que cet article laisse, en 
matiere mobiliere une Option ä la partie demanderesse 
entre le forum contractus (lieu oü Fobligation a pris 
naissance) et le forum solutionis (lieu oü l'obligation 
doit etre ou a ete executee), ce 5o ne s'applique qu'ä 
la matiere contractuelle et ne retient que le forum solu- 
tionis. 


La raison en est que le droit allemand ne connait que 
cette competence (paragraphe 29 du Code de procedure 
civile). 

Le 6° retient le forum delicti commissi. Cette compe- 
tence, generalement admise, s'impose d'autant plus que 
la Convention est applicable aux decisions rendues en 
matiere civile ou commerciale par les juridictions re- 
pressives. 

Le 8^ admet, en matiere successorale, la competence 
des tribunaux du pays oü le defunt a eu son dernier 
domicile, que la succession coinprenne des biens mobi- 
liers ou immobiliers. 

On a eprouve certaines hesitations du cöte beige ä 
accepter cette solution etant donne les termes de Far- 
ticle 48 de la loi du 25 mars 1876, en vertu duquel, quand 
la succession est ouverte en pays etranger et comprend 
des immeubles situes en Belgique, les actions relatives 
ä des litiges successoraux sont portes devant le juge de 
la Situation des immeubles. 

Si le texte du 8° a ete admis, c’est que, dune part, 
dans la generalite des cas, les biens meubles et im- 
meubles se trouveront dans le meme pays. D'autre part, 
on a estime que si, en cas de succession ouverte en Al- 
lemagne comprenant des immeubles situes en Belgique, 
le juge allemand se prononce sur le litige d'ordre suc- 
cessoral, l’article 48 ne peut constituer une cause de 
refus de reconnaissance; en effet, d'une part, les regles 
relatives ä la competence territoriale ne sont generale- 
ment pas d’ordre public et, d'autre part, la conception 
unitaire de la succession facilite la bonne administration 
de la justice. 


De plus, ä supposer qu’une juridiction allemande et 
une juridiction beige soient saisies du meme litige suc- 
cessoral, la premiere pour l’ensemble de la succession et 
la seconde pour les immeubles, l’article 15 de la Con- 
vention pourrait etre appele ä trancher la question de 
litispendance. 

Le 9° retient le for de la Situation des biens mais ä 
titre subsidiaire seulement, c'est-ä-dire ä condition que 
le defendeiir n'ait ni son domicile ni sa residence habi- 
tuelle sur le territoire de l'un des deux Etats contrac- 
tants. En ce qui concerne le droit allemand, cette com- 
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weit das deutsche Recht in Frage steht, dem des § 23 der 
Zivilprozeßordnung. Auf belgischer Seite ist eine solche 
innerstaatliche Zuständigkeit im Anschluß an eine einst- 
weilige Maßnahme (saisie arret — Artikel 52 Nr. 5 des 
Gesetzes vom 25. März 1876) gegeben. 

Nummer 10 bezieht sich auf den Gerichtsstand für 
Widerklagen und Gewährleistungsklagen (demandes en 
garantie). 

Während die deutsche Delegation der Regelung für die 
Widerklagen ohne weiteres zustimmen konnte, hat sie 
bei den Gewährleistungsklagen (demandes en garantie) 
erst nach einigem Zögern zugestimmt, daß auch sie in 
das Abkommen einbezogen werden. 

Im belgischen Recht „bezeichnet man als Gewährlei- 
stungsklage diejenige, die der Beklagte in einem Rechts- 
streit gegen einen Dritten erhebt, um sich für den Fall 
des ungünstigen Ausgangs dieses Rechtsstreits schadlos 
zu halten. Ich habe eine Ware verkauft; ich werde we- 
gen Nichterfüllung auf Schadenersatz verklagt. Die 
Ware sollte mir selbst von einem Dritten geliefert wer- 
den. Ich beziehe diesen in das Verfahren ein, um von 
ihm hinsichtlich des Schadenersatzes, zu dem ich verur- 
teilt werden sollte, gedeckt und gesichert zu sein . . . 

Mit anderen Worten: die Gewährleistung ist die Ver- 
pflichtung, die einer Person auferlegt wird, eine andere 
gegen eine Klage und gegen den ungünstigen Ausgang 
des Rechtsstreits zu schützen . . . 

Die Rückgriffsklage ist nur zulässig, wenn sie zu der 
Hauptklage in einem Abhängigkeits- oder Unterord- 
nungsverhältnis steht". (Braas, Precis de procedure civile, 
Bd'. I Nr. 709 ff.). 

Die einschlägige Regelung findet sich in Artikel 37 
Abs. 2 des Gesetzes vom 25. März 1876 in der Fassung 
des Artikels 8 des Gesetzes vom 15. März 1932, wonach 
das mit einer Klage befaßte Gericht auch für die Gewähr- 
leistungsklage zuständig ist, und in Artikel 181 des Code 
de procedure civile, der bestimmt, daß diejenigen, die 
auf Gewährleistung verklagt werden, vor dem Gericht 
Recht nehmen müssen, vor dem die Hauptklage anhängig 
ist. 

Die belgische Delegation hat besonderen Wert auf die 
Einbeziehung dieses Gerichtsstandes gelegt, weil er für 
die wirtschaftlichen Beziehungen der beiden Staaten von 
großer Bedeutung ist, mag auch der auf Gewährleistung 
verklagte Dritte durch ihn seinen allgemeinen Gerichts- 
stand verlieren. 

Die deutsche Delegation konnte sich mit dieser Rege- 
lung einverstanden erklären, nachdem ihr von belgischer 
Seite versichert worden war, daß die Interventionswir- 
kungen deutscher Urteile nach den §§ 68, 74 der Zivil- 
prozeßordnung hinsichtlich eines Nebenintervenienten 
oder eines Dritten, dem der Streit verkündet ist, aner- 
kannt werden, und nachdem der zweite Satz in Num- 
mer 10 aufgenommen worden war. 

Das deutsche Verfahren, das der im belgischen Recht 
vorgesehenen Gewährleistungsklage am nächsten kommt, 
verläuft wie folgt: Der Dritte kann dem Beklagten, dem 
er die Ware verkauft hat, in dem Rechtsstreit von sich 
aus beitreten (§66 ZPO), aber es ergeht gegen den Drit- 
ten keine Entscheidung in der Sache. Jedoch äußert das 
Urteil, das zwischen dem Kläger (Käufer) und dem Be- 
klagten (Verkäufer) ergeht, in dem Sinne Wirkungen, 
daß die tatsächlichen Feststellungen und die rechtliche 
Würdigung dieses Urteils in dem nachfolgenden Prozeß 
des Beklagten gegen den Dritten nicht angegriffen wer- 
den können (§ 68 ZPO); in Deutschland kann der Be- 
klagte Rückgriff nur in einem besonderen Verfahren 
nehmen. 


petence correspond au paragraphe 23 du Code de proce- 
dure civile. Du cöte beige, pareille competence est, en 
droit interne, liee au cas de la saisie arret (article 52, 5o 
de la loi du 25 mars 1876). 

Le lOo vise les demandes reconventionnelles et les de- 
mandes en garantie. 

Alors que l'application de la Convention aux deman- 
des reconventionelles a ete admise sans difficulte par la 
delegation allemande, celle-ci a eprouve quelque hösita- 
tion ä inclure dans la Convention les demandes en ga- 
rantie. 

En droit beige, « on denomme action en garantie celle 
qui est intentee par le defendeur ä un proces contre un 
tiers, en vue d'etre tenu indemne des consequences de 
ce proces. J'ai vendu une marchandise; je suis assigne 
en dommages et interets pour defaut de livraison. La 
marchandise devait m'etre fournie ä moi-meme par un 
tiers. J'appelle ce dernier ä la cause, afin d'etre couvert 
et garanti par lui quant aux dommages et interets qui 
seront mis ä ma Charge ...» 

« En d'autres termes, la garantie est l'obligation im- 
posee ä une personne d'en defendre une autre contre une 
action et contre les suites ...» 

« Pour que l'action recursoire soit recevable, il faut 
evidemment qu’elle se rattache ä l'action principale par 
un lien süffisant de dependance ou de Subordination. » 
(Braas, Precis de Procedure Civile — Tome I^r, n^s 709 
et suivants.) 

Le siege de la matiere se trouve dans l'article 37, para- 
graphe 2 de la loi du 25 mars 1876 modifiee par l'ar- 
ticle 8 de la loi du 15 mars 1932, en vertu duquel le tribu- 
nal saisi d'une action est competent pour connaitre de 
l'action en garantie et, dans l'article 181 du Code de 
procedure civile qui dispose que ceux qui seront as- 
signes en garantie seront tenus de proceder devant le 
tribunal oü la demande originaire sera pendante. 

La delägation beige a particulierement insiste pour 
l'admission de cette competence qui, si eile distrait de 
son juge naturel le tiers assigne en garantie, n'en offre 
pas moins un interet evident dans les relations com- 
merciales entre les deux pays. 

La delegation allemande a pu marquer son accord 
apres que des assurances lui aient ete donnees, du cöte 
beige, quant ä la leconnaissance en Belgique des juge- 
ments rendus en Allemagne en ce qui concerne les 
effets ä l'egard des tiers intervenants ou appeles con- 
formement aux paragraphes 68 et 74 du Code de proce- 
dure civile et d'autre part, moyennant l'insertion de la 
seconde phrase du lOo. 

Quant ä la procedure qui, en Allemagne, correspond 
sensiblement ä l'action en garantie prevue par la loi 
beige, eile se presente comme suit: le tiers peut inter- 
venir volontairement dans le proces aux cötes du de- 
fendeur auquel il a vendu la marchandise (paragraphe 66 
du Code de procedure civile), mais aucune decision n'in- 
tervient ä son egard. Toutefois, le jugement rendu entre 
le demandeur (acheteur) au proces et le defendeur (ven- 
deur) a autorite en ce sens que le bien-fonde du juge- 
ment ne pourra etre conteste dans l'action ulterieure de 
ce defendeur contre le tiers (paragraphe 68 du Code de 
procedure civile); en Allemagne, le recours du defen- 
deur doit faire l'objet d'un proces distinct. 
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Die Wirkung eines solchen Urteils wird in Belgien an- 
zuerkennen sein, wenn der Beklagte den Dritten vor 
einem belgischen Gericht verklagt. 

Die vorstehenden Ausführungen gelten auch für den 
Fall, daß der Dritte dem Rechtsstreit nicht von sich aus, 
sondern erst auf die Streitverkündung des Beklagten 
beitritt (§§ 72 und 73 ZPO). 

Das Urteil, das in dem Prozeß zwischen dem Kläger 
und dem Beklagten ergeht, äußert Wirkungen auf den 
nachfolgenden Prozeß, den der Beklagte gegen den Drit- 
ten anstrengt, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob der 
Dritte auf die Streitverkündung beigetreten ist oder 
nicht (§74 ZPO). 

Durch den zweiten Satz der Nummer 10 soll insbeson- 
dere vermieden werden, daß in Deutschland die Urteile 
anerkannt werden müßten, die in Belgien gegen eine Per- 
son ergangen sind, die in Deutschland ihren Wohnsitz 
hat und die auf Gewährleistung verklagt wird, wenn 
zwischen ihr und dem Gewährleistungskläger eine Ver- 
einbarung dahin besteht, daß die deutschen Gerichte für 
alle Streitigkeiten unter ausdrücklicher Einbeziehung des 
Falles der Gewährleistung zuständig sein sollen. Eine 
solche Vereinbarung muß selbstverständlich die Voraus- 
setzungen des Artikels 3 Abs. 1 Nr. 2 erfüllen. 

Besteht ein Vorrang zwischen den beiden Gerichtsstän- 
den, dem vereinbarten Gerichtsstand und demjenigen, 
der für die Gewährleistungsklage besteht? 

Diese Frage ist nicht ohne praktische Bedeutung, wie 
folgender Fall zeigt: ein zur Gewährleistung Verpflichte- 
ter hat mit dem Berechtigten eine Gerichtsstandsverein- 
barung zu seinen Gunsten getroffen; er wird vor das 
Gericht, das für den Berechtigten zuständig ist, geladen; 
im Vertrauen auf die Gerichtsstandsvereinbarung läßt 
der Verpflichtete Versäumnisurteil gegen sich ergehen; 
muß er nun das Versäumnisurteil gegen sich gelten 
lassen? 

Die Delegationen waren einig, ein solches Ergebnis da- 
durch auszuschließen, daß der Gerichtsstandsvereinba- 
rung der Vorrang eingeräumt wird, sofern sie sich auch 
auf die Gewährleistungsklage bezieht. 

Artikel 3 Abs. 2 betrifft den Fall, daß nach dem Recht 
des Staates, in dem die Entscheidung geltend gemacht 
wird, für die Streitigkeit, die zu dieser Entscheidung ge- 
führt hat, ein ausschließlicher Gerichtsstand begründet 
war. In einem solchen Fall braucht die Zuständigkeit des 
Gerichts des Urteilsstaates nicht anerkannt zu werden. 

Es ist den Unterhändlern nicht entgangen, daß gegen 
diese Regelung der Einwand erhoben werden kann, sie 
sei geeignet, den Zweck des Abkommens zu beeinträch- 
tigen. 

Nach ihrer Ansicht war es jedoch vorzuziehen, das 
Problem zu lösen, um den Parteien Klarheit zu geben 
und um zu vermeiden, daß die Anerkennung auf Grund 
des ordre public versagt werden könnte. 

Die beiden Staaten werden sich, wie vereinbart ist, die 
Fälle, in denen nach ihrem Recht eine ausschließliche 
Zuständigkeit besteht, und etwaige Änderungen, die in 
dieser Hinsicht in ihren Rechtsvorschriften nach dem In- 
krafttreten des Abkommens eintreten, einander mittei- 
len, sofern diese Vorgänge für die Anwendung des Ab- 
kommens Bedeutung haben. 

Man war sich darüber einig, daß die ausschließlichen 
Gerichtsstände zu berücksichtigen sind, die im Zeitpunkt 
der Anerkennung der Entscheidung gegeben sind, und 
nicht nur diejenigen, die bei Inkrafttreten des Abkom- 
mens bestehen. 

In Belgien unterliegen die Vorschriften über die ört- 
liche Zuständigkeit im Gegensatz zu denen über die sach- 


L'autorite d'un tel jugement devra etre reconnue en 
Belgique dans l’hypothese oü le defendeur assignerait 
le tiers devant les tribunaux beiges. 

Ce qui vient d'etre expose vise aussi le cas oü le 
tiers n'interviendrait pas volontairement mais serait 
appele en Intervention par le defendeur (paragraphes 72 
et 73 du Code de procedure civile), 

Que le tiers comparaisse ou non, le jugement concer- 
nant le demandeur et le defendeur aura autorite dans le 
proces que le defendeur intentera ulterieurement au 
tiers (paragraphe 74 du Code de procedure civile). 


Quant ä la seconde phrase du 10«, eile a pour but 
d'eviter que ne doivent etre reconnus en Allemagne 
notamment les jugements rendus en Belgique contre une 
personne qui, domiciliee en Allemagne, est appelee en 
garantie, lorsqu'il existe entre cette personne et le ga- 
ranti une convention attribuant competence aux tribu- 
naux allemands pour tout differend y compris expresse- 
ment le cas d'appel en garantie. Pareille convention doit 
evidemment repondre aux conditions prevues au para- 
graphe l^r, 2o de cet article 3. 

Existe-t-il ou non une priorite entre les deux compe- 
tences, celle attributive de juridiction et celle resultant 
de la demande en garantie? 

La question n'est pas sans interet pratique car, ä sup- 
poser qu'il ait conclu en sa faveur une clause attributive 
de juridiction, le garant appele ä comparaitre devant la 
juridiction du garanti et qui, fort de la clause attributive, 
se laisserait condamner par defaut, ne risquerait-il pas 
de se voir opposer le jugement rendu? 


En accordant la priorite ä la clause attributive de juri- 
diction lorsqu'elle couvre egalement l'appel en garantie, 
les delegues ont entendu rencontrer la Situation. 

Le paragraphe 2 de l'article 3 vise le cas oü, d'apres 
le droit de l'ßtat oü la decision est invoquee, une juri- 
diction est exclusivement competente pour connaitre de 
l'action qui a donne lieu ä cette decision. Dans une teile 
hypothese, la competence de la juridiction d'origine ne 
devra pas etre reconnue. 

II n'a pas echappe aux negociateurs que cette clause 
peut donner lieu ä objection comme etant de nature ä 
troubler la securite de la Convention. 

II leur a toutefois paru qu’il valait mieux resoudre le 
Probleme afin d'eclairer les parties et d'eviter que la 
reconnaissance puisse etre refusee par le moyen tire de 
l'ordre public. 

II a ete convenu que les deux Etats se feront con- 
naitre dans la mesure oü ils Interessent l'application de 
la Convention, les cas oü, selon leur loi, il y a juridic- 
tion exclusive et les modifications qui pourraient sur- 
venir, en cette matiere, dans leur legislation apres l’en- 
tree en vigueur de la Convention. 

II a ete reconnu qu'il faut tenir compte des juridic- 
tions exclusives existant au moment de la reconnais- 
sance et non seulement de celles existant ä la date de 
l'entree en vigueur de la Convention. 

En Belgique, les regles de la competence territoriale 
ou ratione loci, par Opposition ä celles de la compe- 
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liehe Zuständigkeit grundsätzlich nicht dem ordre public. 
Nur ausnahmsweise hat die örtliche Zuständigkeit zwin- 
genden Charakter. 

„Dies ist der Fall bei der Berichtigung von Personen- 
standsurkunden (Artikel 99 des Code Civil), bei Arbeits- 
unfällen (Artikel 24 der Gesetze über die Entschädigung 
bei Arbeitsunfällen in der Fassung der Bekanntmachung 
der Königlichen Verordnung vom 28. September 1931)" 
(siehe Braas, aaO, Bd. I Nr. 752), bei Pachtverträgen (Ar- 
tikel 42 bis des belgischen Gesetzes vom 25. März 1876). 

In der Bundesrepublik Deutschland ist ein ausschließ- 
licher Gerichtsstand begründet; 

bei dinglichen Klagen (§ 24 ZPO)? 

bei Klagen auf Anfechtung oder Nichtigkeit eines 
Beschlusses der Hauptversammlung einer Aktienge- 
sellschaft (§§ 199 und 201 des Aktiengesetzes vom 
30. Januar 1937)? 

bei der Klage auf Anfechtung eines Beschlusses der 
Generalversammlung einer Genossenschaft (§ 51 
Abs. 3 des Genossenschaftsgesetzes vom 1. Mai 1889); 

bei der Klage auf Auflösung einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung (§ 61 Abs. 3 des GmbH-Ge- 
setzes vom 20. April 1892); 

bei den Klagen auf Grund des Gesetzes über den 
unlauteren Wettbewerb (§ 24 des Gesetzes gegen 
den unlauteren Wettbewerb vom 7. Juni 1909); 
bei zivilrechtlichen Streitigkeiten auf Grund des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen vom 
27. Juli 1957 (§96 dieses Gesetzes); 
bei arbeitsgerichtlichen Streitigkeiten (§§ 2 ff. des Ar- 
beitsgerichtsgesetzes vom 3. September 1953). 


Artikel 4 

In diesem Artikel sind die Vorschriften über die Zu- 
ständigkeit in Angelegenheiten enthalten, die den Ehe- 
oder Familienstand, die Rechts- oder Handlungsfähigkeit 
oder die gesetzliche Vertretung betreffen. 

Diese Vorschriften gelten nur für den Fall, daß minde- 
stens eine der Parteien einem der Vertragstaaten ange- 
hört. Die Entscheidungen in Sachen der Staatsangehörigen 
dritter Staaten sind in Anbetracht dessen nicht einbe- 
zogen worden, daß bei den Staaten, die durch den 
Rechtsstreit berührt werden können, mit einer unter- 
schiedlichen Regelung des internationalen Privatrechts 
zu rechnen ist. 

Artikel 4 Abs. 1 bezieht sich auf alle Angelegenheiten, 
die den Ehe- oder Familienstand und die Rechts- oder 
Handlungsfähigkeit betreffen (Eheschließung, Scheidung, 
Trennung von Tisch und Bett, Abstammung, Vaterschaft, 
Volljährigkeit, Entmündigung, Annahme an Kindes Statt, 
Vormundschaft usw.). 

Folgende Zuständigkeiten werden anerkannt: 

1. die Zuständigkeit der Gerichte des Staates, dessen 
Staatsangehörigkeit der Beklagte zur Zeit der Klage- 
erhebung besaß; in diesem Fall ist es ohne Bedeu- 
tung, wo der Beklagte seinen Wohnsitz oder seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hatte? 

2. die Zuständigkeit der Gerichte des Staates, in des- 
sen Gebiet der Beklagte seinen Wohnsitz oder sei- 
nen gewöhnlichen Aufenthalt hatte? in diesem Fall 
ist es ohne Bedeutung, welche Staatsangehörigkeit 
der Beklagte besaß, sofern nur der Kläger die 
Staatsangehörigkeit eines der beiden Staaten besaß. 


tence d’attribution ou ratione materiae, ne sont, en prin- 
cipe, pas d'ordre public. Ce n'est cju'exceptionnellement 
que la competence territoriale revet un caractere ri- 
goureux. 

«Tel est le cas en matiere de rectification d'aetes de 
Fetat civil (article 99 du Code civil) en matiere d'acci- 
dents du travail (article 24 des lois sur la reparation des 
accidents du travail coordonnees par arrete royal du 
28 septembre 1931)» (V. Braas opus eite: T. I, n^ 752), en 
matiere de bail ä ferme (article 42bis de la loi beige du 
25 mars 1876). 

Dans la Republique Föderale d'Allemagne, la juridic- 
tion est exclusive: 

— pour les actions reelles (paragraphe 24 du Code de 
procedure civile), 

— pour les actions en contestation ou en nullite d’une 
decision de l'assemblee principale d'une societe 
par actions (paragraphes 199, 201 de la loi du 
30 janvier 1937 sur les societes par actions et les 
societes en commandite par actions), 

“ pour l'action en contestation d’une decision de 
l'assemblee generale d'une societe cooperative (pa- 
ragraphe 51, alinea 3 de la loi du l^r mai 1889 con- 
cernant les societes cooperatives et economats), 

— pour Faction en dissolution d’une societe ä respon- 
sabilite limitee (paragraphe 61, alinea 3 de la loi 
du 20 avril 1892 sur les societes ä responsabilite 
limitee), 

— pour les actions fondees sur la loi sur la concur- 
rence deloyale (paragraphe 24 de la loi du 7 juin 
1909 sur la concurrence deloyale), 

— pour conflits de droit en matiere civile sur base 
de la loi du 27 juillet 1957, concernant les restric- 
tions de concurrence (paragraphe 96 de cette loi), 

— pour les actions en matiere de travail (para- 
graphes 2 et suivants de la loi du 3 septembre 1953 
sur les tribunaux en matiere de travail). 

Article 4 

Cet article trace les regles de competence en ma- 
tiere d'etat et de capacite. 


II s'agit de regles ne visant que le cas oü une au 
moins des parties au proces est ressortissante de Fun 
des Etats contractants. Les decisions concernant les res- 
sortissants d'Etats tiers ont ete exclues etant donne les 
divergences entre le droit international prive des Etats 
qui peuvent etre Interesses au litige. 


Le paragraphe l^r de Farticle 4 s'applique ä toutes les 
matieres touchant ä Fetat et ä la capacite (mariage, di- 
vorce, Separation de corps, filiation, paternite, majorite, 
interdiction, adoption, tutelle etc.). 


Seront reconnues: 

lo la competence des tribunaux de l’Etat dont le de- 
fendeur,' au moment de Fintroduction de Finstance, 
possedait la nationalite? dans ce cas, quel que soit 
le lieu du domicile ou de la residence habituelle 
de ce defendeur; 

7 p la competence des tribunaux de l Etat sur le ter- 
ritoire duquel le defendeur avait son domicile ou 
sa residence habituelle? dans ce cas, quelle que 
soit la nationalite du defendeur pour autant que le 
demandeur ait la nationalitö de Fun des deux 
Etats. 
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In Absatz 2 wird für Ehesachen ein weiterer Gerichts- 
stand vorgesehen. 

Diese Bestimmung soll den Schwierigkeiten begegnen, 
die sich aus Artikel 3 des Grundgesetzes der Bundesre- 
publik Deutschland im Hinblick auf die Gleichberechti- 
gung von Mann und Frau ergeben könnten. 

Die deutsche Frau hat nämlich nicht nur das Recht, 
einen eigenen Wohnsitz zu begründen, sondern sie be- 
hält auch bei der Eheschließung mit einem Ausländer 
grundsätzlich ihre Staatsangehörigkeit bei. 

Dagegen teilt die Ehefrau nach dem geltenden bel- 
gischen Recht (Artikel 108 des Code Civil) den Wohn- 
sitz ihres Ehemannes; ferner ist in Artikel 4 der König- 
lichen Verordnung vom 14. Dezember 1932 zur Verein- 
heitlichung der Gesetze über den Erwerb, den Verlust 
und die Wiedererlangung der Staatsangehörigkeit vor- 
gesehen, daß die Ausländerin, die einen Belgier hei- 
ratet, grundsätzlich die Staatsangehörigkeit des Eheman- 
nes erwirbt. 

Daraus folgt, daß Absatz 1, der das innerstaatliche 
Recht und den Wohnsitz für maßgeblich erklärt, bei ge- 
mischten Ehen zwischen belgischen und deutschen Staats- 
angehörigen zu Schwierigkeiten führen könnte. 

Nach Absatz 1 würde die Zuständigkeit eines belgi- 
schen Gerichts, das über eine Klage auf Scheidung einer 
Ehe eines belgischen Staatsangehörigen und einer deut- 
schen Staatsangehörigen entschieden hat, nur anzuerken- 
nen sein, wenn der belgische Staatsangehörige der Be- 
klagte gewesen wäre oder wenn die deutsche Staatsan- 
gehörige, falls sie die Beklagte gewesen wäre, zur Zeit 
der Klageerhebung ihren Wohnsitz oder ihren gewöhn- 
lichen Aufenthalt in Belgien gehabt hätte. 

Nach der Regelung des Absatzes 2 wird die Zuständig- 
keit des belgischen Gerichts in dem angeführten Bei- 
spiel darüber hinaus anerkannt, jedoch nur unter zwei 
Voraussetzungen; 

1. die Eheleute müssen ihren letzten gemeinsamen 
Aufenthalt in Belgien gehabt haben; 

2. der Kläger muß zur Zeit der Klageerhebung seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt in Belgien gehabt haben. 

Artikel 5 

Zur Erörterung stand die Frage, ob in das Abkommen 
eine Bestimmung des Inhalts aufgenommen werden solle, 
daß die Gerichte des Anerkennungsstaates bei der Prü- 
fung, ob die erforderlichen Voraussetzungen für die Zu- 
ständigkeit des Gerichts des Urteilsstaates Vorlagen, an 
die tatsächlichen Feststellungen, auf Grund deren dieses 
Gericht seine Zuständigkeit für gegeben angesehen hat, 
nicht gebunden sein sollten (dies ist in Artikel 5 Satz 1 
des deutsch-schweizerischen Abkommens und in Artikel 5 
Abs. 1 des deutsch-italienischen Abkommens vorgesehen). 

Beide Delegationen befürchteten, daß eine solche Re- 
gelung böswillige Schuldner veranlassen könnte, vor 
dem Gericht des Anerkennungsstaates die Frage der Zu- 
ständigkeit, die bereits vor dem Gericht des Urteils- 
staates Gegenstand der Verhandlung gewesen ist, er- 
neut aufzuwerfen, und daß solchen Schuldnern damit 
ein Mittel in die Hand gegeben würde, die Anerkennung 
und möglicherweise die Vollstreckbarerklärung hinaus- 
zuzögern. 

Nach dem Abkommen ist das Gericht, vor dem die 
Anerkennung geltend gemacht wird, an die tatsächlichen 
Feststellungen gebunden. 

Ist z. B. das Bestehen einer Gerichtsstandsvereinbarung 
vor einem belgischen Gericht bestritten, von diesem aber 
festgestellt worden, daß eine solche Vereinbarung vor- 


Le paragraphe 2 prevoit un for supplementaire pour 
la matiere du mariage, du divorce ou de la Separation 
de corps seulement. 

Cette disposition est destinee ä rencontrer les difficul- 
tes qui pourraient resulter de l'article 3 de la Constitu- 
tion de la Republique föderale, qui consacre le principe 
de l'egalite des sexes. 

C'est ainsi que la femme allemande non seulement a 
le droit d'avoir un domicile propre, mais encore con- 
serve, en principe, sa nationalite en cas de mariage avec 
un etranger. 

Par contre, dans l'etat actuel du droit beige, d'une 
part, l’article 108 du Code civil dispose que la femme 
mariee n’a point d'autre domicile que celui de son mari 
et, d'autre part, l'article 4 de l'Arrete royal du 14 de- 
cembre 1932, portant coordination des lois sur l'acquisi- 
tion, la perte et le recouvrement de la nationalite, pre- 
voit que l'etrangere qui epouse un Beige suit, en prin- 
cipe, la condition du mari. 

II s'ensuit que le paragraphe l^r, fonde sur la loi na- 
tionale et le domicile, pouvait preter ä contestation 
notamment en cas de mariages mixtes entre ressortis- 
sants beiges et allemands. 

Selon ce paragraphe 1®^, la competence d'une juri- 
diction beige statuant en matiere de divorce entre un 
ressortissant beige et une ressortissante allemande, n'au- 
rait ete reconnue que si le ressortissant beige etait le 
defendeur ou que, dans le cas oü la ressortissante alle- 
mande etait defenderesse, eile avait eu son domicile ou 
sa residence habituelle en Belgique au moment de l'in- 
troduction de l'instance. 

D'apres le Systeme introduit par le paragraphe 2, la 
competence du tribunal beige dans l'exemple eite, sera 
egalement reconnue mais ä deux conditions: 

fo les epoux doivent avoir eu leur^erniere residence 
commune en Belgique; 

2o le demandeur döit avoir eu sa residence habi- 
tuelle en Belgique au moment de l'introduction de 
l'instance. 

Article 5 

La question s'est posee de savoir s'il y avait lieu d'in- 
troduire dans la Convention une clause selon laquelle 
les tribunaux devant lesquels la reconnaissance est in- 
voquee ne sont pas lies, lors de l'examen des regles de 
competence exigees du tribunal d'origine, par les con- 
statations de fait sur lesquelles ce tribunal s'est fonde 
pour etablir sa competence. (Tel est le cas prevu par 
l'article 5, phrase de l’Accord germano-suisse et par 
l'artcile 5, alinea de l'Accord germano-italien.) 

Les deux delegations ont craint qu'une teile clause 
n'incite les debiteurs recalcitrants, ä faire rebondir de- 
vant le tribunal saisi de la demande de reconnaissance, 
la question de competence dejä discutee devant le tribu- 
nal d'origine et ne les fassen! beneficier ainsi d'un 
moyen de retarder la reconnaissance et eventuellement 
l’exequatur. 


D’apres la Convention, les constatations de fait lieront 
le juge devant lequel la reconnaissance est invoquee, 

Ainsi, par exemple, si l’existence d’une clause attribu- 
tive -de juridiction a ete contestee devant un juge beige 
et tranchee par ce dernier dans le sens de l’existence de 
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liegt, so kann das Bestreiten vor dem deutschen Gericht, 
das über die Anerkennung der belgischen Entscheidung 
zu befinden hat, nicht wiederholt werden. 

Die Lösung, auf die sich die Delegationen geeinigt 
haben, soll in dieser Frage dem Abkommen die größt- 
mögliche Wirkung verleihen; sie beruht auf dem gegen- 
seitigen Vertrauen, das die Grundlage des Abkommens 
bildet. 

Artikel 6 

Ebenso wie bei der Anerkennung (siehe die Aus- 
führungen zu Artikel 1) sind die Vorschriften über die 
Vollstreckbarerklärung nicht nur auf rechtskräftige Ent- 
scheidungen anzuwenden, sondern auch auf Entscheidun- 
gen, welche die Instanz ganz oder teilweise beenden und 
damit bestimmte Wirkungen äußern (l’autorite de la 
chose jugee), selbst wenn gegen sie noch Rechtsbehelfe 
zulässig sind; jedoch ist es für die Vollstreckbarerklärung 
unerläßlich, daß die Entscheidungen in dem Staat, in dem 
sie ergangen sind, vollstreckbar sind. Dies ist in Absatz 1 
eindeutig festgelegt. Es versteht sich von selbst, daß es 
unmöglich ist, Entscheidungen, die im Gebiet des Urteils- 
staates selbst keine Vollstreckungswirkungen besitzen, 
in einem anderen Staate zur Vollstreckung zuzulassen. 

Es ist zu bemerken, daß einstweilige Maßnahmen, die 
auf die Zahlung einer Geldsumme lauten, zu den Ent- 
scheidungen gehören, die in dem anderen Staat an- 
erkannt werden können. Hierzu wird auf die Ausführun- 
gen zu Artikel 1 Bezug genommen. 

Auf belgischer Seite hätte man es gern gesehen, wenn 
der sachliche Geltungsbereich diese Bestimmung nicht in 
dieser Weise begrenzt, wenn vielmehr die Vollstreckbar- 
erklärung anderer vorläufiger Maßnahmen zugelassen 
worden wäre, wie etwa die einer Sicherungsbeschlag- 
nahme, einer einstweiligen Verfügung auf Unterlassung 
eines unlauteren Wettbewerbs usw., d. h. von Entschei- 
dungen, mit denen bei dem lebhaften Handelsverkehr 
zwischen den beiden Staaten durchaus zu rechnen ist 
und die vor der^'Entscheidung in der Hauptsache von 
großer Bedeutung sind. 

Die deutsche Delegation war jedoch der Ansicht, daß 
der sachliche Geltungsbereich dieser Bestimmung des 
Abkommens nicht erweitert werden solle, weil sich eine 
Ausnahme von dem Erfordernis, daß es sich um eine 
endgültige Entscheidung handeln müsse, nach ihrer An- 
sicht nur auf dem Gebiete der Unterhaltspflicht recht- 
fertigen lasse. 

Nach Artikel 15 Abs. 2 wird diese Begrenzung kaum 
spürbar werden, weil diese Vorschrift die Möglichkeit 
bietet, daß sich eine Partei statt an das mit der Haupt- 
sache befaßte Gericht an die Gerichte des anderen Staa- 
tes wendet, um einstweilige Maßnahmen zu erwirken. 
Die deutschen Unterhändler haben geltend gemacht, 
dieses Verfahren habe den Vorzug, daß es ebenso schnell 
und billiger sei; es biete ferner den Vorteil, daß die 
Schwierigkeiten nicht auftreten könnten, die sich aus 
einer Änderung der einstweiligen Maßnahme ergeben 
würden, nachdem diese für vollstreckbar erklärt worden 
sei. 

Artikel 7 

Nach den Grundsätzen des internationalen Rechts ist 
für das Verfahren der Vollstreckbarerklärung das Recht 
des Staates maßgebend, in dem die Vollstreckbarerklä- 
rung beantragt wird. 

Sinn und Zweck des Abkommens lassen eine Be- 
schleunigung des Verfahrens wünschenswert erscheinen. 

Deshalb verpflichtet sich die Bundesrepublik Deutsch- 
land in dem ersten Abschnitt des Zusatzprotokolls, das 


la clause, cette contestation ne pourra se reproduire 
devant la juridiction allemande appelee ä se prononcer 
sur la reconnaissance de la decision beige. 

La Solution ä laquelle les negociateurs se sont arretes 
tend ä assurer, sur ce point, la plus grande securite pos- 
sible ä la Convention et repose sur la confiance reci- 
proque qui en constitue le fondement. 


Article 6 

De meme qu'en matiere de reconnaissance (voir ce qui 
a ete dit ä l'occasion de l’article l^r), les regles concer- 
nant l'exequatur s'appliquent non seulement aux de- 
cisions coulees en force de chose jugee, mais aussi aux 
decisions n'ayant que l'autorite de la chose jugee, c'est- 
ä-dire encore susceptibles de recours; toutefois, quant ä 
l'exequatur, il est indispensable qu’elles soient execu- 
toires dans l'ßtat oü eiles on ete rendues. C’est ce que 
le paragraphe l^r fait ressortir d'une maniere non equi- 
voque. II va sans dire qu'il est impossible d'admettre 
dans l'autre Etat, l'execution des decisions qui sur le 
territoire meme de l’Etat oü eiles ont ete rendues ne 
possedent aucune force executoire. 

II convient de remarquer que parmi les decisions sus- 
ceptibles d'etre reconnues dans l'autre Etat, sont com- 
prises les decisions provisoires condemnant au paiement 
d'une somme d’argent. II en a ete question lors de l'exa- 
men de l’article 

Du cöte beige, on aurait souhaite ne pas limiter ainsi 
la portee de cette regle et rendre possible l'exequatur 
d'autres mesures provisoires telles qu'une saisie conser- 
vatoire, l'arret immediat d'une concurrence deloyale, 
etc. . . . mesures d’une eventualite probable dans les re- 
lations commerciales frequentes entre les deux pays et 
d'un grand interet en attendant qu'il soit statue sur le 
fond de l'affaire. 


La delegation allemande a toutefois estime que la 
portee de la regle tracee par la Convention ne devait 
pas etre elargie, l'exception ä la condition du caractere 
definitif du jugement ne se justifiant, ä son avis, que 
dans le domaine des obligations alimentaires. 


L'article 15 (2) semble pouvoir pallier les effets de 
cette limitation en permettant de recourir aux autorites 
judiciaires du pays autre que celui du tribunal saisi du 
fond du litige, pour obtenir des mesures provisoires. Les 
negociateurs allemands on fait valoir que le recours ä 
cette procedure offrait l’avantage d'etre aussi rapide et 
moins coüteux et avait egalement le merite d'eviter les 
inconvenients pouvant decouler d’une modification de la 
decision provisoire dont on aurait obtenu l'exequatur. 


Article 7 

Conformement aux principes admis en droit interna- 
tional, la procedure d'exequatur est regle par la loi de 
l’Etat oü il est demande. 

Toutefois, l’esprit et le but de la Convention rendent 
souhaitable une acceleration de la procedure. 

A cette fin, la Republicjue föderale d'Allemagne s’en- 
gage, aux termes de la premiere section du Protocole 
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Verfahren der Vollstredcbarerklärung in Anlehnung an 
die Vorschriften auszugestalten, die für die Vollstreck- 
barerklärung ausländischer Schiedssprüche gelten (§§ 1044, 
1042 ff. ZPO), wie es bereits in Ausführung anderer ent- 
sprechender Abkommen geschehen ist (vgl. die Ver- 
ordnungen zur Ausführung des deutsch-italienischen und 
des deutsch-schweizerischen Vollstreckungsabkommens 
vom 18. Mai 1937 und 23. August 1930 — Reichsgesetz- 
blatt 1937 II S, 143 und 1930 II S. 1209). Damit ist das 
normale Verfahren nach den §§ 722 ff. der Zivilprozeß- 
ordnung ausgeschlossen. An seine Stelle wird ein sum- 
marisches Verfahren treten; die nähere Regelung wird 
in dem Ausführungsgesetz enthalten sein, das gleichzeitig 
mit dem Abkommen in Kraft treten wird. 

Auf belgischer Seite wird ähnlich wie in dem belgisch- 
französischen und dem belgisch-niederländischen Abkom- 
men der Einspruch gegen die Entscheidung über den 
Antrag auf Vollstreckbarerklärung ausgeschlossen; die 
Frist zur Einlegung der Berufung wird von zwei Monaten 
auf 28 Tage herabgesetzt. 

Diese Bestimmungen sollen in den Entwurf des Zu- 
stimmungsgesetzes zu dem Abkommen aufgenommen 
werden. 

In Belgien ist das Exequaturverfahren, wie hervor- 
gehoben werden soll, ein streitiges Verfahren, für das 
die Gerichte erster Instanz zuständig sind (Artikel 10 des 
Gesetzes vom 25. März 1876) und das durch eine Ladung 
(l’assignation) eingeleitet werden muß. 

In Deutschland gehört das Verfahren ebenfalls zur 
streitigen Gerichtsbarkeit; es muß vor dem Amtsgericht 
oder dem Landgericht eingeleitet werden, je nachdem, 
ob das eine oder das andere Gericht für die gerichtliche 
Geltendmachung des Anspruchs sachlich zuständig ge- 
wesen wäre (vgl. die §§ 23 und 71 des Gerichtsver- 
fassungsgesetzes vom 27. Januar 1877). 

Artikel 8 

In diesem Artikel ist vorgesehen, daß die Partei, die 
Rechte aus der Entscheidung herleiten kann, selbst die 
Vollstreckbarerklärung bei dem Gericht beantragt. 

Bei einem deutschen Titel kann als Antragsteller die 
in der Vollstreckungsklausel bezeichnete Person (§ 725 
ZPO) auftreten; bei belgischen Entscheidungen ist zur 
Stellung des Antrags die Person befugt, die das für 
vollstreckbar zu erklärende Urteil erwirkt hat oder die 
ihr Recht, das Urteil geltend zu machen, durch Urkunden 
nachgewiesen hat. 

Die beiden Delegationen hielten es nicht für ratsam, 
für die Antragstellung den konsularischen oder diplo- 
matischen Weg vorzusehen; es handelt sich bei der Voll- 
streckbarerklärung um eine vorwiegend private Ange- 
legenheit, die nicht zu den eigentlichen Aufgaben der 
konsularischen oder diplomatischen Vertretungen gehört. 

Artikel 9 

Dieser Artikel führt die Unterlagen auf, die zur Be- 
gründung eines Antrags auf Vollstreckbarerklärung bei- 
zubringen sind. 

Nummer 1 schließt es aus, daß Versäumnis- oder An- 
erkenntnisurteile deutscher Gerichte in abgekürzter Form 
vorgelegt werden, wie sie in § 313 Abs. 3 und in § 317 
Abs. 4 der Zivilprozeßordnung vorgesehen sind. 

Weiterhin müssen einstweilige Entscheidungen, die 
nach deutschem Recht keiner Begründung bedürfen, für 
die Geltendmachung in Belgien mit einer Begründung 


additionnel, ä proceder ä une adaptation de la procedure 
d'exequatur en s'inspirant de celle qui est en vigueur 
concernant l'exequatur des sentences arbitrales etran- 
geres (paragraphes 1044, 1042 et suivants du Code de 
procedure civile), adaptation qui a ete effectuee pour 
l'application d'autres Conventions analogues (cf. regle- 
ments portant application des Conventions d'execution 
germano-italienne et germano-suisses en date des 18 mai 
1937 et 23 aoüt 1930 — RGBl. 1937 II, p. 143, et 1930 II, 
p. 1209). Ainsi le recours ä la procedure normale, prevue 
par les paragraphes 722 et suivants du Code de proce- 
dure civile sera exclu. II y sera substitue une procedure 
sommaire dont les dispositions figureront dans la loi 
d’execution qui entrera en vigueur en meme temps que 
la Convention. 

Du cöte beige, ä l'instar de ce qui est prevu dans les 
Conventions franco-belge et belgo-neerlandaise, la voie 
de l'opposition contre la decision d'exequatur sera sup- 
primee et le delai pour interjeter appel sera ramene de 
deux mois ä 28 jours. 

Ces regles seront introduites dans le projet de loi 
portant approbation de la Convention. 

A noter qu'en Belgique la procedure d’exequatur est 
une procedure contentieuse qui releve de la competence 
du Tribunal de I^re instance (article 10 de la loi du 
25 mars 1876) et doit etre ouverte par voie d'assignation. 

En Allemagne, la procedure est egalement contentieuse 
et doit etre introduite devant 1' Amtsgericht ou le Land- 
gericht suivant que l’un ou l'autre eüt ete competent pour 
connaitre de l’action originaire (voir paragraphes 23 et 
71 de la loi du 27 janvier 1877 sur l'organisation judi- 
ciaire — Gerichtsverfassungsgesetz). 

Article 8 

Cet article prevoit que la partie interessee adressera 
elle-meme au tribunal la demande d’exequatur. 

Par partie interessee il faut entendre, du cöte alle- 
mand, la personne designee dans la formule executoire 
(paragraphe 725 du Code de procedure civile); du cöte 
beige, la personne cjui a obtenu le jugement ä exequa- 
turer ou qui, par la production de pieces justificatives, 
etablit son droit ä se prevaloir du jugement, 

Les deux delegations n’ont pas estime opportun d'ad- 
mettre la voie consulaire ou diplomatique pour l’intro- 
duction de la demande; il s’agit lä d une question d’or- 
dre essentiellement prive qui sort des attributions nor- 
males des postes consulaires ou diplomatiques. 


Article 9 

Cet article traite des pieces ä produire ä l’appui d’une 
demande d'exequatur. 

Le lo ecarte la possibilite de produire une expedition 
succincte des decisions allemandes par defaut ou sur 
aveu, telles qu'elles sont autorisees par le paragraphe 
313, alinea 3 et le paragraphe 317, alinea 4, du Code de 
procedure civile. 

D'autre part, les decisions provisoires qui, d'apres le 
droit allemand, ne doivent pas etre motivees devront 
l'etre pour etre produites en Belgique. La motivation a 
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versehen sein. Die Beifügung einer Begründung ist für 
erforderlich gehalten worden, um dem Gericht die Prü- 
fung zu ermöglichen, ob Gründe für die Versagung der 
Vollstreckbarerklärung vorliegen. 

Zu Nummer 4 ist festgestellt worden, daß es die deut- 
schen Gerichte als ausreichend ansehen werden, wenn 
ein belgisches Urteil mit der Vollstreckungsklausel nach 
Artikel 146 des Code de procedure civile und der König- 
lichen Durchführungsverordnung (derzeit Kgl. Verord- 
nung vom 17. Juli 1951) versehen ist. Bei deutschen Ur- 
teilen wird die Vollstreckungsklausel nach § 725 der 
Zivilprozeßordnung als Nachweis dafür angesehen wer- 
den, daß die Entscheidung vollstreckbar ist. 

Nummer 5 betrifft den Fall, daß die Zwangsvoll- 
streckung aus dem Urteil von der Leistung einer Sicher- 
heit abhängig gemacht worden ist. In diesem Fall hat der 
Gläubiger, der die Vollstreckbarerklärung beantragt, den 
Nachweis zu erbringen, daß er diese Verpflichtung erfüllt 
hat. Über die Art und Weise der Sicherheitsleistung 
entscheidet das Gericht des Staates, in dem die Ent- 
scheidung ergangen ist. 

Durch Nummer 6 soll das Verfahren dadurch erleich- 
tert werden, daß die diplomatischen oder konsularischen 
Vertreter sowie die Übersetzer beider Staaten für zu- 
ständig erklärt werden, die Richtigkeit der Übersetzun- 
gen zu bescheinigen. 

Hervorzuheben ist, daß für die beizubringenden Unter- 
lagen eine Legalisation nicht gefordert wird. 

Artikel 10 

Nach Absatz 2 soll der Schuldner gegen Nachteile ge- 
schützt werden, die sich aus der Vollstreckung noch nicht 
rechtskräftiger Entscheidungen ergeben könnten, wenn 
sie später geändert werden. Obwohl die Entscheidung 
in dem Urteilsstaat unbeschadet der noch zulässigen or- 
dentlichen Rechtsbehelfe vollstreckbar ist, kann die Voll- 
streckbarerklärung ausgesetzt werden, wenn der Schuld- 
ner nachweist, daß er gegen die Entscheidung einen 
solchen Rechtsbehelf eingelegt hat. 

Der Schuldner muß auch in dem Fall geschützt werden, 
in dem er den Rechtsbehelf noch nicht eingelegt hat, die 
Frist hierfür aber noch nicht abgelaufen ist. In diesem 
Fall kann das Gericht die Entscheidung über den Antrag 
auf Vollstreckbarerklärung zurückstellen und dem Schuld- 
ner eine Frist zur Einlegung des Rechtsbehelfs setzen. 

Die Entscheidung darüber, ob das Verfahren auszu- 
setzen oder die Entscheidung zurückzustellen ist, hat 
das Vollstreckungsgericht nach freiem Ermessen zu 
treffen; es wird dabei die verschiedenen Interessen 
gegeneinander abwägen. 

Nach Absatz 3 ist die Vollstreckbarerklärung auszu- 
setzen, wenn der Schuldner nachweist, daß in dem 
Urteilsstaat die Zwangsvollstreckung aus der Entschei- 
dung gegen ihn eingestellt ist und daß die Voraussetzun- 
gen erfüllt sind, unter denen er sich auf die Einstellung 
berufen kann. 

Dies ist der Fall, wenn der Schuldner einen Aufschub 
für die Zwangsvollstreckung aus der Entscheidung er- 
langt hat (Artikel 122 des Code de procedure civile und 
§ 712 ZPO) oder wenn ihm nachgelassen worden ist, die 
Zwangsvollstreckung durch Sicherheitsleistung abzu- 
wenden (Artikel 517 ff. des Code de procedure civile 
und § 713 Abs. 2 ZPO). 

Artikel 11 

Im Verfahren der Vollstreckbarerklärung wird ein Teil- 
exequatur zugelassen. Der erste Satz dieses Artikels be- 
trifft den Fall, daß die Entscheidung über mehrere An- 


ete jugee necessaire pour permettre au juge de s'assurer 
qu'il n'existe pas de raisons de refuser l'exequatur. 


Quant au 4o, il a ete admis qu'il serait süffisant de 
produire devant les juridictions allemandes, un juge- 
ment beige revetu de la formule executoire prevue ä 
l'article 146 du Code de procedure civile et par l'Arrete 
royal d'execution (actuellement Arrete royal du 17 juillet 
1951). En ce qui concerne les jugements allemands, la 
«Vollstreckungsklausel» prevue par le paragraphe 725 
du Code de procedure civile sera consideree comme 
attestation etablissant que la decision est executoire. 

Le 50 vise le cas oü l'execution du jugement originaire 
a ete subordonnee ä l’obligation de fournir caution. Dans 
ce cas, le demandeur ä l'exequatur doit produire la 
preuve qu’il a satisfait ä cette Obligation. Les modalites 
de celle-ci sont determinees par le juge de l'Ftat oü la 
decision a ete rendue. 


Le 60 a entendu faciliter encore la procedure en don- 
nant competence au agents diplomatiques ou consulaires 
ainsi qu'aux traducteurs de Tun ou l'autre des deux pays 
pour certifier la conformite des traductions. 

II fallt souligner que la legalisation des actes ä pro- 
duire n'est pas exigee. 

A r t i c 1 e 10 

L'alinea 2 a pour but de proteger le debiteur contre 
les dommages qui pourraient resulter de l'execution de 
decisions non encore coulees en force de chose jugee 
et qui viendraient ä etre modifiees. Bien que la decision 
ait ete rendue executoire dans le pays d'origine, non- 
obstant les voies de recours ordinaires, il pourra etre 
sursis ä l'exequatur si le defendeur prouve qu'il a intro- 
duit pareil recours contre cette decision. 

Le debiteur doit egalement etre protege dans le cas 
oü il n’a pas encore introduit de recours mais oü le 
delai pour l'introduire n'est pas expire. En pareil cas, 
le tribunal saisi de la demande d'exequatur pourra ajour- 
ner sa decision et accorder au debiteur un delai pour 
former le recours 

L'octroi de ces divers sursis est laisse ä l'appreciation 
du juge de l’exequatur qui tiendra compte des interets 
en presence. 


En vertu du paragraphe 3, il faudra surseoir ä l’exe- 
quatur si le defendeur prouve qu'il a obtenu dans le 
pays du tribunal d'origine un sursis ä l'execution du 
jugement et qu'il remplit les conditions pour en bene- 
ficier. 

Tel serait le cas si ce debiteur avait obtenu un delai 
pour l'execution du jugement (article 122 du Code beige 
de procedure civile et paragraphe 712 du Code de pro- 
cedure civile allemand), ou s'il lui etait laisse le choix 
de s'opposer ä l'execution moyennant caution. (Articles 
517 et suivants du Code de procedure civile beige et 
paragraphe 713, alinea 2 du Code de procedure civile 
allemand.) 

Article 11 

Un exequatur partiel pourra etre accorde. La premiere 
phrase de l'article a trait au cas de cumul de demandes 
des parties sur lesquelles le tribunal d'origine a statue. 
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sprüdie ergangen ist. Stellt das mit der Vollstreckbar- 
erklärung befaßte Gericht fest, daß bei einem der An- 
sprQdie, über welche die Entscheidung ergangen ist, die 
Anerkennung zu versagen ist, z. B. weil sie der öffent- 
lichen Ordnung des Vollstreckungsstaates zuwiderliefe, 
so kann es die Vollstreckbarerklärung für diesen An- 
spruch ablehnen und für die übrigen gewähren. 

Der zweite Satz des Artikels 11 setzt voraus, daß der 
Gläubiger einen Antrag auf Erlaß eines Teilexequaturs 
stellt. Ein solcher Antrag ist in zwei Fällen möglich: 
einmal in dem Fall der Klagenhäufung, auf die sich auch 
der erste Satz bezieht, zum anderen in dem Fall, daß die 
Entscheidung sich auf einen einheitlichen, aber teilbaren 
Ansprudi bezieht, z. B. wenn es sich um die Zahlung 
einer Geldsumme handelt, die bereits teilweise an den 
Gläubiger geleistet worden ist. 

Die Delegationen waren sich darin einig, daß bei einer 
Entsdieidung über einen einheitlichen Anspruch ein Teil- 
exequatur von Amts wegen nicht gewährt werden kann, 
weil das mit der Vollstreckbarerklärung befaßte Gericht 
sonst in eine sachliche Nachprüfung eintreten würde. In 
einem solchen Fall muß das Gericht die Vollstreckbar- 
erklärung für die gesamte Entscheidung ablehnen. 


Artikel 12 

Diese Bestimmung beruht auf dem Grundgedanken, 
daß die Entscheidungen des anderen Vertragstaates wie 
eigene Entscheidungen behandelt werden sollen. Sie sieht 
u.a . vor, daß die Maßnahmen anzuordnen sind, die in 
dem Vollstreckungsstaat zum Zwecke der Bekannt- 
machung eines Urteils getroffen werden müßten, das dem 
für vollstreckbar erklärten entspricht (siehe insbesondere 
Artikel 1036 des Code de procedure civile). 


Artikel 13 

Schiedssprüche werden zur Anerkennung und Vollstreck- 
barerklärung nur zugelassen, wenn sie in dem Staat, in 
dem sie ergangen sind, vollstreckbar sind. Es ist deshalb 
erforderlich, daß sie zuvor in dem Heimatstaat für voll- 
streckbar erklärt worden sind. Diese Maßnahme erleich- 
tert die Vollstreckbarerklärung in dem anderen Staat, 
weil bei einem solchen Schiedsspruch anzunehmen ist, 
daß er den gesetzlichen Voraussetzungen für sein Be- 
stehen und seine Wirksamkeit genügt; das ausländische 
Gericht kann sich daher auf die Prüfung beschränken, ob 
ein Verstoß gegen den ordre public vorliegt und ob der 
ihm vorgelegte Schiedsspruch die für seine Beweiskraft 
erforderlichen Voraussetzungen erfüllt. 

Auf Wunsch der deutschen Delegation sind die vor 
einem Schiedsgericht abgeschlossenen Vergleiche (vgl. 
§ 1044 a ZPO) ausdrücklich in das Abkommen einbezogen 
worden. 

Die Bundesrepublik Deutschland und Belgien sind 
Mitgiiedstaaten des Genfer Protokolls über die Schieds- 
klauseln vom 24. September 1923 und des Genfer Ab- 
kommens zur Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche 
vom 26. September 1927. 

Es ist jedoch zu bemerken, daß diese internationalen 
Abkommen nur anzuwenden sind, wenn die an dem 
Schiedsvertrag oder an der Schiedsklausel beteiligten 
Parteien der Gerichtsbarkeit verschiedener Staaten unter- 
worfen sind, daß diese Abkommen sich nicht auf Ver- 
gleiche beziehen und daß Belgien überdies die Anwen- 
dung dieser beiden Abkommen auf solche Verträge be- 
schränkt hat, die nach seinem innerstaatlichen Recht als 
Handelsangelegenheiten anzusehen sind. 


Si le juge requis constate que l'une des demandes sur 
lesquelles porte la decision ne peut faire l'objet d'une 
reconnaissance de sa pari, parce qu'elle est, par exemple, 
contraire ä l'ordre public de son pays, il peut refuser 
l'exequatur pour cette demande et l’accorder pour les 
autres. 

La deuxieme phrase de l'article 11 suppose que le de- 
mandeur requiert un exequatur partiel. Pareille requete 
est possible dans deux cas: d'une part, dans le cas de 
cumul de demandes auquel se refere aussi la premiere 
phrase, d'autre part, dans le cas oü la decision se rap- 
porte ä une demande qui peut etre fractionnee, par 
exemple lorsqu'il s'agit du paiement d'une somme d'ar- 
gent dont une partie aurait dejä ete payee au requerant. 

Les delegations ont ete d'accord pour reconnaitre que 
le juge de l'exequatur ne peut s'il s'agit d'une decision 
portant sur une demande unique, accorder d'office un 
exequatur partiel, car il procederait par lä ä un examen 
du fond de l'affaire. En pareil cas, le juge doit refuser 
l'exequatur pour l'ensemble de la decision. 


Article 12 

Cette disposition s'inspire notamment de l'idee fonda- 
mentale que les decisions rendues dans l'autre Etat 
doivent etre consideröes comme des decisions rendues 
sur le territoire national. Elle vise entre autres les me- 
sures de publicite dont devrait faire l'objet dans le pays 
de l'exequatur un jugement analogue ä celui dont l'exe- 
quatur est accorde. (Voir notamment article 1036 du 
Code de procedure civile beige.) 


Article 13 

Les sentences arbitrales ne seront admises ä recon- 
naissancs et ä exequatur que si eiles sont executoires 
dans le pays oü eiles ont ete rendues. Il faut donc 
qu'elles aient obtenu un exequatur prealable dans le pays 
d'origine. Cette mesure facilite l'exequatur dans l'autre 
Etat car une teile sentence est censee satisfaire aux con- 
ditions legales de son existence et de sa validite et 
l'autorite judiciaire etrangere pourra, en fait, se borner 
ä verifier la clause de l'ordre public et le caractere 
d'authenticite de la sentence qui lui est soumise. 


A la demande de la delegation allemande, les trans- 
actions consacrees par un tribunal arbitral (cfr. para- 
graphe 1044 a du Code de procedure civile) sont ex- 
pressement visees dans la Convention. 

La Belgique et la Republique föderale d'Allemagne 
sont egalement parties au Protocole de Geneve du 
24 septembre 1923 relatif ä la validite des clauses d'ar- 
bitrage et ä la Convention de Geneve du 26 septembre 
1927 concernant la reconnaissance et l'execution des 
sentences arbitrales rendues ä l'etranger. 

Il convient toutefois d'observer que ces accords inter- 
nationaux ne sont applicables que si les parties au com- 
promis ou ä la clause compromissoire sont soumises ä 
la juridiction d'Etats differents, qu'ils ne prevoient pas 
la question des transactions et, en outre, que la Belgique 
a restreint l'appiication de ces deux Instruments aux 
seuls contrats reputes commerciaux par son droit na- 
tional. 
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Der Gläubiger hat die Möglichkeit, sich je nach Lage 
des Falles auf das vorliegende Abkommen oder auf das 
Genfer Abkommen zu berufen (siehe Artikel 16 dieses 
Abkommens und Artikel 5 des Genfer Abkommens von 
1927). 

Wie bei den gerichtlichen Entscheidungen regelt sich 
das Verfahren der Vollstreckbarerklärung nach den Vor- 
schriften, die in dem Staat gelten, in dem die Vollstreck- 
barerklärung nachgesucht wird. Im deutschen Recht han- 
delt es sich um die §§ 1042 a bis d und § 1044 der Zivil- 
prozeßordnung und im belgischen Recht um die Artikel 
1020 ff. des Code de procedure civile mit den Ab- 
weichungen, die in dem ersten Abschnitt des Zusatz- 
protokolls enthalten sind. 

Artikel 14 

Dieser Artikel behandelt die Vollstreckbarerklärung 
öffentlicher Urkunden. 

Die deutsche Delegation hat Wert darauf gelegt, daß 
die gerichtlichen Vergleiche ausdrücklich erwähnt werden. 

Die belgischen Delegierten hatten zunächst Bedenken 
dagegen, die gerichtlicheh Vergleiche den öffentlichen 
Urkunden gleichzustellen. Wenn die Prozeßparteien vor 
einem belgischen Gericht einen Vergleich schließen, so 
wird dieser Vergleich in einem Urteil festgelegt (juge- 
ment de donne acte). Diese Urteile enthalten im allge- 
meinen eine Verurteilung für den Fall, daß nicht frei- 
willig erfüllt wird. Es greifen dann die Bestimmungen 
ein, die für die Vollstreckbarerklärung von gerichtlichen 
Entscheidungen gelten. 

Wenn das Urteil (le jugement de „donne acte") eine 
Verurteilung für den Fall, daß nicht freiwillig erfüllt 
wird, nicht enthält, muß in Belgien förmlich geklagt 
werden, um einen zur Vollstreckung geeigneten Titel zu 
erhalten. Das so erwirkte Urteil kann dann nach dem 
Abkommen für vollstreckbar erklärt werden. 

Für die belgische Seite ergab sich also, daß der ge- 
samte Fragenkomplex der gerichtlichen Vergleiche unter 
die Bestimmungen fällt, die für die Vollstreckbarerklärung 
gerichtlicher Entscheidungen vorgesehen sind. 

In der Bundesrepublik Deutschland sind dagegen die 
Vergleiche, die in einem Rechtsstreit vor einem Gericht 
abgeschlossen sind, ohne weiteres vollstreckbar (§ 794 
Abs. 1 Nr. 1 ZPO). 

Die belgische Delegation hat sich bereit erklärt, die 
deutschen gerichtlichen Vergleiche als vollstreckbare 
Titel im Sinne des Abkommens anzuerkennen; um aber 
jeden Zweifel auszuschließen, sind diese Vergleiche den 
Öffentlichen Urkunden in Artikel 14 Abs. 1 ausdrücklich 
gleichgestellt worden. 

Unter den deutschen öffentlichen Urkunden sind zu 
nennen: die in § 794 Abs. 1 Nr. 5 der Zivilprozeßordnung 
erwähnten vollstreckbaren Urkunden, die von einem 
Gericht oder von einem Notar aufgenommen sind, sowie 
die Erklärungen über die Unterhaltspflicht nach § 1708 
des deutschen Bürgerlichen Gesetzbuchs, die von den 
Jugendämtern aufgenommen sind. Auf belgischer Seite 
sind die vollstreckbaren Urkunden zu erwähnen, die von 
den Notaren (Artikel 19 des Gesetzes über das Notariat 
vom 25. Ventöse des Jahres XI und Artikel 547 des 
Code de procedure civile) oder von Öffentlichen Be- 
hörden (siehe Artikel 1317 des Code Civil) aufgenommen 
sind. In das Abkommen sind die Urkunden einbezogen, 
die von den Konsuln der beiden Staaten aufgenommen 
sind, sofern diese wie Notare tätig werden (belgisches 
Gesetz vom 10. und 12. Juli 1931; § Iß des deutschen Ge- 
setzes, betreffend die Organisation der Bundeskonsulate 
vom 8. November 1867). 


Quoi qu’il en soit, le demandeur aura la possibilite 
d'invoquer, selon le cas, soit la presente Convention, 
soit la Convention de Geneve (voir article 16 de la pre- 
sente Convention et article 5 de la Convention de Ge- 
neve de 1927). 

Comme pour les decisions judiciaires, la procedure 
d’exequatur est reglee par les dispositions en vigueur 
dans rßtat oü l’exequatur est sollicite. En droit allemand, 
il s'agit des paragraphes 1042 a — d et 1044 du Code de 
procedure civile et en droit beige des articles 1020 et 
suivants du Code de procedure civile, avec les deroga- 
tions inscrites ä la I^re Section du Protocole additionnel. 


Article 14 

Cet article traite de l'exequatur des actes authentiques. 

La delegation allemande a insistö pour que les trans- 
actions judiciaires soient expressement mentionnees. 

Les delegues beiges ont hesite ä assimiler les trans- 
actions judiciaires aux actes authentiques, En effet, si 
les parties au proces concluent une transaction devant 
un tribunal beige, celle-ci est constatee dans un juge- 
ment de donne acte. Ces jugements comportent generale- 
ment condamnation ä defaut d'execution volontaire. 
Entreraient alors en ligne de compte, les textes reglant 
la matiere de l'exequatur des decisions judiciaires. 


Si le jugement de «donne acte» ne contenait pas con- 
damnation ä defaut d'execution volontaire, il faudrait 
en Belgique, agir par voie d’assignation pour obtenir 
le titre exäcutoire necessaire. Le jugement ainsi obtenu 
pourrait alors etre soumis ä exequatur conformement 
aux regles inscrites dans la Convention. 

Il apparaissait donc, du cöte beige, que tout ce qui 
concerne les transactions judiciaires entrait dans les dis- 
positions elaborees pour l'exequatur des decisions judi- 
ciaires. 

Par contre, dans la Republique federale d’Allemagne, 
les transactions conclues au cours d'un proces devant 
un tribunal sont executoires de plein droit (paragraphe 
794, al. 1, no 1 du Code de procedure civile). 

La delegation beige s'est declaree disposee ä recon- 
naitre les transactions judiciaires allemandes comme 
titres executoires au sens de la Convention, mais pour 
eviter tout doute, le principe d'assimilation aux actes 
authentiques a ete formellement exprime dans l'article 14, 
paragraphe 

Parmi les actes authentiques allemands on peut citer 
les actes executoires mentionnes dans le paragraphe 
794, al. 1er, no 5 du Code de procedure civile et qui ont 
ete re^us par un tribunal ou un notaire, ainsi que les 
declarations portant sur l’obligation alimentaire selon 
l'article 1708 du Code civil allemand et qui sont regues 
par les Offices de prevoyance pour la jeunesse (Jugend- 
ämter). Du cötö beige, il y a lieu de mentionner les 
actes executoires regus par les notaires (article 19 de la 
loi du 25 Ventöse an XI sur le notariat et article 547 du 
Code de procedure civile) ou par des autorites publiques 
(voir article 1317 du Code civil beige). Sont compris 
dans les previsions de la Convention, les actes dresses 
par les consuls des deux pays agissant en tant que 
notaire (loi beige des 10 et 12 juillet 1931 — Article 16 
de la loi allemande sur 1' Organisation des consulats fede- 
raux du 8 novembre 1867). 
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Artikel 15 

Diese Bestimmung erklärt sidi aus dem Bestreben, es 
zu verhindern, daß in den beiden Staaten einander wider- 
sprechende Entscheidungen ergehen; eine solche Vor- 
sorge ist um so eher geboten, weil das Abkommen, wie 
bereits ausgeführt, keine gemeinsamen Gerichtsstände 
schafft, die befolgt werden müßten. 

Bei der näheren Ausgestaltung ist die Frage der 
Rechtshängigkeit zugunsten des zuerst angerufenen Ge- 
richts gelöst worden. 

Es ist selbstverständlich, daß diese Regelung nur Platz 
greift, wenn die zu erwartende Entscheidung des zuerst 
angerufenen Gerichts in dem anderen Vertragsstaat an- 
zuerkennen wäre, 

Absatz 2 ist auf Wunsch der belgischen Delegation 
eingefügt worden. Die Rechtshängigkeit schließt danach 
nicht aus, daß ein anderes als das mit der Hauptsache 
befaßte Gericht einstweilige Maßnahmen anordnet. 


Artikel 16 

Dieses Abkommen läßt Spezialabkommen, die für ihre 
Sachgebiete hinsichtlich der Anerkennung und Voll- 
streckung von Entscheidungen besondere Bestimmungen 
treffen, unberührt. 

Unter den Übereinkommen oder Abkommen, die nach 
diesem Artikel unberührt bleiben sollen, sind zu er- 
wähnen: Das Haager Abkommen über den Zivilprozeß 
hinsichtlich der Vollstreckbarerklärung von Kostenent- 
scheidungen gegen einen Kläger oder Intervenienten, 
der von der Sicherheitsleistung für die Prozeßkosten 
befreit ist (Artikel 18 und 19), das Genfer Protokoll über 
die Schiedsklauseln vom 24. September 1923, das Genfer 
Abkommen zur Vollstreckung ausländischer Schieds- 
sprüche vom 26. September 1927, das Internationale Über- 
einkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr (CIM) vom 
25. Oktober 1952, das Internationale Übereinkommen 
über den Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr (CIV) 
vom gleichen Tage, das am 27, Februar 1953 in London 
Unterzeichnete Abkommen über die deutschen Auslands- 
schulden (Artikel 17) sowie die auf der Achten Tagung 
der Haager Konferenz für Internationales Privatrecht 
ausgearbeiteten Abkommen über die gerichtliche Zu- 
ständigkeit kraft Parteivereinbarung bei zwischenstaat- 
lichen Kaufverträgen über bewegliche Sachen und über 
die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen 
auf dem Gebiet der Unterhaltspflicht gegenüber Kindern, 
sofern die Bundesrepublik Deutschland und Belgien die 
beiden letztgenannten Abkommen ratifizieren. 

Artikel 17 

Das Abkommen hat keine rückwirkende Kraft. Dieser 
Grundsatz ist aus anderen einschlägigen Abkommen 
übernommen (Artikel 19 des belgisch-französischen Ab- 
kommens, Artikel 27 des belgisch-niederländischen Ab- 
kommens, Artikel 2 Abs. 1 des belgisch-britischen Ab- 
kommens, Artikel 10 des deutsch-schweizerischen Ab- 
kommens, Artikel 18 des deutsch-italienischen Abkom- 
mens); er rechtfertigt sich aus dem Bestreben, eine 
Rechtslage unverändert zu lassen, die bereits auf Grund 
anderer Rechtbeziehungen entstanden ist als derjenigen, 
die erst durch dieses Abkommen zwischen den beiden 
Staaten begründet werden. 

Artikel 18 

In Ansehung Belgiens gilt das Abkommen bei seinem 
Inkrafttreten nur für das Mutterland. Es kann durch ein- 


Article 15 

Cette disposition s'imposait si Ton desirait eviter que 
ne soient rendues, dans Tun et l’autre des deux pays, 
des decisions contradictoires, d’autant plus, ainsi qu’il 
l'a dejä ete expose, que la Convention n'impose pas des 
regles de competence commune, 

Selon le Systeme admis, la litispendance sera tranchee 
en faveur du juge premier saisi. 

II va Sans dire que cette regle ne joue que si la deci- 
sion ä intervenir doit etre reconnue dans l'autre Etat 
contractant. 

Le second paragraphe a ete insere ä la demande de 
la delegation beige. II precise que la litispendance ne 
peut faire obstacle ä ce que des mesures provisoires ou 
conservatoires soient requises d'un tribunal autre que 
celui saisi du fond du litige. 

Article 16 

II est prevu que la Convention ne porte pas atteinte 
aux Conventions particulieres qui comporteraient des 
dispositions speciales reglant la reconnaissance ou l’exe- 
cution des decisions dans les domaines faisant l’objet de 
ces Conventions. 

On peut citer parmi les Conventions ou Accords que 
cet article entend reserver, la Convention de La Haye, 
relative ä la procedure civile, en ce qui concerne l'exe- 
cution des condamnations aux frais et depens du proces 
prononcees contre le demandeur ou l’intervenant dis- 
pense de la caution judicatum solvi (articles 18 et 19); 
le Protocole de Geneve relatif aux clauses d'arbitrage 
du 24 septembre 1923, la Convention de Geneve pour 
l'execution des sentences arbitrales etrangeres du 26 sep- 
tembre 1927, la Convention internationale concernant le 
transport des marchandises par chemin de fer (C.I.M.) du 
25 octobre 1952, la Convention internationale concernant 
le transport des voyageurs et des bagages par chemin 
de fer (C.I.V.) de la meme date, l'Accord sur les dettes 
exterieures allemandes (article 17) signe ä Londres le 
27 fevrier 1953, les Conventions elaborees ä la huitieme 
Session de la Conference de La Haye de Droit Inter- 
national Prive sur la competence du for contractuel en 
cas de vente ä caractere international d'objets mobiliers 
corporels et sur la reconnaissance et l'execution des de- 
cisions en matiere d’obligations alimentaires envers les 
enfants, dans le cas oü la Belgique et la Republique 
föderale d'Allemagne ratifieraient ces deux dernieres 
Conventions. 


Article 17 

La Convention n'aura aucun effet retroactif. Ce prin- 
cipe s'inspire des Conventions de l'espece (Convention 
franco-belge (article 19), Convention belgo-neerlandaise 
(article 27), Convention anglo-belge (article 2 [1]), Con- 
vention germano-suisse (article 10), Convention germano- 
italienne (article 18)) et se justifie par le souci de ne pas 
modifier un etat de choses acquis sous l'empire de rap- 
ports juridiques autres que ceux crees entre les deux 
Etats par l'intervention de la Convention. 


Article 18 

En ce qui concerne la Belgique, la Convention ne 
s'appliquera lors de son entree en vigueur qu'au terri- 
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fadien Notenwechsel auf Belgisch-Kongo und das Gebiet 
von Ruanda-Urundi ausgedehnt werden. 

Artikel 19 

Das Abkommen tritt drei Monate nach dem Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft {Absatz 2). Diese 
Frist ist gewählt worden, um es den Gerichten beider 
Staaten und den Rechtsuchenden zu ermöglichen, sich auf 
die durch das Abkommen geschaffene neue Rechtslage 
einzustellen. 

Zusatzprotokoll 

Abschnitt I 

Zu Abschnitt I des Protokolls sind bereits nähere Er- 
läuterungen bei Artikel 7, der das Verfahren der Voll- 
strecfcbarerklärung regelt, gegeben worden. 

Die anzuwendenden Verfahrensvorschriften sind in ein 
Protokoll und nicht in das Abkommen selbst aufgenom- 
men worden, weil sie in der Bundesrepublik Deutsch- 
land Gegenstand besonderer gesetzlicher Regelung sein 
werden. 

Diese Bestimmungen sollen vor allem das Verfahren 
der Vollstrecfcbarerklärung so weit wie möglich verein- 
fachen und beschleunigen. 

Zu berücksichtigen ist, daß der Schuldner schon vor 
den Gerichten des Staates, in dem die Entscheidung er- 
gangen ist, und danach vor dem Gericht des Voll- 
streckungsstaates Gelegenheit gehabt hat, seine Ver- 
teidigungsmittel geltend zu machen. Es soll ihm deshalb 
nicht ermöglicht werden, die Vollstreckung der Entschei- 
dung durch Wahrnehmung aller denkbaren Rechtsbehelfe 
und durch Ausnutzung der verschiedensten Fristen in 
dem Staate des Vollstreckungsgerichts zu verzögern. 

Abschnitt II 

Da in dem Abkommen auch die Anerkennung und 
Vollstreckung vorläufig vollstreckbarer Entscheidungen 
vorgesehen ist, muß der Möglichkeit Rechnung getragen 
werden, daß eine Entscheidung, die in dem anderen Ver- 
tragstaat bereits für vollstreckbar erklärt und voll- 
streckt ist, in dem Urteilsstaat später aufgehoben oder 
abgeändert wird. In einem solchen Fall muß der Schuld- 
ner, sei es, daß in der Bundesrepublik Deutschland, sei 
es, daß in Belgien vollstredct worden ist, so behandelt 
werden, wie wenn es sich um eine Entscheidung handelt, 
die in demselben Staat erlassen, vollstreckt und abge- 
ändert würde. In diesem Fall würden, wenn die Voll- 
streckung in der Bundesrepublik Deutschland betrieben 
worden wäre, dem Schuldner die Rechte aus § 717 Abs. 2 
und 3 der Zivilprozeßordnung zustehen. In Belgien 
werden dem Schuldner durch die Rechtsprechung Aus- 
gleichs- und Schadenersatzansprüche zuerkannt (Braas: 
„Precis de Procedure civile", 3. Aufl., Bd. II Nr. 945). 

Wird die Entscheidung nach der Vollstreckbarerklärung 
in dem Urteilsstaat aufgehoben und erkennt das Voll- 
streckungsgericht auf Wiederherstellung des früheren 
Zustandes, auf Naturalrestitution und gegebenenfalls auf 
Schadenersatz, so muß die Partei, zu deren Gunsten 
dieses Urteil ergangen ist, es ihrerseits vor den Gerich- 
ten des anderen Staates geltend machen können. 

Diese Möglichkeit wird durch Abschnitt II des Proto- 
kolls in der Weise sichergestellt, daß die Zuständigkeit 
des Vollstreckungsgerichts anerkannt wird, ohne daß es 
auf die in Artikel 3 vorgesehenen Gerichtsstände an- 
käme. 

Bonn, den 30. Juni 1958 


toire metropolitain. Elle pourra etre etendue par simple 
echange de notes au Congo Beige et au territoire du 
Ruanda-Urundi. 

Article 19 

La Convention entrera en vigueur trois mois apres 
l'echange des Instruments de ratification (paragraphe [21). 
Ce delai a ete fixe pour permettre aux autorites judi- 
ciaires des deux Etats et aux justiciables de s'informer 
du nouvel etat juridique cree par la Convention. 


Protocole additionnel 

Section I 

II a ete question dans le commentaire de l'article 7 
relatif ä la procedure d'exequatur des dispositions figu- 
rant ä la le^e Section du Protocole. 

Les regles qui devront etre suivies ont ete inserees 
dans un Protocole et non dans la Convention elle-meme, 
etant donne qu'elles devront faire l'objet, dans la Repu- 
blique föderale, de dispositions legislatives speciales. 

Ces regles tendent notamment ä simplifier et ä häter 
autant que possible la procedure d'exequatur. 

II convient en effet de remarquer que le defendeur a 
dejä eu l’occasion de faire valoir ses moyens de defense 
devant les juridictions de l'Etat oü la decision a ete 
rendue et ensuite devant le tribunal d’exequatur, II 
semble des lors qu'on ne doive pas lui permettre de re- 
tarder par l'exercice de toutes les voies de recours et 
par l'accumulation des delais dans le pays du tribunal 
d’exequatur, l’execution de la decision. 


Section II 

Etant donne que la Convention prevoit egalement la 
reconnaissance et l'execution des decisions executoires 
par Provision, il faut tenir compte de l’eventualite oü 
une decision, qui a dejä ete executee dans l'autre Etat 
contractant, serait ulterieurement retractee ou reformee 
dans l'Etat oü eile a ete rendue. Dans pareil cas, que 
l'execution ait eu lieu soit dans la Republique föderale, 
soit en Belgique, le debiteur doit etre traite de la meme 
maniere que s'il etait agi d'un jugement rendu, execute 
et röforme dans un meme etat. Dans ce cas et si l'exe- 
cution avait ete poursuivie dans la Republique fedörale 
d'Allemagne, le döbiteur aurait les droits prövus au 
paragraphe 717, al. 2 et 3 du Code de procödure civile. 
En Belgique, la jurisprudence reconnait au debiteur le 
droit ä indemnisation (Braas: « Pröcis de procedure ci- 
vile», 3^ edition, T. 2, no 945). 


Si la döcision, apres avoir ete exequaturee, vient ä 
etre reformee dans le pays du tribunal d'origine, et si 
le tribunal d'exequatur ordonne la remise des choses en 
ötat, des restitutions et öventuellement des dommages 
et interets, la partie au profit de laquelle ce dernier 
jugement a ete rendu doit pouvoir, ä son tour, l’invoquer 
devant les tribunaux de l'autre Etat. 

Cette possibilite est donnee par la Section II du Proto- 
cole en ce sens que le tribunal d'exequatur est reconnu 
competent sans qu'il faille tenir compte des competences 
prevues ä l'article 3. 


Bonn, 30 juin 1958. 


Herment Bülow Bülow Herment 
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